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ren kostet, über die Übergriffe zu spre-
chen“, sagte Garg.

Für Dr. Henrik Herrmann, Präsi-
dent der Ärztekammer Schleswig-Hol-
stein, stellen sich vor allem zwei Fra-
gen: „Wie konnte das passieren und wie 
können wir es verhindern?“ Er stellt klar, 
dass Medikamentenversuche auch da-
mals – die Berichte beziehen sich auf 
Vorfälle bis in die 1970er Jahre hinein – 
nicht mit der berufsständischen Ethik 
vereinbar waren. Dass heute über die 
Geschehnisse von damals gesprochen 
wird, hält er als Mahnung für heutige 
Mediziner für wichtig. 

Für die Betroffenen war das Sym-
posium im Kieler Landeshaus in ers-

E
in bis vor wenigen Jahren weitge-
hend verdrängtes Thema hat in 
Schleswig-Holstein den Landtag 
erreicht. Im Dezember berichte-
ten Betroffene im Kieler Landes-
haus, wie sie als Kinder und Ju-
gendliche in stationären psychiatri-

schen Einrichtungen misshandelt wur-
den. Ihre Schilderungen über Gewalt, 
Erniedrigung und Medikamentenver-
suche schockierten die Abgeordneten 
des Landtages und die Mitglieder des 
Sozialausschusses. Auch Sozialminis-
ter Dr. rer. pol. Heiner Garg zeigte sich 
nach den Berichten betroffen und be-
wegt. „Es wurde deutlich, wie viel Kraft 
und Überwindung es auch nach 40 Jah-

ter Linie wichtig, damit ihre Leidens-
zeit öffentlich wahrgenommen und das 
Ausmaß der Folgen für sie persönlich – 
Traumata, körperliche Schäden, verbau-
te Zukunftschancen – deutlich wird. 

Garg setzte sich deshalb auf der So-
zialministerkonferenz der Bundeslän-
der dafür ein, dass die Anträge von Be-
troffenen bei der „Stiftung Anerkennung 
und Hilfe“ längere Fristen erhalten und 
sich auch auf die Zeit über 1975 hinaus 
beziehen können. Denn inzwischen gibt 
es Hinweise, dass es auch nach dem Um-
bruch in der Psychiatrie Mitte der 1970er 
Jahre noch Leid und Unrecht in einigen 
Einrichtungen gab.
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Im Kieler Landtag finden viele Sitzungen statt, Ende November aber eine ganz besondere:  

Ehemalige Patienten der Kinder- und Jugendpsychiatrie in Schleswig kamen zu Wort, die 

als Patienten in den 50-er bis 70-er Jahren unfreiwillig an Medikamentenversuchen teil-

nahmen. Erst vor zwei Jahren erfolgte die Aufdeckung und die notwendige Aufarbeitung 

des Geschehenen. Die Betroffenheit heute ist sehr groß, nicht vorstellbar, wie das passieren 

konnte. 

Szenenwechsel nach Berlin, Anfang November: Erinnerungssteine an verfolgte jüdische 

Ärztinnen und Ärzte vor der Bundesärztekammer werden eingeweiht, eine Ausstellung 

dazu eröffnet. Die Anteilnahme ist sehr groß, nicht vorstellbar, wie das passieren konnte.

Auch wir mit unseren hohen ethischen Prinzipien, mit der Grundüberzeugung des Helfens 

und Heilens und des Nicht-Schadens müssen erkennen, dass wir verführbar sind und von 

unserem Weg abkommen können. Kann uns das auch jetzt passieren? 

Die Mechanismen sind subtiler, doch sie sind vorhanden. Sind wir in unseren Entschei-

dungen immer frei und ungebunden, steht das Patientenwohl immer an erster Stelle?  

Seien wir uns dieser Fragen immer bewusst als Richtschnur unseres ärztlichen Handelns, 

lernen wir aus der nicht zu vergessenden Vergangenheit und setzen wir uns für die Werte 

in der Medizin ein. 

Nicht vorstellbar, aber ...

Freundliche Grüße
Ihr

Dr. Henrik Herrmann
P r ä s i d e n t

„Steht das 
Patientenwohl 
immer an erster 
Stelle? “
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Z
ehn neue Operationssäle sollen in der 
imland Klinik in Rendsburg künftig 
die bestehenden neun ersetzen. Kurz 
vor Weihnachten überreichte Landes-

gesundheitsminister Dr. rer. pol. Hei-
ner Garg einen Fördermittelbescheid in 
Höhe von 22,4 Millionen Euro in Rends-
burg. 

Im Neubau sollen die Räume funk-
tionaler angeordnet und die bisher an 
verschiedenen Orten in der Klinik ver-
teilten Aufwachräume zu einem zentra-
len Aufwachraum mit 24 Plätzen zusam-
mengefasst werden. Außerdem ist eine 
Zentralsterilisation für OP-Instrumen-
te auf dem neuesten Stand geplant. Die 
neuen OP-Säle werden mit 42 Quadrat-
metern deutlich größer sein als die bis-
herigen. „Bei großen operativen Eingrif-
fen wird viel Platz für  die umfangrei-
che Geräteausstattung benötigt“, nannte 
Prof. Andreas Stark, Sprecher des Zen-
trums für operative Medizin an der Kli-
nik, einen Grund für die Vergrößerung.  

Wie wichtig die Baumaßnahme für im-
land ist, zeigt das Jahr der Inbetrieb-
nahme der bestehenden OP-Einheit: 
1979. Das Krankenhaus sprach in Zu-
sammenhang mit dem Fördermittelbe-
scheid auch von einem „lang ersehnten 
Befreiungsschlag“. Bei mehr als 6.000 
stationären und ambulanten Opera-
tionen pro Jahr wird nach Fertigstel-
lung mit einer deutlichen Entlastung 
gerechnet. 

„Kürzere Wege für die Fachkräfte 
 und insgesamt deutlich verbesserte 
 Arbeitsbedingungen“, verspricht sich 
das Gesundheitsministerium von dem 
Neubau. Garg erwartet, dass der OP-
Bereich der imland Klinik „für die 
kommenden Jahre hervorragend auf-
gestellt sein“ wird. Er sprach von einem 
„wichtigen Zukunftssignal für die Re-
gion“, wenn Klinikträger und Landes-
regierung gemeinsam in die Versor-
gung investieren.  (PM/RED) 
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Imland Klinik Rendsburg kann OP erneuern

I
n Schleswig-Holstein ist die Zahl ju-
gendlicher Komatrinker wieder ge-
stiegen. Im Jahr 2017 kamen laut 
DAK-Gesundheit 681 Kinder und Ju-
gendliche mit einer Alkoholvergif-
tung ins Krankenhaus. Damit stieg 
die Zahl der Betroffenen im Vergleich 

zu 2016 um drei Prozent.
Im vergangenen Jahr landeten nach 

Angaben der DAK Gesundheit 391 Jun-
gen und 290 Mädchen aus Schleswig-
Holstein im Alter zwischen zehn und 20 
Jahren nach Alkoholmissbrauch in der 
Klinik. Das waren 20 mehr als im Jahr 
zuvor. Die Zahl der männlichen Betrof-
fenen stieg im Vergleich zum Vorjahr 

um vier Prozent an. Bei Mädchen und 
jungen Frauen gab es einen leichten An-
stieg von 1,8 Prozent. Den größten pro-
zentualen Anstieg (20 Prozent) gab es 
bei den zehn bis unter 15-jährigen Jun-
gen. In dieser Altersgruppe kamen 2017 
insgesamt 29 Rauschtrinker in die Kli-
nik, fünf Kinder mehr als im Vorjahr. Im 
Langzeitvergleich zum Jahr 2006 stieg 
die Zahl der jugendlichen Komasäufer 
um 22 Prozent. 

„Die negative Entwicklung zeigt uns, 
dass wir den Weg der Alkoholprävention 
konsequent fortsetzen müssen. Ich hof-
fe, dass wir diesem Trend mit unserer vo-
rausschauenden Präventionsarbeit ent-
gegenwirken können“, sagte Cord-Eric 
Lubinski, Leiter der DAK-Landesvertre-
tung in Schleswig-Holstein. Er spielte  
damit auf die Aufklärungskampagne 
„bunt statt blau“, an, mit der die Ersatz-
kasse erneut Schüler dazu aufruft, mit 
Plakaten kreative Botschaften gegen das 
Rauschtrinken zu entwickeln. 

Schirmherr der Aktion in Schleswig-
Holstein ist Landesgesundheitsminister 
Dr. Heiner Garg. „Kinder und Jugend-
liche müssen so gestärkt werden, dass 
sie selbst erkennen, dass sinnloses Be-
trinken weder cool noch schlau ist. Da-
bei haben in erster Linie Eltern, Freun-
de und das Umfeld von jungen Men-
schen eine Vorbildfunktion“, sagte Garg. 
Rauschtrinken löse keine Probleme, son-
dern schaffe sie – dies vermittele der 
Wettbewerb. (PM/RED)

Zahl der jugendlichen Komatrinker steigt
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K U R Z  N O T I E R T
Neue Anzeigenagentur startet 
Die Anzeigenagentur Elbbüro in Hamburg kümmert sich seit 
Jahresbeginn um die Anzeigen im Schleswig-Holsteinischen 
Ärzteblatt. Stefanie Hoffmann, Inhaberin von Elbbüro, ver-
marktet wie berichtet seit fünf Jahren erfolgreich das Ham-
burger Ärzteblatt und ist ab 2019 für die Publikationen bei-
der Körperschaften tätig. Der neue Dienstleister des Schles-
wig-Holsteinischen Ärzteblattes ermöglicht es Anzeigenkun-
den, mit einer Schaltung in beiden Ärzteblättern rund 33.000 
Ärztinnen und Ärzte in ganz Schleswig-Holstein und Ham-
burg zu erreichen. Anzeigenschluss für die Februarausgabe ist 
der 20. Januar. Hoffmann und ihre Mitarbeiter sind unter Te-
lefon 040 3348 5711, Fax 040 3348 5714 oder per E-Mail info@
elb buero.com zu erreichen. Die Adresse lautet Bismarckstr. 2, 
20259 Hamburg. (RED)

Ärztegenossenschaft kritisiert KBV 
Die Haltung der 
Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung 
(KBV), Praxisnet-
zen im Terminser-
vice- und Versor-
gungsgesetz (TSVG) 
die Möglichkeit zur 
MVZ-Gründung 
zu verwehren, ist 
bei der Ärztegenos-
senschaft Nord auf 
Unverständnis ge-
stoßen. Dr. Svan-
te Gehring, erster 
Sprecher der ÄG Nord und Vorstandsmitglied der Ärztekam-
mer, hält die Begründung, Praxisnetze vor unternehmerischen 
Interessen schützen zu wollen, für fadenscheinig. „Niederge-
lassene Ärzte müssen ihre Praxen und Praxisnetze wie Un-
ternehmen führen, um in einem liberalisierten Gesundheits-
markt wettbewerbsfähig zu sein“, sagte Gehring. Er forder-
te, den „laufenden Ausverkauf von Praxen und MVZ an Kli-
nikketten und Kapitalinteressen“ aufzuhalten und Gemein-
schaften von niedergelassenen Ärzten in die Lage zu versetzen, 
MVZ zu gründen. Dass ausgerechnet die eigene Körperschaft 
dies zu verhindern versuche, stoße bei vielen Praxisnetzen 
auch bundesweit auf großes Unverständnis. (PM/RED)

Zulauf für Notdienst in Flensburg
Die personelle Lage im Flensburger Notdienstbezirk hat sich 
nach zwischenzeitlicher Personalknappheit zum Jahresende  
deutlich entspannt. Nachdem die KV Schleswig-Holstein im 
Sommer mangels freiwilliger Ärzte eine Rückkehr zu ver-
pflichtenden Dienstzeiten angekündigt hatte, haben sich in-
zwischen zahlreiche Kollegen für die Dienste in der Grenzstadt 
gemeldet. Nach Angaben von Schleswig-Holsteins KV-Chefin 
Dr. Monika Schliffke hatten sich bis Ende November bereits 
190 Ärzte gemeldet, die freiwillig Dienste übernehmen woll-
ten. In der ersten Jahreshälfte 2018 bestand der Freiwilligen-
pool wie berichtet nur noch aus 27 Ärzten, obwohl insgesamt 
247 im Notdienstbezirk für die Dienste herangezogen werden 
könnten. Flankierend zum Aufruf und der Diskussion um eine 
Rückkehr zu verpflichtenden Dienstzeiten hat die KV auch das 
Honorar für die Dienstzeiten angepasst. (PM/RED) 

W
as bedeutet eine offene, ernsthaf-
te Kommunikation zwischen Arzt 
und Patient, und welche Vorausset-
zungen müssen dafür erfüllt wer-

den? Wie kann ein Patient in die Lage 
versetzt werden, an seiner Behandlung 
gleichberechtigt und informiert mitzu-
arbeiten?

Diesen Fragen widmet sich das 
deutsch-dänische, EU-geförderte In-
terreg 5A Projekt HERACLES in den 
nächsten drei Förderjahren. HERAC-
LES steht für „HEalth-RelAted Com-
munication and Lasting Empowerment 
Support“ (www.heracles.care). Zum 
Start des Projekts, mit der Urologie und 
Kinderurologie des Kieler UKSH als 
Leadpartner, kamen Vertreter unter-
schiedlicher Institutionen von beiden 

Seiten der Grenze, u.a. die Ärztekammer 
Schleswig-Holstein. In Workshops wur-
den Ideen, Sichtweisen und Erfahrun-
gen für eine verbesserte Kommunika-
tion zwischen medizinischem Personal 
und Patienten ausgetauscht. 

Die stärkere Mit- und Eigenbestim-
mung von Patienten soll laut Projek-
tinitiatoren zu einer effektiveren Be-
handlung und zu einem konkreten 
wirtschaftlichen Nutzen für die Allge-
meinheit führen. Effekte könnten u.a. 
die Einsparung überflüssiger Diagnos-
tik, Früherkennung durch self-monito-
ring, Vermeidung von Folgeerkrankun-
gen, die effektive Ausnutzung der Arzt-
Arbeitszeit und eine höhere Zufrieden-
heit des medizinischen Personals sein. 
(PM/RED)

Deutsch-dänisches Patient Empowerment

Stärkere Überwachung 
von Medizinprodukten

D
ie Medizinprodukteüberwachung 
in Schleswig-Holstein wird intensi-
viert. Das Land hat die Vorausset-
zung dafür geschaffen, dass 14 neue 

Stellen in dem Bereich geschaffen wer-
den können. Derzeit sind umgerechnet 
rund zwölf vollzeitäquivalente Stellen 
beim zuständigen Landesamt für soziale 
Dienste besetzt. 

Der Entscheidung waren Berichte in 
Medien über in Einzelfällen minderwer-
tige Implantate vorausgegangen. Schles-
wig-Holsteins Gesundheitsminister Dr. 
Heiner Garg sprach in diesem Zusam-
menhang von einer Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit für die Qualität von Me-
dizinprodukten und die Standards der 
Medizinprodukteüberwachung. 

Andere Politiker im Landtag äußer-
ten sich deutlicher. Die gesundheitspoli-
tische Sprecherin der Grünen im Land-
tag, Dr. Marret Bohn, nannte die Berich-
te „schockierend“, sie sieht darin einen 
„klaren Handlungsauftrag an die Poli-

tik“. „Die Zulassung und Überwachung 
von Medizinprodukten, wie sie heu-
te abläuft, ist viel zu lasch. Bisher wer-
den Medizinprodukte nicht besser über-
prüft als ein Föhn. Das ist unfassbar“, 
sagte die Ärztin. Die Grünen forderten 
ein neues, unabhängiges Prüfverfahren 
für Medizinprodukte mit dem Standard, 
der bei Medikamenten gilt. Weitere For-
derungen waren eine neue staatliche Be-
hörde für die Zulassung und Kontrolle 
von Medizinprodukten, eine verpflich-
tende Haftpflichtversicherung für Her-
stellerfirmen, ein verpflichtendes Regis-
ter für Implantate, Prothesen und an-
dere Medizinprodukte sowie Transpa-
renz über die Qualität von Medizinpro-
dukten und unabhängige Informationen 
für Ärzte.

Eine 2017 verabschiedete EU-Ver-
ordnung sieht bereits eine Reihe von 
strengeren Verfahren vor, u.a. sind dort 
unangekündigte Audits bei Hersteller-
firmen enthalten. (PM/RED)

Dr. Svante Gehring
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D
er kleine Günter war ein neugieri-
ges Kind, das gern lernte und am 
liebsten draußen an der frischen 
Luft war, so erinnert sich der heu-
te 59-jährige Günter Wulf an sein 
früheres Ich. Doch in den Augen 
des Personals der Vorwerker Dia-

konie in Lübeck war der Knirps aggressiv, 
wollte sich nicht unterordnen und muss-
te darum mit kalten Bädern und Zwangs-
jacke ruhiggestellt werden. „Dabei hät-
te ich nur etwas Ruhe und eine Bezugs-
person gebraucht“, sagt Wulf, der bereits 
als Kleinkind in die Einrichtung gesteckt 
wurde und bis zu seinem 18. Lebensjahr 
in psychiatrischen Heimen lebte. Darun-
ter als längste Station in der Jugendpsy-
chiatrie auf dem Hesterberg in Schleswig, 
in die Wulf 1969 eingewiesen wurde. Da-
mals war er neun Jahre alt. Es war der Be-
ginn einer Leidenszeit mit Hunger, Bru-
talität und „absoluter Lieblosigkeit“, be-
richtet er heute und fragt: „Warum be-
handelt man kleine Kinder wie Verbre-
cher?“ 

Um sein und andere Schicksale ehe-
maliger Patienten, die in den Nachkriegs-
jahren und bis in die 70er Jahre hinein 
ihre Kindheit in psychiatrischen Einrich-
tungen oder Heimen der Behindertenhil-
fe verbrachten, ging es bei einem Sympo-
sium im Kieler Landtag, zu dem der Sozi-
alausschuss eingeladen hatte. Alle Betrof-
fenen erzählen von Schlägen, Festbinden 
oder tagelanger Haft in düsteren „Bun-
kern“ oder „Besinnungsstübchen“, von 
drangvoll engen Schlafsälen, von harter 
Arbeit ohne Zeit für Spielen oder Schul-
besuche. Sogar an Todesfälle, die das bru-
tale oder gleichgültige Personal verschul-
dete oder zumindest nicht verhinderte, 
erinnern sich einige der Betroffenen. Und 
immer wieder berichten sie von ärztli-
chen Behandlungen, darunter Elektro-
schocks ohne Betäubung, und von Medi-
kamenten. Selten wissen die ehemaligen 
Heimkinder, was ihnen verabreicht wur-
de und ob die Pillen ihnen helfen sollten 
oder an ihnen getestet wurden. Einig sind 
sich Frauen und Männer, die im Plenar-

saal des Kieler Parlaments das Wort er-
greifen: Der Aufenthalt in der Psychiat-
rie habe ihr Leben nachhaltig geprägt, die 
Gesundheit angegriffen und Chancen auf 
Bildung und Karriere verdorben.

So ging es auch Günter Wulf, des-
sen Vortrag der ausführlichste des Sym-
posiums war – und sicher der, der für die 
Menschen im Saal am schwersten zu er-
tragen war. Viele Zuhörer, darunter Mit-
glieder des Sozialausschusses und Ge-
sundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner 
Garg (FDP), kämpften mit den Tränen 
und fanden hinterher kaum Worte, um 
das Gesagte zu würdigen. 

Nach einer kurzen Schulzeit erhielt der 
Achtjährige das Prädikat „bildungsunfä-
hig“, offenbar war er zu „unruhig“ für die 
Klasse gewesen. Mit neun Jahren wurde 
der Junge zum Hesterberg geschickt, die 
Abteilung für Kinder und Jugendliche 
des Landeskrankenhauses für psychisch 
Kranke in Schleswig: „Ich kam dort in 
die geschlossene Abteilung, wurde gleich 

H E I M K I N D E R

„Sie waren eben 
einfach Bestien“
Symposium im Kieler Landeshaus: Ehemalige Heimkinder berichten über Gewalt und Medikamen-
tentests. Betroffene verlangen Unterstützung. Studie zur Aufarbeitung der Geschehnisse geplant. 

4/470 
lautete der Zahlen-
schlüssel von Ärzten 
zu Schülern in den 
50er Jahren in Ein-
richtungen wie auf 
dem Hesterberg in 
Schleswig. 

„Ich kam in die geschlossene 
Abteilung, wurde gleich am 
ersten Tag in die Zwangsjacke 
gesteckt und erhielt heftige 
Medikamente.“ 

Günter Wulf und Elsa Nicklas-Beck bei der 
Diskussion. Die Betroffenen berichteten ein-
dringlich von ihren Erfahrungen als Kind in 
psychiatrischen Heimen.

Günter Wulf
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am ersten Tag in die Zwangsjacke ge-
steckt und erhielt heftige Medikamen-
te“, berichtet Wulf. „Ich lallte nur noch.“ 
Jeden Tag gab es Tropfen und Tabletten, 
die zu Speichelfluss und Krämpfen in der 
Zunge führten. „Manchmal kippte ich 
um, weil ich kein Gefühl im Fuß hatte“, 
so Wulf. Er erinnert sich auch, dass ein 
Arzt häufig aufwendige Untersuchun-
gen machte, um sein Blutbild zu kontrol-
lieren. „Könnte ich unter den Probanden 
für Medikamententests gewesen sein?“, 
fragt Wulf sich heute. 

Dass es Tests gab, ist durch zahlrei-
che Quellen belegt. Seit einigen Jahren 
berichten Medien über diese Fälle. Und 
die Pharmakologin Sylvia Wagner aus 
Krefeld hat für ihre Doktorarbeit Archi-
ve und historische Fachzeitschriften aus-
gewertet und Hinweise auf entsprechen-
de Testreihen gefunden. Es gab die Fälle 
bundesweit, auch in Schleswig-Holstein. 
So ließ etwa ein Pharmakonzern ein 
neues Neuroleptikum an Kindern in ei-
nem katholischen Heim in Essen testen, 
zitierte die „Zeit“ aus Wagners Arbeit.

Für Schleswig-Holstein soll nun eine 
eigene, genauere Studie erstellt werden. 
Die Federführung liegt bei Prof. Corne-
lius Borck, Direktor des Instituts für Me-
dizingeschichte an der Universität Lü-
beck, der gemeinsam mit Christof Beyer, 
Kulturwissenschaftler und Mitarbeiter 
des Instituts, das Projekt vorstellte. Das 
Team steht mit seiner Forschung noch 
am Anfang, in zwei Jahren sollen Ergeb-
nisse vorliegen. Neben den Berichten 
der Zeitzeugen, also damaliger Heim-
kinder, die in einem Zeugen-Seminar zu 
Wort kommen sollen, hoffen Borck und 
seine Kollegen, in Archiven auf Akten, 
alte Festschriften oder Berichte zu sto-
ßen, die sie auf die Spuren der Tests brin-
gen. Unter anderem könnten Standes-
blätter eine wichtige Quelle sein, in der 
Mediziner über ihre Tests berichtet ha-
ben könnten. 

Denn Unrechtsbewusstsein, gar 
Schuldgefühle, gab es offenbar bei den 
damals Beteiligten nicht. Auch die 
Gründe dafür und den rechtlichen wie 
gesellschaftlichen Rahmen, in dem 
sich die Tests abspielten, will das For-
schungsteam erhellen, „was für uns heu-
te nicht mehr vorstellbar ist“, so Borck.

Er erinnerte an die großen Umwäl-
zungen, die in den 1960er und 70er Jah-
ren die bis dahin gültigen Regeln in der 
Gesellschaft und auch in der Psychiat-
rie auf den Kopf stellten. Auch der Zeit-
faktor spielte eine Rolle: Erst nach und 
nach verschwanden die Ärzte, die in 
der NS-Zeit ausgebildet wurden oder 
schon damals eine unbarmherzige Rol-
le spielten. Als Beispiel nannte Beyer 
den Arzt Hans Heinze, der für Medika-
mententests verantwortlich und wäh-
rend des Krieges bereits aktiv an der Eu-
thanasie von Psychiatriepatienten be-
teiligt war.

„Unsere Arbeit hat keinen Einfluss auf 
Entschädigungen oder Hilfen für Betrof-
fene“, betonte Borck. Der Auftrag laute, 
Art und Umfang der Geschehnisse sicht-
bar und damit das Leid öffentlich zu ma-
chen. Auf eine Frage aus dem Publikum 
nach der juristischen Schuldfrage sag-
te er: „Die Psychiatrie war auch damals 
kein rechtsfreier Raum.“ Aber es müs-
se untersucht werden, wie das damali-
ge Rechtsverständnis war. „Ein Problem 
ist, dass Proteste des Patienten als man-
gelnde Einsicht und damit als Zeichen 
der psychischen Krankheit gesehen wur-
den.“

Dass dieser Satz bis in die heutige 
Zeit nichts an Bedeutung verloren hat, 
zeigen die Berichte der Zeitzeugen, etwa 
Franz Wagle, der jahrelang um Anerken-
nung als Opfer kämpfen musste (Inter-
view Seite 9).

Welcher Geist und Umgang vor 
den Psychiatriereformen der 70er Jahre 
herrschte, berichtete die Historikerin Ul-
rike Winkler, die über Menschen mit Be-
hinderungen in Einrichtungen der Di-
akonie geforscht hat. Behinderte gal-
ten als „ewige Kinder“, die sich nicht in 
die Gesellschaft einfügen konnten, da-
her in Einrichtungen außerhalb unterge-
bracht waren. Statt sie zu fördern, wurde 
Kindern nur beigebracht, was sie für den 
Alltag und die Arbeit im Heim brauch-
ten; Kartoffeln schälen, putzen, Garten-
arbeit. Das bestätigten Berichte ehema-
liger Heimkinder: „Putzen habe ich ge-
lernt“, berichtete die heute 82-jähri-
ge Barbara Kähler. Sie wurde bereits 
als Kind in eine Einrichtung eingewie-
sen und arbeitete 30 Jahre lang als Putz-

frau auf dem Gelände. Wenn sie Fehler 
machte, kam sie in den „Bunker“, wo sie 
auf einer Matratze auf dem Boden schla-
fen musste. Der Bunker bedeutete nicht 
nur Enge, Kälte und Dunkelheit, son-
dern auch den Verlust der letzten Wür-
de. Denn es gab nicht einmal eine Toi-
lette oder auch nur einen Eimer für die 
Notdurft. 

Viele Tätigkeiten, zu denen Heim-
insassen gezwungen wurden, waren 
schlicht nutzlos. So beschäftigten sie sich 
den ganzen Tag damit, Plättchen auf ein 
Spielbrett zu legen oder Holzstäbchen in 
eine Form zu stecken. Die Stärksten wur-
den als Pflegekräfte für die Schwächeren 
eingesetzt, inklusive Nachtwachen und 
Medikamentengabe. Auch diese Verhält-
nisse untereinander führten in den en-
gen Mehrbettzimmern zu Gewalt und 
Missbrauch, wie Betroffene berichteten.

„Ich kann alle Aussagen zu Gewalt 
bestätigen“, sagt Winkler, die rund 120 
Interviews mit ehemaligen Heimkindern 
geführt hat. Ein Auszug aus dem Katalog 
der Grausamkeiten: Schläge mit Dach-
latten, Haare ziehen, Beschimpfungen. 
Bettnässer mussten ihre nasse Wäsche 
in den Händen halten. Es gibt bestätigte 

Studie 
Eine Studie unter Fe-
derführung des Di-
rektors des Instituts 
für Medizingeschich-
te an der Universi-
tät Lübeck, Prof. Cor-
nelius Borck, soll u. a. 
die Gründe und den 
rechtlichen und gesell-
schaftlichen Rahmen 
der damaligen Me-
dikamententests un-
tersuchen. Ergebnisse 
werden in zwei Jahren 
erwartet. 

Eine besondere Diskussion im Landtag : Oben 
mit Moderator Günther Jesumann (rechts im 
Bild, Sozialminister Dr. Heiner Garg in der 
Mitte). Rechtes Bild: Eckhard Kowalke, Vor-
sitzender des Vereins ehemaliger Heimkinder. 
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Berichte, wie Diakonissen „ein schmäch-
tiges Würmchen auf den Boden pres-
sen. Eine hielt den Kopf fest, die andere 
schaufelte das Essen in den Mund. Was 
das Kind erbrach, wurde wieder hinein-
geschaufelt.“

Es war normal, Kinder einzusperren 
und zu fesseln. Es gab Medikamente, um 
die Kinder ruhigzustellen, Gehirn-OPs, 
damit „das Benehmen besser wird“. 

Prof. Renate Schepker, Ärztin für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie, Vor-
standsmitglied der Deutschen Gesell-
schaft für Kinder- und Jugendpsychia-
trie und in der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Leitenden Ärzte für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie aktiv, erklärte in 
Kiel, mit welcher Haltung die damaligen 
Ärzte sich ihren kleinen Patienten nä-
herten: im Geist der NS-Zeit, der noch 
durch die Psychiatrie wehte. Die „Feh-
ler“ wurden als angeboren und nicht be-
hebbar angesehen. Zu viel Geld sollte die 
„Verwahrung“ der „Schwachsinnigen“ 
nicht kosten, das Budget betrug Ende 
der 50er Jahre sechs Mark pro Tag und 

Kind. Zwei Lehrer kümmerten sich um 
420 Kinder auf dem Hesterberg, heute 
betreut in ähnlichen Einrichtungen eine 
Lehrkraft sechs Kinder. Vier Ärzte waren 
für 470 Kinder zuständig. Statt Therapie 
gab es Medikamente, die noch gar nicht 
oder jedenfalls nicht für Kinder getestet 
waren: „Die Ärzte haben es einfach pro-
biert“, sagte Schepker. „Als Ärztin finde 
ich das am schlimmsten.“ 

Wie konnte es damals passieren, und 
vor allem: „Könnte so etwas wieder pas-
sieren, und wie können wir es verhin-
dern?“ Diese Frage stellt sich Dr. Henrik 
Herrmann, Präsident der Ärztekammer 
Schleswig-Holstein (siehe auch Seite 3). 
Zwar seien erst Mitte der 60er Jahre kla-
re Richtlinien für Tests erlassen worden, 
aber „mit der berufsständischen Ethik 
war es bereits vorher nicht vereinbar, 
Menschen Schaden zuzufügen und ge-
gen ihren Willen Tests zu machen“. Es sei 
wichtig, die Erinnerung an die Gescheh-
nisse im Bewusstsein zu behalten, sagt 
Herrmann, auch als Mahnung an heu-
tige Mediziner. „Sicher wird es in dieser 

Form nicht mehr vorkommen, dazu ha-
ben sich zum Glück die Psychiatrien zu 
stark gewandelt. Aber in subtilerer Form 
mag es durchaus zu der Frage kommen, 
ob eine bestimmte Behandlung wirklich 
dem Wohl des Patienten dient oder ob 
etwas getan oder unterlassen wird, weil 
ökonomische Interessen im Spiel sind.“

Auf die Frage nach dem Warum ha-
ben die Betroffenen eine schlichte Ant-
wort: „Die Täter waren eben einfach 
Bestien“, so Günter Wulf. Die damaligen 
Ereignisse wirken bei ihm und den üb-
rigen Betroffenen bis heute nach. Sei es 
durch Traumata und körperliche Folge-
schäden, aber auch, weil die damals ver-
sagte Förderung den Heimkindern le-
benslang Chancen verbaute, daran erin-
nert die Historikerin Winkler. So lernten 
einige Mädchen und Jungen statt des Al-
phabets nur eine verkürzte „Spurschrift“. 
Darunter litten besonders die Kinder, die 
nicht „schwachsinnig“ waren, sondern 
wegen „schlechten Betragens“ oder „Un-
ruhe“ im Zwangssystem Heim steckten. 
Viele von denen, die den Schritt an die 
Öffentlichkeit wagen und auf der gro-
ßen Bühne des Plenarsaals über ihr Lei-
den berichten, haben trotz der Jahre im 
Heim und geringer Förderung Berufe er-
lernt – offenkundig waren sie also trotz 
anderer Diagnosen in der Kindheit in 
der Lage dazu.

Seit einigen Jahren kümmert sich die 
Stiftung „Hilfe und Anerkennung“ um 
die Betroffenen, die dort eine Anlaufstel-
le haben. Im Fonds der Stiftung liegen 
290 Millionen Euro, die unter anderem 
von den Kirchen eingezahlt wurden. Da-
malige Heimkinder können Geld zuge-
sprochen bekommen (siehe Infoleiste). 

Vielen ehemaligen Heimkindern 
reicht das nicht. Vor allem kritisieren sie, 

Info 
Die Stiftung „Aner-
kennung und Hilfe“  
bietet ehemaligen 
Heimkindern an, sich 
an die Beratungsstelle  
zu wenden. Dort kön-
nen sie sich ausspre-
chen und erhalten Be-
treuung. Auch eine 
Zahlung ist mög-
lich, allerdings ist die 
Summe auf maximal 
14.000 Euro begrenzt. 
Davon sind 5.000 
Euro als Entschädi-
gung für entgangene 
Renteneinzahlungen 
gedacht, wenn Men-
schen lange ohne Be-
zahlung in den Ein-
richtungen gearbei-
tet haben. Die Konfe-
renz der Sozialminis-
ter hat die Frist, in der 
Anträge gestellt wer-
den dürfen, kurz nach 
dem Kieler Symposi-
um verlängert. 

 
Links: Die heute 82-jährige Barbara Kähler im 
Kieler Landtag. Als Kind kam sie in eine Ein-
richtung und musste dort 30 Jahre lang auf dem 
Gelände putzen. Sie schilderte, wie den Bewoh-
nern ihre Würde genommen wurde. 

Unten: Historikerin Ulrike Winkler: Menschen 
mit Behinderungen galten als „ewige Kinder“, 
die sich nicht in die Gesellschaft einfügen konn-
ten, daher in Einrichtungen außerhalb unterge-
bracht waren. 
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dass im Beirat der Stiftung Vertreter von 
Kirche und Land, also der ehemaligen 
„Täterorganisationen“ sitzen und dass 
viele Betroffene heute weiter oder im-
mer noch von diakonischen Einrichtun-
gen betreut werden: „Das schafft nicht 
mal die Mafia, dass sie zweimal an den 
Leuten verdient“, so Eckhard Kowalke, 
Künstler aus Eckernförde und Vorsitzen-
der des Vereins ehemaliger Heimkinder.

Diese Beschuldigungen träfen ihn, 
sagte Heiko Naß, Landespastor des Di-
akonischen Werks, in einer Veranstal-
tungspause. Inhaltlich kommentierte er 
den Vorwurf nicht: „Ich stelle nicht in-
frage, was Betroffene sagen.“ Doch die 
ehemaligen Heimkinder wollen Antwor-
ten und eine deutliche Entschuldigung.

„Die Uhr tickt“, sagt Franz Wagle,  
der Stellvertreter Kowalkes im Verein 
ehemaliger Heimkinder. „Bei mir rufen 
80-Jährige an, die kein Dach über dem 
Kopf haben und denen es dreckig geht.“

Ein weiteres Problem des Anerken-
nungs-Fonds ist, dass viele der ehema-
ligen Heimkinder nichts von der Chan-
ce auf eine Entschädigung wissen, nicht 
die Kraft für das Antragsverfahren ha-
ben oder bereits verstorben sind. Und 
selbst wenn noch weitere Betroffene ihre 
Forderungen stellen, wird mutmaßlich 
Geld im Topf übrig bleiben. Elsa Nick-
las-Beck, die als Betroffene im Beirat der 
Stiftung sitzt, schlug daher vor, das Geld 
nicht an die Kirchen zurückfließen zu 
lassen, sondern daraus einen Unterstüt-
zungsfonds zu machen, der den aner-
kannten Opfern von Heim-Gewalt hilft, 
wenn sie pflegebedürftig werden. Denn 
im Alter wieder in ein Heim zu müs-
sen, sei nach der Leidensgeschichte in 
der Jugend schwer erträglich. Der Vor-
schlag war auch für die Politik neu, traf 
aber durchaus auf Zustimmung: „Darü-
ber werden wir sprechen“, sagte Dr. Ma-
ret Bohn (Grüne), und Birte Pauls (SPD) 
stimmt zu: „Eine bedenkenswerte Idee.“ 

Außerdem war für die Abgeordne-
ten klar, dass „der Weg der Aufarbei-
tung“ mit dem Symposium nicht vor-
bei sei, so Dennys Bornhöft (FDP). Wer-
ner Kalinka (CDU), Vorsitzender des 

Sozialausschusses, mahnte zur geplan-
ten Studie über die Medizintests an: „Ich 
will nicht nur hören, wie es zeithisto-
risch gesehen wurde, sondern wer die 
Verantwortung trägt.“ Er wolle aller-
dings keine falschen Erwartungen we-
cken: Die Rolle der Pharmafirmen sei 
vermutlich schwer zu erfassen, allein 
weil Unternehmen teilweise fusioniert 
hätten oder vom Markt verschwunden 
seien. Aber wenn es Tote durch Miss-
handlungen gegeben habe, sei das ein 
Fall für die Staatsanwaltschaft: „Deren 
Möglichkeiten sind größer.“ Und Mord, 
das war mehrfach zu hören, verjährt 
schließlich nicht.

Sozial- und Gesundheitsminis-
ter Garg betonte, dass es bei der Aufklä-
rung der Fälle „nicht um den Schutz von 
Organisationen gehen darf, sondern es 
muss um die Opfer gehen“.

Aber wird tatsächlich etwas passie-
ren? Eckhard Kowalke war froh, dass er 
und andere Betroffene im Plenarsaal des 
Landtags zu einem großen Publikum 
sprechen durften. Aber was die Zukunft 
angeht, ist der Künstler skeptisch: „Wir 
werden sehen, ob nun etwas folgt oder 
ob es bei Worthülsen bleibt“, sagte er.

 Es wäre nicht das erste Mal, daran 
erinnerte Ursula Schele, die sich in der 
Diskussion zu Wort meldete: „Die Be-
richte gibt es seit 15 Jahren, sie liegen in 
den Schubladen“, sagte die ehemalige 
Ombudsfrau der Nordkirche für sexu-
ellen Missbrauch. Sie war zurückgetre-
ten, weil ihrer Meinung nach „die Op-
fer gegen Wände laufen“. „Dass man es 
ihnen hier zumutet, Zeugnis ablegen zu 
müssen, um etwas zu bewegen, macht 
sprachlos. Es gibt große Worte von Po-
litik und Trägern, aber es fehlt immer 
noch ein Entschädigungsgesetz auf Bun-
desebene.“

Günter Wulf verlangte vor allem ei-
nen scharfen Blick auf heutige Einrich-
tungen: „Mein Hauptanliegen ist, dass 
die Kinder in Heimen, die Älteren in der 
Pflege und Menschen mit Behinderun-
gen in ihren Einrichtungen menschen-
würdig untergebracht sind.“ 

Esther Geisslinger

D A S  S A G T  E I N  B E T R O F F E N E R :
Herr Wagle, Sie waren als Kind in 
Heimen, unter anderem im Hester-
berg in Schleswig, und haben dar-
über beim Symposium im Landtag 
berichtet. Wie geht’s Ihnen jetzt?
Franz Wagle: Das tat gut, da ist eine 
Last runtergeknallt. Ich schlafe wieder 
besser. Vorher ging mir viel im Kopf 
rum, vor allem, was ich sagen soll.

Sind Sie zufrieden mit Symposium?
Wagle: Naja. Eigentlich sollten wir 

Betroffene es mitgestalten, aber dann haben das die Damen 
von der Stiftung „Hilfe und Anerkennung“ gemacht, die wir 
kritisch sehen. Im Großen und Ganzen war es eine gute Ver-
anstaltung. Nun liegt es an den Politikern, etwas zu machen. 
Labern können sie alle, aber wir wollen auch Ergebnisse.

Was fordern Sie genau?
Wagle: Anerkennung! Ich musste für jeden Kram vor Ge-
richt; es war ein Kampf ohne Ende. Drei Jahre habe ich auf 
den Schwerbehindertenausweis gewartet, jetzt kriege ich 
auch Opferrente. Aber ich trau keiner Behörde mehr. Ich will, 
was mir zusteht, und die anderen Kollegen auch. Viele von 
uns leben auf der Straße oder hauen sich den Schädel mit Al-
kohol oder Drogen weg. Die Leute geben auf, weil die Büro-
kratie so verzwickt ist. Und die Kirche stellt sich hin und sagt, 
es sei alles verjährt.

Was ist Ihre Kritik an der Stiftung, die ja Anlaufstelle für 
Betroffene sein soll?
Wagle: Im Beirat sitzen Leute von Kirche und Staat, die Tä-
terorganisationen. Die Beraterinnen haben selbst bei der Di-
akonie gearbeitet. Da bestimmen die Täter, wie sie mit den 
Opfern umgehen, das ist unverschämt. Landespastor Naß 
und seine Vorgängerin Petra Thobaben reden von Verge-
bung. Nein, wir vergeben nichts. Solange ich kann, werde ich 
die Fassade anpinkeln, und hoffe, dass sie zusammenbricht.

Haben Sie eine Botschaft an die Ärzteschaft?
Wagle: Es war eine Drecksau von Arzt, der mir Spritzen in 
den Rücken gerammt hat, da war ich sieben, acht Jahre alt. 
Davon träum ich heute noch. Oder wie wir im Gänsemarsch 
vom Paulihof zum Hesterberg gelaufen sind, wo wir Tablet-
ten gekriegt haben. Viele haben gewusst, was in den Heimen 
abgeht, aber gesagt hat keiner was. Die damals beteiligten 
Ärzte sollen sich jedenfalls heute äußern. Und die Pharmain-
dustrie, wo ist die? Alle behaupten, sie hätten sich an die Ge-
setze gehalten, aber dann sind auch Koksdealer gesetzestreu.

Betroffenheit bei den Mitgliedern des Sozialausschusses: Werner Kalinka (CDU), Dr. Marret Bohn (Grüne), Jette Waldinger-Thiering (SSW), Dennys Bornhöft (FDP) und 
Birte Pauls (SPD) mit Moderator Günther Jesumann. 

Franz Wagle
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Eröffnungsveranstaltung „Vernetzte Gesundheit für alle“:
Alt, schwul, arm, Chroniker – wie gehen wir in unserem Gesundheitssystemmit 
vulnerablen gesellschaftlichen Gruppen um? Spiegelt sich diese Vielfalt in 
unserer Gesundheitsversorgung wieder?

Weitere spannende Themen: 

•	 Hilft Diversitymanagement den Fachkräftemangel im Gesundheitswesen zu 
begegnen? Wie Vielfalt die Personalkultur in Unternehmen modernisiert.

•	 Volkskrankheit Adipositas – strukturierte Behandlungsangebote in der Stadt 
und auf dem Land

•	 Patientenpfade und Patientenbeteiligung im Krankenhaus: Digitale Tools als 
Voraussetzung für Patientenempowerment

•	 Versorgung 4.0.: Neue Gesundheitsangebote für Menschen mit Handicap

•	 Perspektiven für ein Vergütungssystemzur sektorenübergreifenden 
Patientenversorgung

•	 Kommunale Verantwortung: Gesundheit für alle

Seien Sie dabei auf Norddeutschlands größter 
Netzwerkplattform im Gesundheitswesen! 
www.vernetzte-gesundheit.de

Schleswig-Holstein. Der echte Norden.
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Was sind die größten Hürden für eine 
sektorenübergreifende Versorgung?

Markus Knöfler: Mit Blick auf das 
Herzogtum Lauenburg und Schleswig-
Holstein sind es zunächst einmal Fragen 
von Organisation, Koordination und In-
formationsaustausch, die einer sektoren-
übergreifenden Versorgung im Weg ste-
hen. Wir haben weder in unseren Pra-
xen, den MVZ oder den Krankenhäu-
sern, in der Pflege oder bei Therapeuten 
integrierte IT-Systeme, die durchgängi-
ge Informations- und Kommunikations-
flüsse erlauben. Wir faxen, mailen, tele-
fonieren und kommunizieren über diese 
Wege meist Versatzstücke.

Uns stehen natürlich auch die Ver-
gütungssysteme, die ambulant wie stati-
onär Fehlanreize setzen, im Wege. Und 
last, but not least machen es uns die un-
terschiedlichen Sozialgesetzbücher auch 
nicht einfacher.

Wer sind die Bremser?
Knöfler: Da könnte ich groß ausho-

len und Systemphilosophie betreiben. Es 
ist ein Problem, wenn Politik sich scheut, 
eine adäquate Patientensteuerung ins 
Gesetz zu schreiben. In keinem der oft 
als Vorbilder für Deutschland bemüh-
ten skandinavischen Länder darf ein Pa-
tient ohne jede Steuerung über die Inan-
spruchnahme des Systems entscheiden. 
Über 17 Arzttermine im Jahr ist doch ein 
dramatischer Befund. Oder nehmen Sie 
das Thema Krankenhausplanung: Ist es 
fair, die Häuser indirekt durch das Ver-
gütungssystem in einen Mengenwettbe-
werb zu schicken? Es ist ja auch kein Ge-
heimnis, dass im Gesundheitswesen an-
gebotsinduzierte Nachfrage herrscht.

Aus der Mikroperspektive des Pra-
xisnetzes bremst uns, dass Kostenträger 
keine Anreize für die Gestaltung regio-
naler Versorgung haben und die Angst 
vor dem Bundesversicherungsamt jeden 
innovativen Ansatz im Keim erstickt. Da 
hilft auch der Innovationsfonds nur ein 
wenig, ist er doch eine zeitlich sehr be-
grenzte wissenschaftliche Feldforschung 
mit massiven bürokratischen Hürden.

Kann es eine sektorenübergreifende 
Versorgung ohne einheitliches Vergü-
tungssystem geben?

Knöfler: Ja, das kann es. Denn sek-
torenübergreifend heißt ja zunächst ein-
mal, dass jeder das macht, was er am bes-
ten kann und alle gemeinsam die Ge-
sundheitsziele für ihre Patienten zu er-
reichen versuchen. Das setzt aber voraus, 
dass wir den Mengenanreizen im Sys-
tem begegnen und den Gesundheitsnut-
zen in den Mittelpunkt der Betrachtun-
gen stellen.

Was halten Sie von ersten Ansätzen wie 
den Hybrid-DRGs in Thüringen?

Knöfler: Hybrid-DRGs sind keine 
Lösung zur Verbesserung der Zusam-

menarbeit über Sektorengrenzen hin-
weg. Sie sind nur eine Pauschale, die das 
Krankenhaus dazu bringt, den ambu-
lant erbrachten OP-Anteil zu vergrö-
ßern, damit es dennoch in der Gesamt-
summe daran verdienen kann. De facto 
setzt aber auch das Anreize, bestimmte 
Patientengruppen eher nicht mehr auf-
zunehmen und dafür alle gut und ein-
fach ambulant zu operierenden Patien-
ten den niedergelassenen Kollegen ab-
zunehmen.

Das ganze Thema hat mit sektoren-
übergreifend nichts zu tun. Hier soll das 
Verhältnis aus ambulanten und stationä-
ren OPs innerhalb eines Hauses gesteu-
ert werden.

Welche Erfahrungen gibt es mit diesem 
Thema im Praxisnetz Lauenburg?

Knöfler: Im PNHL sind acht Kran-
kenhäuser des Kreises und angrenzender 
Regionen Mitglied, zwei davon stellen 
Vorstände. Wir sind zumindest mit der 
Hälfte im ständigen Dialog und arbei-
ten an vielen Stellen an unseren Prozes-
sen, insbesondere in der Überleitung, im 
Case Management und der Nachversor-
gung von Patienten. Die Krankenhäuser 
Ratzeburg und Reinbek haben KV Safe-
Mail und KV SafeNet erfolgreich imple-
mentiert und stellen Informationen elek-
tronisch zur Verfügung.

Wir wissen aber auch, dass wir in 
unserem Mikrokosmos das deutsche 
Gesundheitswesen nicht lenken wer-
den, wir diskutieren also keine Vergü-
tungssysteme. Wir arbeiten eher dar-
an, durch Exzellenz und Innovation in 
der ambulanten Versorgung stationä-
re Behandlungsbedürftigkeit zu verrin-
gern. Wir müssen uns Gedanken darü-
ber machen, wie wir zukünftig Leistun-
gen der Koordination aller notwendigen 
Versorgungsebenen mit und für Patien-
ten ausgestalten und finanzieren. Neh-
men Sie unser Innovationsfonds-Projekt 
„RubiN“ (www.rubin-netzwerk.de), hier 
haben wir vier Case-Managerinnen, die 
gemeinsam mit den Patienten und den 
Versorgern teils auch präventiv arbeiten. 
Oberstes Ziel ist die Vermeidung statio-
närer Behandlungs- und Pflegebedürf-

tigkeit. Hier werden wir darüber spre-
chen müssen, dass ambulante Vergütung 
künftig nicht ausschließlich am nieder-
gelassenen Arzt und seiner Qualifikati-
on hängt. Versorgung wird zunehmend 
zur Teamleistung, da muss dann auch 
die Struktur- und Prozessqualität eines 
Teams, einer Region oder eines ganzen 
Netzes bewertet und vergütet werden. 
Auch und gerade vor dem Hintergrund 
knapper werdender Personalressourcen.

Was versprechen Sie sich vom Kon-
gress, speziell von Ihrem Panel?

Knöfler: Ich freue mich zu sehen, 
dass in den letzten beiden Jahren die am-
bulanten und vernetzten Strukturen wie-
der mehr Raum auf dem Kongress er-
halten. Ich bin der Meinung, dass wir es 
schaffen müssen, die Partikularinteres-
sen der einzelnen Praxis oder Klinik so 
zu kanalisieren, dass wir den Patienten-
nutzen in den Mittelpunkt unseres Han-
delns stellen. Deshalb ist eine Diskussion 
zu Vergütungssystemen und deren Wei-
terentwicklung wichtig. Wie eingangs 
erwähnt, brauchen wir meines Erachtens 
deutlichere Impulse durch den Gesetz-
geber. Hierfür ist der Kongress der rich-
tige Rahmen.

Ich persönlich freue mich wieder 
über anregende Gespräche mit Kollegin-
nen und Kollegen und wünsche mir, den 
ein oder anderen Netzmanager mehr auf 
dem Kongress zu treffen.

Info
Der Pre-Workshop 
zum Kieler Kongress 
beginnt am 16.Janu-
ar um 16.15 Uhr in der 
Halle 400. An der Po-
diumsdiskussion neh-
men neben Markus 
Knöfler auch der frü-
here Präsident der 
Ärztekammer Schles-
wig-Holstein, Dr. 
Franz Bartmann, der 
Direktor des Instituts 
für Community Me-
dicine an der Univer-
sität Greifswald, Prof. 
Wolfgang Hoffmann, 
und der frühere Kas-
senmanager und heu-
tige Geschäftsführer 
des Instituts für Ge-
sundheitsökonomie 
und Versorgungsfor-
schung, Prof. Herbert 
Rebscher, teil. Mode-
riert wird die 90mi-
nütige Runde von Dr. 
h.c. Helmut Hilde-
brandt. Anschließend, 
um 17.45 Uhr, eröffnet 
Gesundheitsminister 
Dr. Heiner Garg den 
Kongress. 

K O N G R E S S

„Versorgung ist 
Teamleistung“
Interview zum Kongress Vernetzte Gesundheit: Markus Knöfler im 
Gespräch mit Dirk Schnack über sektorenübergreifende Kooperation. 
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Markus Knöfler ist Geschäftsführer der Praxisnetz Herzogtum Lauen-
burg Management GmbH in Mölln. 
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R
evolution, Paradigmenwechsel, 
einzigartig: Die Wortwahl der Be-
teiligten von „Share to Care“, das 
am 18. Dezember in Kiel der Öf-
fentlichkeit vorgestellt wurde, ließ 
auf Großes schließen. Die hohe 
Fördersumme – der Gemeinsa-

me Bundesausschuss fördert das Projekt 
über die Laufzeit von vier Jahren mit 14 
Millionen Euro – zeigt, wie wichtig die 
Ziele von „Share to Care“ dem GBA sind. 
Und mit Dr. Eckart von Hirschhausen 
wurde ein medial omnipräsentes Zug-
pferd engagiert, das die breite Öffent-
lichkeit locken sollte. 

Die Resonanz auf die Auftaktver-
anstaltung blieb dennoch überschau-
bar: Ein nur mäßig gefüllter Konzertsaal 
im Kieler Schloss und kaum Presse. Das 
ändert jedoch nichts an der Bedeutung 
des Projektes. Ziel ist es, Patienten stär-
ker in Therapieentscheidungen einzube-
ziehen und damit Versorgungsverbesse-
rungen zu erzielen. Dass dies notwendig 
ist, steht nicht nur für die Beteiligten au-
ßer Frage. Patienten, die die Auftaktver-
anstaltung besuchten, berichteten zum 
Teil von ihren negativen Erfahrungen 
im Gesundheitswesen. „Ohne Gesund-
heitscoach sind ältere Patienten verlo-
ren“, sagte eine Besucherin. „Mein Arzt 
hört nicht gut zu, ist schlecht vorbereitet 
und bezieht mich nicht ein“, lautete eine 
weitere Kritik. Mediziner von Hirsch-
hausen hat beobachtet, dass dies keine 
Einzelmeinungen sind und dass sich vie-
le Ärzte nicht so auf Patienten einstellen, 
wie diese es sich vorstellen. Und wenn 
sie dann auch noch mit selbstgesammel-
ten Informationen kommen, stößt dies 
oft auf Ablehnung: „Informierte Patien-
ten werden von uns Ärzten oft als lästig 
empfunden.“

Er sprach sogar von einem „Bruch der 
medizinischen Ethik“, seit die Anreize 
im Gesundheitssystem es finanziell be-
lohnen, wenn möglichst viele Menschen 
operiert werden. „Wir müssen Menschen 
schützen vor übergriffiger Medizin“, lau-
tete eine seiner zugespitzten Botschaf-
ten an diesem Abend. Und er stellte klar: 
„Wir sind nicht dafür da, damit die OP-
Säle voll sind.“

Gelingen soll eine Umkehr mit bes-
ser informierten Patienten, die eine ge-
meinsame Entscheidungsfindung an-
streben – das „Shared Decision Making“ 
(SDM). Wie das am besten umgesetzt 
werden kann, wird in den kommenden 
Jahren am Universitätsklinikum Schles-
wig-Holstein (UKSH) in Kiel erprobt. 
Maßgeblich mit verantwortlich dafür, 
dass ausgerechnet Kiel eine Vorreiter-
rolle einnimmt und der GBA sich für 
die Uniklinik entschied, ist Prof. Friede-
mann Geiger. Der Psychologe leitet das 
Sonderprojekt am UKSH. Er ist über-
zeugt, dass die gemeinsame Entschei-
dung von Arzt und Patient angebracht 
ist, wenn sich mehrere Behandlungs-
möglichkeiten medizinisch gleicherma-
ßen gut begründen lassen. „In solchen 
Fällen sollten Patienten mitentscheiden 

können“, betont Geiger. Neben dem me-
dizinischen Wissen des Experten ist für 
ihn wichtig, dass persönliche Präferen-
zen und Prioritäten des Patienten in me-
dizinische Entscheidungen einfließen, 
denn: „Ich muss ja die Tabletten schlu-
cken.“

Geiger beobachtet, dass der Wunsch 
unter Patienten, stärker einbezo-
gen zu werden, zunimmt. Er stellt aber 
klar: „Shared Decision Making ist kein 
Zwang, sondern ein Angebot.“

Dafür müssen zunächst Ärzte, medi-
zinisches Personal und Patienten hinzu-
lernen und umdenken. Patienten sollen 
in erster Linie lernen, im Gespräch mit 
dem Arzt die richtigen Fragen zu stellen:
u	Welche Möglichkeiten habe ich? (in-

klusive Abwarten und Beobachten)
u	Was sind die Vorteile und die Nach-

teile jeder dieser Möglichkeiten?
u	Wie wahrscheinlich ist es, dass diese 

Vorteile und Nachteile bei mir auftre-
ten?

Ärzte
Ärzte werden in Trai-
nings für die gemein-
same Entscheidungs-
findung geschult. 

Pflege
Qualifizierte Pflege-
kräfte unterstützen 
die Arzt-Patienten-
Gespräche zusätzlich. 

Patienten
Patienten sollen Ärz-
ten 3 Fragen stellen 
und sich an Entschei-
dungen beteiligen. 

P I L O T P R O J E K T

Share to 
Care
Auftaktveranstaltung für ein neues Projekt am Universi-
tätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) in Kiel: Share to 
Care soll die gemeinsame Entscheidungsfindung stärken. 

„Informierte 
Patienten werden 
von Ärzten oft als 
lästig empfunden. “ 
 

Dr. Eckart von hirschhausen 

Dr. Eckart von Hirschhausen (oben) moderierte die Auftaktveranstal-
tung von Share to Care, Prof. Friedemann Geiger leitet das Projekt. 
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Damit diese Fragen beim Patienten auch 
im entscheidenden Moment präsent 
sind, werden sie über verschiedene Me-
dien verbreitet. Im UKSH selbst sind 
Karten erhältlich, auf denen Patienten 
vor dem Arztgespräch noch einmal auf 
diese Fragen hingewiesen werden. 

Ärzte und medizinisches Personal in 
den verschiedenen Kliniken des UKSH 
werden derzeit darin geschult, das Ge-
spräch mit den Patienten so zu füh-
ren, dass die Einbeziehung der Patien-
ten auch gelingt. Wichtig ist Projektleiter 
Geiger, dass die Schulung mit dem me-
dizinischen Alltag in den Kliniken auch 
vereinbar ist und nicht zu sehr belas-
tet; deshalb soll jeder Arzt an nur einem 
Tag intensiv geschult werden. Das An-
gebot richtet sich an jede Hierarchiestu-
fe im UKSH, bis zur Veranstaltung hat-
ten bereits Ärzte aus insgesamt fünf Kli-
niken auf dem Campus an Schulungen 
teilgenommen. Während des Projek-
tes sollen alle Kliniken erreicht werden. 
Eine, die schon teilgenommen hatte, war 
die Klinik für Neurologie. Deren Direk-
torin Prof. Daniela Berg berichtete, wie 
schwierig es ist, Ärzte aus dem laufenden 
Klinikalltag für die Schulungen freizu-
stellen. Das Argument fehlende Zeit ist 
nach ihrer Einschätzung keineswegs vor-
geschoben und kein Vorwand, um der 
Schulung zu entgehen. Auch Geiger hat 
bislang nicht das Gefühl, dass die Ärzte 
nicht aufgeschlossen wären für SDM. 

UKSH-Vorstandschef Prof. Jens 
Scholz begrüßte Geigers Projekt aus-
drücklich. Ohne die Förderung durch 
den GBA, räumte er ein, sei eine solche 
Freistellung von Ärzten für die Schulun-
gen allerdings kaum denkbar und wirt-
schaftlich für ein Krankenhaus kaum zu 
leisten. Für die gemeinsame Entschei-
dungsfindung hält er ein Umdenken für 
erforderlich: Patienten müssten erst ler-
nen, sich in die Entscheidungsprozes-
se einzubringen, und Ärzte müssten ler-
nen, ihnen auf Augenhöhe zu begeg-
nen. Hinzu kommen notwendige Anpas-
sungen im Gesundheitswesen. Als Bei-
spiel nannte er eine bessere Honorierung 
von Gesprächsleistungen. Scholz sieht es 
aber als wichtiges Zeichen für die Patien-
tenbeteiligung, dass das Projekt so um-
fänglich gefördert wird: „Entsprechen-
de Änderungen sind offensichtlich vom 
GBA gewollt.“

Auf positive Resonanz stößt das Pro-
jekt auch bei den Krankenkassen. Dr. jur. 
Johann Brunkhorst, Leiter der TK-Lan-
desvertretung in Schleswig-Holstein, 
sieht in den eingeleiteten Schritten hin 
zu einer gemeinsamen Entscheidungs-
findung eine „Systemrevolution“, die 
nach seiner Überzeugung dazu beitragen 
kann, die bereits jetzt gute Gesundheits-
versorgung in Deutschland noch zu ver-
bessern. In Anlehnung an die High-tech-
Medizin betonte Brunkhorst den Stel-
lenwert des Arzt-Patienten-Gesprächs: 

„Hier geht es um High-Speaking.“ Da-
mit das weiter gestärkt wird, hält er eine 
frühe Schulung für wünschenswert - 
schon in der Medizinerausbildung sollte 
deshalb nach seiner Meinung mehr Wert 
auf dieses Thema gelegt werden. 

Hardy Müller, Generalsekretär des 
Aktionsbündnisses Patientensicherheit, 
hält die stärkere Einbeziehung der Pa-
tienten für mindestens so wichtig wie 
die Digitalisierung, wenn es um Versor-
gungsverbesserungen geht: „Die Ein-
beziehung der Patienten führt zu einer 

neuen Dimension der Versorgung.“ Er 
zeigte sich in Kiel überzeugt, dass Share 
to Care ein Beitrag auch zu mehr Pa-
tientensicherheit ist. Und die wieder-
um rechne sich für das Gesamtsystem, 
weil etwa weniger Revisionen auftreten. 
Er erinnerte in diesem Zusammenhang 
auch an den hohen Prozentsatz an un-
erwünschten Ereignissen bei medizini-
schen Eingriffen. Müllers Schlussfolge-
rung: „Nicht an, sondern mit Patienten-
sicherheit spart man.“

Dirk Schnack 

Anzeige

Ziele
Die Ziele von Share to 
Care sind ein Dialog 
auf Augenhöhe, die 
individuell beste Be-
handlung, eine besse-
re Versorgungsqua-
lität und praktische 
Unterstützuung bei 
der Entscheidung.

Breite Unterstützung für die gemeinsame Entscheidungsfindung: Bei der Auftaktveranstaltung im Kieler Schloss gab es viel 
Unterstützung für die Zielsetzung. U.a. sprachen sich Hardy Müller vom Aktionsbündnis Gesundheit (dritter von links) und 
Schleswig-Holsteins TK-Chef Dr.jur. Johann Brunkhorst (vierter von links) für das Projekt aus. 
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D
er neue Vorstand der Ärztekam-
mer Hamburg geht mit einem 
überzeugenden Wahlergebnis aus 
der konstituierenden Kammerver-
sammlung in die Ära nach Prof. 
Frank Ulrich Montgomery. Zu 
dessen Nachfolger wählten die De-

legierten Dr. Pedram Emami, zur Nach-
folgerin von Vize Klaus Schäfer Dr. Bir-
git Wulff. Beide erhielten in ihren Wahl-
gängen jeweils 48 der 57 Delegierten-
stimmen, neun Delegierte enthielten 
sich.

Der in Teheran geborene Emami ist 
mit 14 Jahren nach Deutschland gekom-
men und heute Neurochirurg am UKE. 
Wie sein Vorgänger ist Emami Landes-
vorsitzender des Marburger Bundes in 
Hamburg. Vor vier Jahren wurde er in 
den Vorstand der Ärztekammer Ham-
burg gewählt. In die Standespolitik kam 
er aus Unzufriedenheit mit der Berufs-
politik, er vermisste die Anerkennung 
der ärztlichen Arbeit. „Unzufrieden war 
ich aber auch mit der Art, wie wir Ärzte 
miteinander umgehen“, sagte er bei sei-
ner Vorstellung. Er ist überzeugt, dass 
Ärzte ihre Position stärken können, 
wenn sie zu einer konstruktiven Zusam-
menarbeit finden. So versteht er auch 
seinen Führungsstil: Die für ihn und den 
Vorstand geltende Richtung wird in der 
Delegiertenversammlung diskutiert und 
gebildet, nicht von oben vorgegeben. 
Emami kündigte an: „Ich kann nicht ver-
sprechen, immer die richtige Antwort zu 
geben. Ich werde aber versuchen, immer 
die richtigen Fragen zu stellen.“

Als eines der wichtigsten Themen 
für die Kammerarbeit hatte Emami im 
Vorwege die Umsetzung der neuen Mus-
terweiterbildung auf Landesebene ge-
nannt. Weitere Ziele des neuen Präsi-
denten sind die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf und verbesserte Arbeitsbe-
dingungen für Ärzte. Auch das Thema 
Ökonomisierung treibt ihn um – aller-
dings hält Emami nach eigener Aussage 
wenig davon, auf jeden personellen Eng-
pass mit der Forderung nach mehr Geld 
zu reagieren. Als Problem hat er aber die 
Kommerzialisierung und zunehmende 
Renditeerwartungen im Gesundheitswe-
sen ausgemacht. 

Mit Dr. Birgit Wulff wurde erneut 
eine Fachärztin für Allgemeinmedizin 
zum Vize gewählt. Wulff ist seit zwei Le-
gislaturperioden im Vorstand der Ärz-
tekammer und kommt von der Liste 
„Hamburger Gesundheitsfraktion – die 
Ärzteopposition“, die sich im Vorwege 
mit dem Marburger Bund, den Hambur-
ger Hausärzten und der Liste für Psycho-
therapie, Psychosomatik und Psychiatrie 
auf die Spitzenkandidaten geeinigt hat-
ten. Wulff hat einen nach eigenen Anga-
ben „etwas verschlungenen Berufsweg“ 
hinter sich, den sie für Ärztinnen mit 
Kindern für nicht untypisch hält: Nach 
Niederlassung in einer Gemeinschafts-

praxis folgte der Wechsel in die Arbeits-
medizin, wo ihr flexiblere Arbeitszeit-
modelle zur Verfügung standen. Heu-
te arbeitet sie im Institut für Rechtsme-
dizin. Die Kammer wird sich nach ih-
rer Überzeugung insbesondere mit der 
Weiterbildung, der Digitalisierung, aber 
auch mit dem Wandel des ärztlichen Be-
rufsbildes beschäftigten müssen: „Dazu 
müssen wir Impulse und Anregungen 
geben.“

Als Beisitzer für den neuen Vorstand 
wählten die Delegierten den niederge-
lassenen Nervenarzt Dr. Hans Ramm, 
die angestellte Internistin Christine Neu-
mann-Grutzeck, den kürzlich in den Ru-
hestand gewechselten früheren Haus-
arzt Dr. Detlef Niemann, Dr. Alexander 
Schulze aus dem UKE und den Betriebs-
ratsvorsitzenden des BG Klinikums 
Hamburg, Norbert Schütt. 

 Die Leitung des Wahlganges für sei-
nen Nachfolger war Montgomerys letzte 
Amtshandlung in der Ärztekammer, de-
ren Präsident er – mit vierjähriger Un-
terbrechung von 2002 bis 2006 – seit 
1994 war. Delegierter in der Kammerver-
sammlung war Montgomery seit 1983. 
Gemessen an diesem Zeitraum verab-
schiedete sich Montgomery, der als Prä-
sident der Bundesärztekammer noch 
bis 2019 amtiert, mit überraschend we-
nig Worten: „Danke für die Zusammen-
arbeit. Es war eine tolle Zeit.“ Es folgten 
Dankesworte an seinen Vize, Delegier-
te und die Mitarbeiter, dann wurde er – 
ebenso wie anschließend Schäfer – mit 
stehendem Applaus verabschiedet. 

 „Es war so, wie ich es mir gewünscht 
hatte. Das Feld ist bestellt, besser hätte es 
nicht laufen können. Ich bin kein Freund 
pompöser Veranstaltungen“, sagte Mont-
gomery anschließend. Allgemeinmedi-
ziner Schäfer war nach 43 Jahren Berufs-
politik, davon zwölf als Vize an der Sei-
te Montgomerys, deutlich emotiona-
ler. Sein Resümee: „Ich hatte das Gefühl, 
das Engagement für die Gemeinschaft 
bringt was.“ 

Vorstandswahlen stehen auch in der 
Nachbarkammer in Mecklenburg-Vor-
pommern an. Dort konstituiert sich die 
Kammerversammlung am 26. Januar in 
Rostock. Der seit 1990 amtierende Prä-
sident Dr. Andreas Crusius kandidiert 
erneut und erhielt dafür bei den Wah-
len starken Rückenwind. Sowohl auf der 
Kreis- als auch auf der Landesliste erhielt 
der Klinik-Pathologe die mit Abstand 
meisten Stimmen. Die Vizepräsidenten 
Dr. Wilfried Schimanke und Dr. Andre-
as Gibb lagen auf der Landesliste auf den 
Plätzen vier und elf, wurden aber jeweils 
auch über ihre Wahlkreise in die Kam-
merversammlung gewählt. Von den sie-
ben Beisitzern des Vorstands waren fünf 
erneut für die Wahl zur Kammerver-
sammlung angetreten, die ohne Ausnah-
me erneut gewählt wurden. 

Dirk Schnack

H A M B U R G

Montis 
Nachfolger 

Dr. Pedram Emami ist neuer Präsident 
der Ärztekammer Hamburg. Der 

Wunschkandidat seines Vorgängers 
Prof. Frank Ulrich Montgomery ist Chef 

des Marburger Bundes in Hamburg.
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„Alexa wird weder über Intuition noch 
über Empathie verfügen.“ 

D
as Thema Digitalisierung prägt 
derzeit fast jede Veranstaltung 
im Gesundheitswesen, auch den 
jüngsten Parlamentarischen 
Abend der KV Schleswig-Hol-
stein. Im Mittelpunkt stand die 
Frage, wie die Digitalisierung, 

aber auch die derzeit eingesetzte Tele-
medizin in den Hausarztpraxen die Ar-
beit der Mediziner verändert. 

Prof. Jost Steinhäuser vom Lehrstuhl 
für Allgemeinmedizin in Lübeck zeigte, 
dass es im Alltag von Hausärzten in aller 
Regel schlicht um Fragen der Zuverläs-
sigkeit, Praktikabilität und Wirtschaft-
lichkeit von telemedizinischen Geräten 
geht. „Viele Start-ups haben tolle Ide-
en“, sagte Steinhäuser, aber problemlos 
in der Hausarztpraxis einsetzbar seien 
deren Produkte meist noch nicht. Stein-
häuser gab zu bedenken, dass Hausärz-
te keine Valenzen hätten, um nicht aus-
gereifte Produkte zu testen, und auch 
keinen finanziellen Spielraum, um die-
se auch noch mit befriedigender Vergü-
tung einzusetzen. 

Für den Lehrstuhl-Direktor steht 
zwar fest, dass Telemedizin den Zugang 
zur Versorgung verbessern und eine 
sinnvolle Ergänzung zur Präsenzmedi-
zin darstellen kann, dafür müssten sich 
die Produktentwickler aber stärker an 
den Erfordernissen der täglichen An-
wendung orientieren und die Vergütung 
müsste angemessen sein. Keine Barri-
ere ist dagegen aus seiner Sicht die Fra-
ge, ob Patienten bei telemedizinischen 
Anwendungen Befürchtungen wegen 
preisgegebener Daten hätten. Nach sei-
nen Erfahrungen nehmen Patienten die 
zur Verfügung gestellten Anwendungen 
gerne an und haben keine Datenschutz-
sorgen. 

Überraschend ist für Steinhäuser, 
dass die Frage, wie telemedizinische Un-
terstützung in der täglichen Praxis von 
Hausärzten Anwendung findet, von den 
Lehrstühlen in Deutschland kaum un-
tersucht wird – neben Lübeck beschäfti-
gen sich nur zwei weitere Lehrstühle mit 
dieser Frage. 

Die KV-Vorstandsvorsitzende Dr. Moni-
ka Schliffke sieht Ärzte im Zuge der Di-
gitalisierung zwischen zwei Anforde-
rungen: Einerseits ist weiterhin die emo-
tionale Zuwendung unverzichtbar, an-
dererseits gilt es immer mehr, das expo-
nentiell steigende Wissen zu sortieren. 
Zwischen diesen beiden Anforderungen 
wird sich die Ärzteschaft nach ihrer An-
sicht positionieren müssen. Fest steht für 
Schliffke, dass die Digitalisierung nicht 
das Ende der persönlichen Arzt-Pati-
enten-Beziehung bedeuten wird, denn: 
„Alexa wird weder über Intuition noch 
über Empathie verfügen. Das ist es, was 
Medizin von künstlicher Intelligenz un-
terscheidet.“ 

Schliffke stellte aber auch klar, dass 
die Medizin nicht auf die Fortschritte 
und die Potenziale von künstlicher Intel-
ligenz verzichten kann. Schon das vor-
handene Wissen übersteige deutlich die 
Fähigkeiten einzelner Ärzte, seien sie 
auch noch so spezialisiert. 

Ein verändertes Rollenverständnis 
der Ärzte erwartet auch Schleswig-Hol-

steins Gesundheitsminister Dr. rer. pol. 
Heiner Garg (FDP). Gesundheitsberu-
fe sollten nach seiner Überzeugung ak-
zeptieren, dass zunehmend mehr Abläufe 
im Gesundheitswesen ohne menschliches 
Eingreifen möglich sind und auch erfol-
gen. Als Beispiel führte Garg die Anmel-
dung in Krankenhäusern bei einem Ava-
tar und die Begleitung ins Patientenzim-
mer durch einen Roboter an. Befürchtun-
gen, dies werde menschliche Arbeitskraft 
überflüssig machen, teilte Garg nicht. Für 
ihn steht die Entlastung des Personals im 
Vordergrund: „Die personellen Kapazitä-
ten sind das Hauptproblem.“ 

Der Minister sieht neben den Chan-
cen aber auch die mit der Digitalisie-
rung verbundenen Risiken. Was bedeu-
ten zunehmend digitalisierte Prozesse 
im Gesundheitswesen beispielsweise für 
die Freiberuflichkeit des weisungsunge-
bundenen Berufs Arzt? Garg erneuer-
te in diesem Zusammenhang seine For-
derung, dass Politik die Freiberuflichkeit 
der Ärzte stärken müsse.

Dirk Schnack

Info
Telemedizinische 
Projekte werden in 
Schleswig-Holstein 
von Hausärzten er-
probt und vom Lehr-
stuhl für Allgemein-
medizin in Lübeck 
wissenschaftlich be-
gleitet. Erste Praxen 
setzen etwa einen Te-
lerucksack ein, mit 
dem MFA Patienten 
besuchen. Auch Li-
aison-Sprechstun-
den finden in ersten 
Hausarztpraxen, die 
Fachärzte per Video-
konsultation hinzu-
ziehen, statt. 

D I G I T A L I S I E R U N G

Arzt und Avatar in 
der Medizin gefragt
Parlamentarischer Abend der KV Schleswig-Holstein in Kiel: Digitalisierung und Tele-
medizin im Mittelpunkt. Garg erwartet verändertes Rollenverständnis der Ärzte. 
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Dr. Monika Schliffke Prof. Jost Steinhäuser
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V
iele Pflegekräfte auch in Schles-
wig-Holstein fühlen sich im be-
ruflichen Alltag überlastet, weil sie 
nicht ausreichend Zeit für die Pfle-
gebedürftigen haben. Mögliche 
Auswege wurden auf einer Veran-
staltung der DAK Gesundheit in 

Kiel diskutiert. Einer von ihnen ist das 
in den Niederlanden erfolgreiche Kon-
zept der Nachbarschaftshilfe („Buurtz-
org“). Ziel ist eine ambulante Pflege, die 
sich nach dem individuellen Bedarf rich-
tet und u. a. wegen fehlender Hierarchi-
en bezahlbar bleibt. Das von Stefanie 
Brahmst vom Pflege Institut Nord in Ho-
henwestedt vorgestellte Konzept soll in 
den Niederlanden zu höherer Zufrieden-
heit der Pflegenden geführt haben und 
gilt deshalb als geeignet, Pflegekräfte län-
ger im Beruf zu halten bzw. Aussteiger 
zur Rückkehr zu bewegen. 

In Kiel stieß das Konzept sowohl 
bei Pflegekassen als auch bei der Pfle-
geberufekammer auf Interesse. Patri-
cia Drube, Präsidentin der Pflegeberu-
fekammer Schleswig-Holstein, begrüß-
te insbesondere die Freiheiten, die die 
Pflegenden bei diesem Ansatz haben. 
Ein Modellprojekt zur Nachbarschafts-
hilfe wird in Deutschland derzeit in 
Emsdetten erprobt. Ob ein vergleichba-
res Konzept demnächst auch in Schles-
wig-Holstein an den Start gehen wird, 
stand bis Redaktionsschluss nicht fest. 

Vorn dabei ist der Norden dage-
gen beim Thema Robotik in der Pflege. 
Prof. Jens Lüssem von der Fachhoch-
schule Kiel verdeutlichte auf der Veran-
staltung, wie Roboter „Emma“ mit Pfle-
gebedürftigen kommunizieren kann. 
Er stellte klar, dass Roboter nicht als Er-
satz, sondern ausschließlich zur Ergän-
zung der menschlichen Pflegeleistun-
gen eingesetzt werden können. Denk-
bar ist dies etwa zur Erinnerung an re-
gelmäßiges Trinken oder als Motivati-
on zum Gedächtnistraining. Auffällig 
war die breite Aufgeschlossenheit der 
Gäste für das Thema Robotik. Ob da-
mit aber tatsächlich eine Entlastung 
auf breiter Front für die sich derzeit ab-
zeichnenden Probleme in der Pflege 
einhergehen kann, blieb fraglich. 

Die veranstaltende Krankenkasse ver-
spricht sich mehr von Pflegekompe-
tenzzentren, ein Konzept, für das der 
DAK-Vorstandsvorsitzende Andre-
as Storm auch in Kiel warb. Ziel dieser 
Zentren ist es, die benötigten Versor-
gungskapazitäten in der Region zu hal-
ten und den Bedarfen anzupassen. Zu-
dem können in den Zentren wichtige 
Angebote – von Beratung über spezia-
lisierte Wohngruppen bis zur Kurzzeit- 
und Verhinderungspflege – unter ei-
nem Dach gebündelt werden. Der Pfle-
gebedürftige soll nach den Vorstellun-
gen der Kasse auf diese Weise optimal 
und auf seine individuelle Situation 
zugeschnitten versorgt werden. Als Pi-
lot entsteht das erste Zentrum im nie-
dersächsischen Landkreis Grafschaft 
Bentheim/Landkreis Emsland. Die 
DAK-Gesundheit ist Konsortialführe-
rin des Projekts.

Um die steigenden Kosten für die 
Pflege für die Betroffenen bezahlbar 
zu halten, sprach sich Storm in Kiel 
für eine Deckelung des Eigenanteils 
aus. Die Eigenanteile für die Pflege wä-
ren dann nach Pflegegraden gestaf-
felt gleich. Der variable Zuschuss soll-
te nach seiner Ansicht von der Pfle-
gekasse getragen werden. Um die-
se Zusatzausgaben stemmen zu kön-
nen, sollten diese wiederum Zuschüsse 
aus Steuermitteln erhalten. Storm hält 
eine Größenordnung von bundesweit 
3,5 Milliarden Euro mittelfristig für re-
alistisch. Er erinnerte in diesem Zu-
sammenhang auch an versicherungs-
fremde Leistungen, die Kranken- und 
Pflegekassen übernehmen. Für beide 
Vorschläge – Steuermittel für die Pfle-
ge und Deckelung des Eigenanteils – 
erhielt Storm Unterstützung von der 
Bürgerbeauftragten für soziale An-
gelegenheiten des Landes Schleswig-
Holstein, Samiah El Samadoni. Sie be-
richtete von einer hohen Zahl an Be-
ratungssuchenden zum Thema Pfle-
ge, eine Entwicklung, die auch die Pfle-
geombudsfrau Dagmar Danke-Bayer 
und Hans-Jürgen Albien vom Sozial-
verband VdK während der Veranstal-
tung bestätigten. (Di)

P F L E G E

Menschen 
und Robotik 
Pflege braucht in Zukunft beides, wurde auf einer 
Veranstaltung der DAK Gesundheit in Kiel deutlich.

K U R Z  N O T I E R T
11. Infotag für Existenzgründer 
und Praxisabgeber
Existenzgründer und Praxisabgeber bringen die Infotage der 
Deutschen Apotheker- und Ärztebank, der Ärztekammer und 
der KV Schleswig-Holstein zusammen – bislang mit viel po-
sitiver Resonanz aus der Ärzteschaft. Am 16. März kommt es 
in Bad Segeberg zur elften Auflage: Von 9:00 Uhr bis ca. 17:30 
Uhr in der Akademie der Ärztekammer in der Esmarchstraße 
4 in Bad Segeberg. Erneut stehen Vorträge für Praxisabgeber 
und für Existenzgründer auf dem Programm. Referieren wer-
den ein Rechtsanwalt, ein Steuerberater und Vertreter der Ver-
anstalter, die zudem ganztägig für Rückfragen zur Verfügung 
stehen. Der Lübecker Arzt Dr. Ralf Staiger wird über seine Er-
fahrungen in der Niederlassung referieren. Die Räume der 
Akademie der Ärztekammer sollen zur Veranstaltung bereits 
umgebaut sein, die Anmeldung erfolgt ausschließlich online 
über das Webportal der Deutschen Apotheker- und Ärztebank, 
wobei die Mitarbeiter der Bank behilflich sind. Wegen der be-
grenzten Teilnehmerzahl wird eine frühe Anmeldung empfoh-
len. Die Teilnahmegebühr beträgt 40 Euro. (PM/RED)

„Restcent“ für Praxis ohne Grenzen
Die Praxis ohne Grenzen in Husum soll in diesem Jahr vom 
Spendenprojekt „Restcent“ des Klinikums Nordfriesland 
profitieren. Die Mitarbeiter des Klinikums haben die Mög-
lichkeit, auf freiwilliger Basis den Cent-Betrag ihres mo-
natlichen Nettogehalts zu spenden, um damit eine steuer-
lich anerkannte soziale Einrichtung in der Region Nordfries-
land zu unterstützen. Der Beitrag der Krankenhausmitarbei-
ter variiert dabei von einem bis maximal 99 Cent und wird 
zunächst auf einem Spendenkonto gesammelt. Zum Jahres-
ende wird der angesammelte Betrag dann dem vorher fest-
gelegten Verwendungszweck zugutekommen. Unter dem 
Dach des Dia konischen Werkes werden in der Praxis ohne 
Grenzen in Husum mittellose Menschen ohne ausreichen-
den Krankenversicherungsschutz behandelt. Dazu zählen 
Obdachlose, aber auch ehemals freiwillig oder privat Versi-
cherte, die aufgrund von Schicksalsschlägen in Zahlungsun-
fähigkeit und mit den Versicherungsbeiträgen in Rückstand 
geraten sind. Ein Wiedereintritt in die Versicherung hät-
te zur Folge, dass alle Beiträge nachentrichtet werden müss-
ten. „Unsere Spende soll Teile der Behandlungs-, Medika-
menten- sowie Impfkosten abdecken helfen“, teilte das Klini-
kum mit. (PM/RED)

Barmer fordert Umdenken
Die Krankenhausplanung sollte sich nach Vorstellungen der 
Barmer Schleswig-Holstein stärker an Qualitätsaspekten 
orientieren. Wie dies aussehen könnte, zeigt nach Ansicht 
von Barmer-Landesgeschäftsführer Dr. Bernd Hille brandt 
das Gutachten des Berliner IGES-Instituts, das im Auftrag 
des Landesgesundheitsministeriums die Krankenhausver-
sorgung im Kreis Ostholstein unter die Lupe genommen 
und Empfehlungen zur Konzentration von Klinikleistungen 
an weniger Standorten gegeben hatte. „Die vom Gemein-
samen Bundesausschuss vorgegebenen Qualitätsindikato-
ren müssen bereits bei der Krankenhausplanung des Landes 
konsequent berücksichtigt werden. Die daraus resultieren-
de Spezialisierung von Krankenhäusern erhöht die Qualität 
der medizinischen Versorgung und ist für die Patientensi-
cherheit mehr als nur sinnvoll. Weniger Komplikationen bei 
planbaren Operationen und auch weniger Todesfälle sind 
das Ergebnis“, sagte Hillebrandt. (PM/RED)
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E
r solle doch bitte nicht so ungedul-
dig sein, so ehrgeizig, so überam-
bitioniert. „Du hast doch noch so 
viel Zeit“, sagten Parteimitglieder 
im Vorfeld des CDU-Parteitages in 
Hamburg zu Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn, um ihn von sei-

ner Kandidatur für den Parteivorsitz ab-
zubringen. Dies berichtete der Kandi-
dat im Dezember in Hamburg, als er vor 
den 1.001 Delegierten in den Hambur-
ger Messehallen sprach. Spahn entschied 
sich anders, auch wenn ihm schon im 
Vorhinein keine Chance gegen die Mit-
bewerber Annegret Kramp-Karrenbau-
er und Friedrich Merz eingeräumt wur-
de. Er war mit sich im Reinen: „Auch ich 
lese Umfragen. Aber es fühlt sich richtig 
an, hier zu stehen“, sagte Spahn über sei-
ne Kandidatur. 

Tatsächlich sollte Spahn dann keine  
Chance auf den Parteivorsitz haben, 
er schied im ersten Wahlgang mit 157 
Stimmen aus. Im zweiten wurde dann 
Kramp-Karrenbauer mit knapper Mehr-
heit gewählt. Doch es gab viele Delegier-
te, die Spahns Auftritt dennoch als den 
besten auf dem Parteitag bewerteten und 
ihn nun für einen der wichtigsten – oder 
kommenden – Politiker in der Union 
halten. Das Argument, dass der 38-Jäh-
rige für eine Führungsrolle noch zu jung 
sein könnte, lässt er selbst ohnehin nicht 
gelten, schließlich fehlen der CDU gera-
de die jungen Mitglieder, gab er zu be-
denken. Dennoch spielte sein Alter bei 
der Entscheidung sicherlich eine Rolle. 

„Aktuell sind mehr CDU-Mitglieder 
über 75 als unter 40. In so einer Partei ist 
man mit 38 vielleicht tatsächlich blut-
jung“, räumte er selbst ein. 

Umso leichter fiel es ihm, sich als 
Mann, der die Zukunft gestalten will, der 
gerade nicht für ein „Weiter so“ steht, zu 
präsentieren. Allerdings musste er den 
von ihm in Aussicht gestellten Perspek-
tivwechsel gegen zunehmende Unauf-
merksamkeit in den Messehallen präsen-
tieren, weil die erste Spannung nach den 
Reden seiner Mitbewerber schon gewi-
chen war und sich viele offensichtlich 
schon vor Spahns Auftritt für einen der 
beiden Konkurrenten entschieden hatte. 

„Die beste Rede“ bescheinigte ihm 
anschließend ein Gesundheitsexper-
te seiner Partei, Dietrich Monstadt. Der 
Delegierte aus Schwerin zeigte sich an-
getan von Spahns Auftritt, weil dieser 
nach seiner Wahrnehmung „Aufbruch-
stimmung“ vermittelt habe. Schon vor 
Spahns Auftritt war der Kieler CDU-De-
legierte Thomas Stritzl, der in der ver-
gangenen Legislaturperiode im Gesund-
heitsausschuss des Deutschen Bundes-
tages saß, von Spahn überzeugt. Er habe 
Spahn als „unbeschwert und sehr selbst-
bewusst“ erlebt. Für Stritzl gehört Spahn 
deshalb „in die erste Reihe der CDU“, 
wie er kurz vor Beginn der Veranstal-
tung in den Messehallen sagte. Zuvor 
hatte Schleswig-Holsteins Ministerprä-
sident Daniel Günther sich allerdings für 
Kramp-Karrenbauer als Parteivorsitzen-
de ausgesprochen.             Dirk Schnack

P A R T E I P O L I T I K

Hoffnungs-
träger Spahn? 
Auf dem Bundesparteitag der CDU in Hamburg erhielt 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn viel Zuspruch. 

L E S E R B R I E F
Erfahrungen in der Notaufnahme
Nach neurologischen Ausfallerscheinungen, bestehend aus rezi-
divierenden Kopfschmerzen, Nackensteifigkeit, Übelkeit, schlep-
pendem Gangbild, Sprachschwierigkeiten sowie zeitlichen und 
örtlichen Orientierungsproblemen war ich mit meiner Frau in 
der Notaufnahme der Universitätsklinik Nizza, wo sie von der 
diensthabenden Ärztin untersucht wurde. Die bestehenden neu-
rologischen Symptome wurden als Folge einer Virusinfektion/
Nizza-Virus gedeutet. Eine von mir angeregte CT-Untersuchung 
des Schädels wurde als nicht erforderlich abgelehnt. 
Auf dem Heimflug verschlechterte sich der Zustand meiner Frau 
dermaßen, dass wir nach Ankunft direkt mit dem Taxi in die 
Notaufnahme eines norddeutschen Universitätsklinikums (Anm. 
der Redaktion: nicht in Schleswig-Holstein) fuhren. In der Not-
aufnahme nahm gegen 18:00 Uhr ein Krankenpflegeschüler in 
Anwesenheit eines examinierten Krankenpflegers die Erstein-
schätzung vor. Hierbei wurden von meiner Frau und ergänzend 
von mir ausführlich die seit einer Woche bestehenden und jetzt 
sich akut verschlechternden Symptome geschildert, insbesonde-
re rezidivierende starke Kopfschmerzen, Nackensteifigkeit, Übel-
keit sowie ein schleppendes Gangbild mit nun hinzugekomme-
nen Sprachschwierigkeiten, zeitlichen und örtlichen Orientie-
rungsproblemen.
Bis zum ersten ärztlichen Kontakt verstrichen sechs Stunden.
Um ca. 22:00 Uhr erbrach meine Frau mehrfach im Schwall. 
Auch das beschleunigte nicht den ersten Kontakt mit dem dienst-
habenden Arzt. Als ich gegen 24:00 Uhr das letzte Mal zu dem 
Krankenpfleger in der Erstaufnahme ging und er die Warte-
zeit mit einem erhöhten Arbeitsaufkommen in der Notaufnah-
me begründete, erklärte ich ihm, dass ich jetzt meine Frau, die 
noch halbwegs auf zwei Beinen gehen konnte, mitnehmen wür-
de, wir das Klinikgelände umgehend verlassen würden, um an 
der nächsten Ecke einen Notarztwagen zu rufen, denn offen-
sichtlich war zu diesem Zeitpunkt für einen auf zwei Füßen ste-
henden Patienten das Durchkommen zu einer ärztlichen Beur-
teilung nicht möglich. 
Der Pfleger antwortete mir, dass das ja nun auch kein Weg sei.
Ich beharrte auf meiner Aussage und stellte ihm ein „Ultimatum“. 
Ca. eine Viertelstunde später konnten wir die magische Tür zum 
Inneren der Notaufnahme passieren. Nach kurzer Zeit wurden 
wir von einer jungen Assistenzärztin der Neurologie empfan-
gen. Sie untersuchte meine Frau und stellte dann, was nun auch 
kaum zu übersehen war, eine globale Aphasie fest. 
Dann ging es auf einmal ganz schnell. 
Fünf Minuten später lag meine Frau im CT, sieben Minuten spä-
ter (gefühlt) kam die Neurologin wieder, kurz darauf kam der 
Neuro-Radiologe und daraufhin auch der Neuro-Chirurg. Das 
Ergebnis dieser Untersuchung: ein zentral sitzender Hirntumor! 
Aus unserer Sicht geht es in der Notaufnahme bei starkem Be-
trieb nach dem Motto: Wer am lautesten jammert, hat Priori-
tät. In meiner medizinischen Ausbildung, in der ich auch längere 
Zeit in der Notaufnahme einer großen Klinik, wie später auch als 
Notarzt gearbeitet habe, rieten mir meine medizinischen Ausbil-
der, mich vor allem auf die Patienten zu fokussieren, die still ir-
gendwo in der Notaufnahme sitzen und nicht laut schreien.
Mein Rat an alle Patienten kann nur lauten, sich nicht auf ei-
genen Beinen in eine Notaufnahme zu bewegen, sondern nach 
Möglichkeit einen Notarzt zu rufen. Dies ist medizinisch sicher-
lich völliger Blödsinn, die von uns erlebte Realität lässt aber wohl 
keine andere Lösung zu. Den von mir geschilderten Fall habe ich 
an das Beschwerdemanagement des betreffenden Klinikums ge-
schickt, bis Redaktionsschluss habe ich hierauf keine Antwort er-
halten 
Dr. Frank Schäfer, Urologe in Eckernförde

Jens Spahn
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E
s ist ruhig an diesem Morgen in der 
Gesundheitsstation, die im Haus 
der Gemeindediakonie Lübeck un-
tergebracht ist. Thomas Müller, ei-
ner von zwei hauptamtlichen Mitar-
beitern des Gesundheitsmobils und 
von Beruf Krankenpfleger, über-

nimmt an diesem Morgen gemeinsam 
mit dem Ehrenamtler Dr. Ulrich Dril-
ler, Allgemeinmediziner im Ruhestand, 
die Sprechstunde für sozial benachtei-
ligte Menschen. Er betont: „Für unse-
re Patienten ist es meist schwer, Termi-
ne zeitlich einzuplanen bzw. diese einzu-
halten. Trotzdem möchten wir eine feste 
Sprechstunde im Haus der Gemeindedi-
akonie anbieten. In unserer Gesund-
heitsstation können wir Untersuchungen 

wie EKGs, Sonografien und Blutunter-
suchungen durchführen.“ Die Zusam-
menarbeit mit einem Zentrallabor hilft, 
durch Blutuntersuchungen mehr Er-
kenntnisse über mögliche Erkrankungen 
zu erhalten. „Leider kommt es jedoch 
vor, dass Patienten in der kommenden 
Woche nicht vorbeikommen, um die Be-
funde zu besprechen. Aber wir sind ge-
duldig und setzen unsere Patienten nicht 
unter Druck“, so Müller. Ist eine Erkran-
kung jedoch akut, versuchen die Mitar-
beiter des Gesundheitsmobils, Patienten 
zu erreichen und an Fachärzte und Kli-
niken zu übermitteln. Die Folgebehand-
lungen können dann meist ebenfalls kos-
tenlos durchgeführt werden. „Die Zahl 
derjenigen Patienten, die nicht kranken-

versichert sind, liegt jedoch nur hier vor 
Ort bei ca. 95 Prozent. Sind wir mit dem 
Gesundheitsmobil unterwegs, kommen 
nur ca. 75 bis 80 Prozent ohne Versiche-
rungsschutz“, berichtet Müller. So auch 
der Patient in der heutigen Sprechstun-
de. Der 27-Jährige ist vor sieben Mona-
ten aus Syrien nach Deutschland gekom-
men. Die ständige Angst um seine Ange-
hörigen mache ihn krank, sagt er. Heute 
kommt er mit starken Schmerzen im lin-
ken Oberarm und dem Verdacht, zu ho-
hen Blutdruck zu haben. Dr. Ulrich Dril-
ler, der 27 Jahre lang als Allgemeinme-
diziner niedergelassen war und nun im 
Ruhestand ist, nimmt sich viel Zeit für 
seine Patienten. „Wir arbeiten hier mit 
jedem Patienten auf Augenhöhe und 

G E S U N D H E I T S M O B I L

Mobil im Ehrenamt für 
sozial Benachteiligte
Das Gesundheitsmobil in Lübeck sucht dringend Ehrenamtler. Kostenlose 
Behandlung von Patienten mit und ohne Versicherungsschutz.

Thomas Müller vom Gesundheitsmobil Lübeck und Dr. Ulrich Driller, ehrenamtlich tätiger Arzt, vor dem Gesundheitsmobil Lübeck.

15 - 20 %
der Patienten im Ge-
sundheitsmobil kom-
men ohne Versiche-
rungsschutz. In der 
Gesundheitsstati-
on sind rund 95 % der 
Pateinten nicht kran-
kenversichert. 
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die Vermittlung an Zahnarztpraxen“, 
sagt Müller. Zahnärztliche Untersuchun-
gen werden nur einmal monatlich ange-
boten, da die Zähne als Sorge meist an 
letzter Stelle stehen und nur in absolut 
akuten Situationen Handlungsbedarf ge-
sehen wird. Im Vordergrund stehen für 
die Patienten Alltagssorgen wie Unter-
kunft, Drogen, die allgemeine gesund-
heitliche Situation und Lebensmittel. 

Das Gesundheitsmobil fährt an fünf 
Tagen in der Woche insgesamt zehn Sta-
tionen an. Ändern sich die Anlaufstellen 
der Patienten, werden auch die Stationen 
getauscht. Dies erfolgt allerdings erst 
nach einer bestimmten Frist, um eine ge-
wisse Kontinuität wahren zu können. 
Die Stationen orientieren sich an von 
potenziellen Patienten stark frequentier-
ten Orten wie der Ausgabestelle der Lü-
becker Tafel e.V., der Obdachlosenun-
terkunft Bodelschwingh-Heim oder der 
Parkanlage Krähenstraße. 

Die durchgeführten Behandlungen 
werden zwar dokumentiert, es erfolgt 
aber keine Abrechnung und kein Quali-
tätsmanagement. Möchte ein Patient an-
onym bleiben, fällt die Dokumentati-
on noch einmal geringer aus. „Die Bü-
rokratie steht in diesem Arbeitsbereich 
an zweiter Stelle und das ist gut so. Eh-
renamtler sollen nicht durch zu viel Bü-
rokratie abgeschreckt, sondern durch 
die Behandlung von Patienten motiviert 
werden“, so Driller. Seit einem Jahr ist er 
bei dem Projekt dabei und genießt die 
Arbeit. Driller: „Anerkennung für meine 
beruflichen Leistungen habe ich in mei-
nem Leben genug erhalten. Ich bin hier, 
um Patienten mit keinem oder schwieri-
gem Versicherungsschutz zu helfen und 
Gespräche und Behandlungen auf Au-
genhöhe zu führen. Die Menschen öff-
nen sich nur, wenn sie Vertrauen gewin-
nen und sich verstanden fühlen. Eine 
Belehrung ist hier fehl am Platz.“  

Astrid Schock

nehmen die Sorgen der Leute ernst. Nur 
so können wir ein Vertrauensverhält-
nis und damit eine lang anhaltende Bin-
dung zu unseren Patienten aufbauen“, 
so Driller. Auch die Patientin, die heute 
vor der Ausgabestelle der Lübecker Ta-
fel e.V. das Gesundheitsmobil aufsucht, 
kommt schon seit vielen Jahren. Sie lei-
det an Diabetes und benötigt Medika-
mente. „Trotz einer vorhandenen Kran-
kenversicherung und des regelmäßigen 
Besuchs ihrer Hausärztin ist die Patien-
tin regelmäßig bei uns. Sie kann die Re-
zeptgebühren nicht bezahlen – die spart 
sie hier“, sagt Müller. Dass chronisch 
kranke Menschen von der Rezeptgebühr 
befreit werden können, spielt meist kei-
ne Rolle. „Die Hürde, Anträge auszufüll-
len und sich um die Befreiung zu küm-
mern, ist meist zu groß.“

Das Gesundheitsmobil weist eine 
große Auswahl an Medikamenten und 
Verbandsmaterial vor. „Meist vergeben 
wir benötigte Medikamente aber nur 
für einen Zeitraum von zehn bis 14 Ta-
gen, um die Patienten anzuregen, uns 
erneut aufzusuchen. So können wir sie 
besser im Blick behalten“, sagt Müller. 
Geht es jedoch um Medikamente, bei de-
nen es eine große Spannbreite der Dosie-
rung gibt, können diese nicht vorgehal-
ten werden. „Insulin beispielsweise gibt 
es in zu vielen verschiedenen Formen 
und Dosen, das können wir nicht an-
bieten“, erklärt Driller. Auch wenn eine 
Krebserkrankung vorliegt, ist das Pro-
jekt des Gesundheitsmobils finanziell zu 
klein, um die Behandlung fortführen zu 
können. „In diesen Fällen forcieren wir 
stets die Reintegration in das Regelsys-
tem, um auch kostspielige Behandlun-
gen durchführen zu können.“

Einmal im Monat wird das Gesund-
heitsmobil von einem Zahnarzt beglei-
tet. Er bietet Untersuchungen an, eine 
Behandlung jedoch nicht. „Bei der zahn-
medizinischen Behandlung geht es vor 
allem um den Abbau von Ängsten und Fo
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Thomas Müller untersucht im Gesundheitsmobil eine an Diabetes erkrankte Patientin.

E H R E N A M T L I C H  T Ä T I G E  Ä R Z T E  G E S U C H T
Das Gesundheitsmobil sucht dringend Medizinerinnen und 
Mediziner (ggf. im Ruhestand), die mit Herz und Engage-
ment ehrenamtlich (z.B. einen Vormittag in der Woche) in 
Lübeck mitarbeiten möchten. 
Ihre Aufgaben:
u  Behandlung und Beratung von sozial  

 benachteiligten Menschen mit medizinischen  
 Problemen
u  ggf. Vermittlung zu niedergelassenen Haus- und  

 Fachärzten sowie zu Kliniken 
 
Wünsche: 
u  Ärztinnen und Ärzte, die regelmäßig die Fahrt des  

 Gesundheitsmobils begleiten, d.h. einmal  
 wöchentlich für ca. 2,5 Stunden
u  Interesse an sozialem Engagement verbunden mit  

 einer stabilen Persönlichkeit 
 
Kontakt:  
Sabine Gritzka und Thomas Müller 
Telefon 0451 580 106 71 (Mo - Do von 9:00 bis 11:00 Uhr) 
E-Mail gritzka@gemeindediakonie-luebeck.de 
www.gesundheitsmobil.org

Dr. Ulrich Driller in der Gesundheitsstation bei der Gemeindediakonie Lübeck.
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Z
entrales Thema der jüngsten „Wis-
senswerten“, der Jahrestagung der 
deutschen Wissenschaftspresse 
in Bremen, war die Glaubwürdig-
keit der Wissenschaft und die Auf-
gabe der Wissenschaftsmedien, ih-
rer kritischen Informationspflicht 

gerecht zu werden. In einem Workshop 
„Big Data – Big Promises?“ kamen nicht 
nur die Komplexität, die Polarität und 
der große Diskussionsbedarf zum Aus-
druck (so Moderatorin Dr. Astrid Vicia-
no, SZ), sondern für den Berichterstatter 
vor allem der Mangel an Begründung, 
die Risiken und der enorme Hype, der 
um „Big Data“ gemacht wird. 

Der Programmtext zu diesem Work-
shop wies einleitend auf die schnell 
wachsende Menge digitaler medizini-
scher Daten hin, die große Hoffnun-
gen auf verschiedenen Seiten geweckt 
habe: „Millionen Patientendaten können 
schnell und zielgenau auf Besonderhei-
ten durchsucht werden, die mit einer be-
stimmten Erkrankung im Zusammen-
hang stehen.“ Behandlungserfolge und 
-fehlschläge könnten schneller sicht-
bar gemacht und die daraus gewonne-
nen Erkenntnisse in der Forschung ge-
nutzt werden. 

Doch aus heutiger Sicht stand wohl 
für die meisten Teilnehmer vor allem 
eine Frage im Raum: Gibt es eigentlich 
schon überzeugende positive Belege für 
die Versprechungen von Big Data?  Die 
Antwort gab Prof. Gerd Antes, langjäh-
riger Vorstand der Cochrane Deutsch-
land Stiftung und profilierter Vertreter 
der wissenschaftlichen (evidenzbasier-
ten) Medizin: Nein. Es fehle schon an 
eindeutigen Definitionen, was Big Data 
und die dazugehörigen Ziele und Ver-
fahren eigentlich seien. Stattdessen las-
se sich eine euphorische Berichterstat-
tung mitziehen von den ersten populär-
wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
mit Titeln und  Schlagzeilen wie „Vom 
Zeitalter der Kausalität zum Zeitalter der 
Korrelation“, „Das Ende der (medizini-
schen) Theorie“ oder „Mehr Daten lö-
sen alles“.  Dass gleichzeitig auftreten-
de Merkmale sich auch über längere Zeit 

parallel entwickeln und sich scheinbar  
bedingen, ohne aber im geringsten kau-
sal verknüpft zu sein, dürfte eine Binsen-
weisheit sein. Antes zeigte dies am Bei-
spiel zweier völlig parallel verlaufender 
Kurven, zum einen den Käseverbrauch 
pro Kopf in einer Region und zum ande-
ren die Zahl der Erstickungsfälle durch 
das eigene Bettzeug. Als ein weiteres 
schwerwiegendes Argument führte Ma-
thematiker Antes die Gefahr an, durch 
viel mehr Daten auch viel mehr falsch-
positive Ergebnisse zu bekommen, d. h. 
mehr Krankheitsverdachtsfälle. Anders 
formuliert: Je mehr Daten, umso stärker 
kann das statistische „Rauschen“ sein, 
das den Blick auf die eigentlichen Zu-
sammenhänge behindert: „Zu viele In-
formationen machen den Informations-
stand schlechter“ oder plakativ: Masse 
statt Klasse.

Das sah Dr. Peter Langkafel, Grün-
der der Digital Health Factory in Berlin, 
etwas anders. Der frühere leitende An-
gestellte des Software-Riesen SAP bestä-
tigte zunächst, der Big-Data-Begriff sei 
in der Tat nicht scharf definiert, vielmehr 
bei seiner Einführung eine Art Fanta-
siebegriff für vieles. Aber mit Big Data 
könnten wir nicht erst Probleme der Zu-
kunft, sondern schon heutige große Sor-
gen angehen. Er nannte vermeidbare To-
desfälle durch falschen Medikamenten-
gebrauch, unnötige Krankenhauseinwei-
sungen („zehn Prozent“) und übersehe-
ne positive Befunde in der Radiologie. 
Er schätze, dass 60 Prozent der Patienten 
nicht EbM-gerecht behandelt würden: 
„Woher wollen Sie denn wissen, dass Ihr 
Hausarzt z. B. hier in Bremen Sie rich-
tig behandelt? Es gibt dafür zwar Daten, 
aber die bekommen Sie nicht.“ Daher 
werde derzeit manches im Bereich digi-
taler Medizin versucht, etwa ein vielver-
sprechender Algorithmus für eine Stot-
terer-Therapie. Aber: „Unsere Rechtslage 
lässt „Big Data“ noch nicht zu.“

Eine vermittelnde Position ver-
suchte der dritte Experte einzunehmen, 
Prof. Dr. theol. Peter Dabrock (Univer-
sität Erlangen-Nürnberg und Vorsitzen-
der des Deutschen Ethikrates). Big Data 

dürfe nicht in Bausch und Bogen ver-
teufelt, sondern müsse ausgewogen be-
wertet werden. Er verwies auf die Denk-
schrift des Ethikrates vor gut einem Jahr 
(„Big Data und Gesundheit ...“, über 300 
Seiten), in der es in der Zusammenfas-
sung heißt (S. 21, Rd.Nr. 34):  „Als Chan-
cen von Big Data sind vor allem bessere 
Stratifizierungsmöglichkeiten bei Diag-
nostik, Therapie und Prävention und da-
mit verbundene Effizienz- und Effekti-
vitätssteigerungen sowie die Unterstüt-
zung gesundheitsfördernden Verhaltens 
zu nennen. Risiken bestehen hinsichtlich 
Entsolidarisierung, Verantwortungsdif-
fusion, Monopolisierung, Datenmiss-
brauch und informationeller Selbstge-
fährdung.“

In der Denkschrift wird vor allem 
gefordert, den bisherigen, als unzurei-
chend empfundenen Datenschutz an die 
neuen Möglichkeiten anzupassen und zu 
einer „Datensouveränität (des Patienten, 
Probanden, Versicherten) als informati-
onelle Freiheitsgestaltung“ weiterzuent-
wickeln. Dies bedeute, dass der Patient 
seine Daten nicht ein für allemal abge-
be, sondern ihre Weitergabe fortlaufend 
kontrollieren und den Weg bestimmen 
könne, wohin und wohin nicht. Dabrock 
räumte dann auf eine Frage der Mode-
ratorin ein, dass sich die Rolle des Arz-
tes, genauer das Arzt-Patienten-Verhält-
nis, dramatisch ändern könne und nicht 
mehr dem aktuell gewünschten „Decis-
ion-Sharing-Modell“ entsprechen werde. 

Antes schüttelte den Kopf und spiel-
te auf die unsichere Wunschvorstellung 
einer starken Position des Patienten ge-
genüber mächtigen, ausschließlich nut-
zenorientierten Interessengruppen im 
Weltmarkt an: „Ich habe in langen Jah-
ren schon manche „Blase“ platzen sehen 
– der extreme Hype bei Pharma- und 
Kassenmanagern gibt sehr zu denken.“  
Er wünschte sich seinerseits bei Big Data 
mehr wissenschaftliche Methodik und 
die Beachtung anerkannter Qualitätskri-
terien, um unerwünschte Nebenwirkun-
gen bis hin zur Gefährdung demokrati-
scher Strukturen zu verhindern. 

Horst Kreussler

B I G  D A T A

Euphorische Berichte, 
statistisches Rauschen
Bei der Wissenswerten in Bremen wurde nach überzeugend positiven Belegen für die Versprechen von Big Data 
gefragt. Die Antworten konnten nicht jeden überzeugen. Kritiker sehen bei Big Data Masse statt Klasse.

2019
Vom 25. bis 27. No-
vember findet die 
Wissenswerte in 
Bremen in diesem 
Jahr statt. Der Kon-
gress versteht sich als 
„wichtigstes deutsch-
sprachiges Dialog-
forum für Wissen-
schaftsjournalisten, 
-kommunikatoren 
und medieninteres-
sierte Forscher“. Wei-
tere Info unter www.
wissenswerte-bre-
men.de
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W
as im Süden Deutschlands 
bereits in fast jedem Kühl-
schrank neben den Eiern 
steht, ist in Schleswig-Hol-
stein noch weitgehend unbe-
kannt: Die grüne Notfalldo-
se. „Das muss geändert wer-

den“, findet Anne Schluck, angestellte 
Ärztin in einer niedergelassenen Praxis 
in Eutin. Gemeinsam mit Ingrid Ber-
ger, Vorsitzende der Bürger-Stiftung 
Eutin, arbeitet sie daran, die Notfalldo-
se dort bekannt zu machen, wo sie hel-
fen kann: bei den ärztlichen Kollegen 
im fahrenden Notdienst der Kassen-
ärztlichen Vereinigung, bei der Besat-
zung der Rettungswagen, bei den nie-
dergelassenen Kollegen und natürlich 
bei den Patienten. 

Bei einem Notfall zählen oft Se-
kunden. Finden die Rettungskräf-
te einen Patienten in seiner Wohnung 
schwer verletzt und sogar bewusstlos 
vor, muss schnell gehandelt werden. 
Nach der Erstversorgung kommen 
schnell Fragen auf: Hat der Patient Vor-
erkrankungen, welche Medikamen-
te müssen regelmäßig eingenommen 
werden, welche werden nicht vertragen 
oder: Inwieweit soll eine Behandlung 
überhaupt erfolgen, was hat der Pati-
ent in seiner Patientenverfügung fest-
gehalten? 

Schon an der Wohnungstür von in 
Not geratenen Patienten  können Ret-
tungskräfte sehen, ob wichtige Infor-
mationen zur dort wohnenden Person 
im Kühlschrank zu finden sind. Der 
grüne Aufkleber, der auf die Notfall-
dose im Kühlschrank hinweist, findet 
sich an der Innentür der Wohnungs-
tür und auf der Außenseite der Kühl-
schranktür. 

Doch was findet der Retter in der 
Dose? Auskünfte über die erkrankte/
verletzte Person: vorhandene Krank-
heiten, einzunehmende Medikamen-
te, zurückliegende Operationen, Not-
fallkontaktpersonen und sogar über 
die Haustiere und deren Behandlung 
finden sich Informationen. „Die In-
formationen der Notfalldose können 

nach der Erstversorgung des Patienten 
wertvolle Zeit einsparen. Die Aufbewah-
rungsgewohnheiten beispielsweise von 
Medikamenten oder der Patientenver-
fügung  sind in jedem Haushalt anders. 
Angehörige sind in Notsituationen meist 
gestresst und nicht in der Lage, wichti-
ge und vor allem richtige Informationen 
zu geben“, sagt Schluck. Auch die Ver-
sorgung der Haustiere spiele meist eine 
nicht zu unterschätzende Rolle. So wol-
len Patienten ihr Tier nicht unversorgt 
und allein zurücklassen und verweigern 
daher die Einweisung in ein Kranken-
haus. „Beim Ausfüllen des Zettels in der 
Notfalldose sind die Patienten gezwun-
gen, sich über diese Dinge Gedanken zu 
machen und sie im Vorwege abzuklären. 
So steht der dann notwendigen stationä-
ren Behandlung nichts mehr im Weg“, so 
Schluck.

Was im ersten Augenblick nur für 
ältere alleinstehende Menschen infra-
ge zu kommen scheint, ist für jede Al-
tersgruppe sinnvoll. Auch ein Kleinkind, 
dessen Mutter bewusstlos wird, oder ein 
Ehepartner, der mit der Situation über-
fordert ist, kann auf die Fragen der Ret-
tungssanitäter meist nicht die richtige 
Antwort geben. Auch hier informiert die 
Notfalldose schnell und umfassend. 

In Schleswig-Holstein muss die Not-
falldose derzeit von Patienten selbst be-
schafft und finanziert werden. Sie kann 
über die Homepage www.notfalldose.de  
oder den Onlineanbieter Amazon er-
worben werden. Auch viele Apotheken 
haben die Notfalldose bereits in ihr Sor-
timent aufgenommen, einige Vereine 
und Organisationen bieten sie auch kos-
tenlos an. Wer die Notfalldosen als Arzt 
seinen Patienten anbieten möchte, kann 
sie im Internet unter www.notfalldose.de 
bestellen. Je nach erworbener Menge re-
duziert sich der Einzelpreis. 

Schluck und Berger sind sich sicher: 
„Ist die Notfalldose erst einmal bei al-
len Akteuren der Notfallversorgung im 
Land bekannt, können wir wichtige Zeit 
sparen und die Notfallversorgung weiter 
verbessern“. 

Astrid Schock

N O T F A L L D O S E

Lebensretter im 
Kühlschrank
Notfalldose in Schleswig-Holstein weitgehend unbekannt. Wichtige 
Gesundheitsinformationen in der Kühlschranktür. 

Anne Schluck (oben), angestellte Ärztin in einer niedergelassenen Allge-
meinarztpraxis in Eutin und Ingrid Berger, Vorsitzende der Bürger-Stif-
tung Eutin, arbeiten gemeinsam an der Verbreitung der Notfalldose in 
schleswig-holsteinischen Haushalten.
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D
as Versorgungswerk macht sich 
fit für die Zukunft: Neue Satzung, 
neues Logo, neuer Internet auftritt. 
Auch die künftigen Mitglieder von 
Aufsichtsrat und Verwaltungsrat 
sind gewählt. 

Die Versorgungseinrichtung 
der Ärztekammer Schleswig-Holstein 
startet eine durchgreifende Erneuerung: 
Sie hat zum Jahresbeginn 2019 ihre Sat-
zung novelliert und heißt jetzt „Versor-
gungswerk der Ärztekammer Schleswig-
Holstein“.

Die neue Bezeichnung verdeutlicht, 
dass eine organisatorisch selbstständi-
ge und von der Kammer finanziell unab-
hängige betriebliche Einheit eingezahlte  
Rentenbeiträge in Rentenanwartschaften 
„verarbeitet“. In den ersten Jahren nach 
der Gründung im Jahr 1964 war das Ver-
sorgungswerk organisatorisch noch stär-
ker in die Kammer eingebunden und 
quasi nur eine von mehreren Abteilun-
gen. Inzwischen hat es nahezu 20.000 
Mitglieder und beschäftigt 35 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter. Sein Anlage-
volumen beträgt ca. 3,7 Mrd. Euro. Das 
neue Logo des Versorgungswerkes wur-
de demjenigen der Ärztekammer ange-
passt.

Ebenfalls neu ist der Internetauftritt 
des Versorgungswerkes. Unter der neuen 
Adresse www.vaesh.de erhalten Mitglie-
der zukünftig zahlreiche Informationen 
und Empfehlungen. Wichtige Formulare 
stehen zum Download bereit. Das Werk 
will weiterhin attraktive Leistungen bie-
ten und den Service für seine Mitglie-
der kontinuierlich verbessern. Vorge-
sehen ist, künftig allen Mitgliedern, die 
eine Rente des Versorgungswerkes be-
ziehen werden, im jährlichen Rhythmus 
eine aktuelle individuelle Rentenprogno-
se zuzuleiten. Im Rahmen der fortschrei-
tenden Digitalisierung wird derzeit eine 
neue Software für die Mitgliederverwal-
tung entwickelt. Alle Mitgliederakten 
werden bereits elektronisch geführt.

Am 28.11.2018 führte die Kammer-
versammlung die turnusmäßige Neu-
wahl der Mitglieder des Verwaltungsra-

tes und des Aufsichtsrates durch. Bert-
ram Bartel, seit 2013 Vorsitzender des 
Verwaltungsrates, und sein Stellvertre-
ter Thomas Montag wurden in ihren 
Ämtern bestätigt. Weitere Verwaltungs-
ratsmitglieder sind Dr. Anna Christina 
Schulz-Du-Bois, Dr. Jan Andresen, Dr. 
Joachim Georgi und Dr. Frank Schubert. 
In den Aufsichtsrat wurden Dr. Gisa 
Andresen, Petra Struve, Dr. Hans Irmer, 
Dr. Gert Sötje und Dr. Dr. jur. Hans-Mi-
chael Steen wiedergewählt. Karen Hart-
wig und Mark Weinhonig gehören dem 
Gremium erstmalig an. In seiner konsti-
tuierenden Sitzung am 10.12.2018 wähl-
te der Aufsichtsrat Dr. Dr. jur. Michael 
Steen zum Vorsitzenden und Petra Stru-
ve zur stellvertretenden Vorsitzenden. 

Die neue Satzung des Versorgungswerkes
Das Versorgungswerk gehört neben der 
gesetzlichen Rentenversicherung und 
der Beamtenversorgung zur „ersten Säu-
le“ der Alterssicherungssysteme. Rechts-
grundlage des Werkes ist das Heilberufe-
kammergesetz Schleswig-Holstein. Der 
gesetzliche Auftrag verpflichtet dazu, 
dass möglichst alle Mitglieder eine ange-
messene Versorgung erhalten und Bei-
träge in der erforderlichen Höhe leisten. 

Die zum 01.01.2019 in Kraft getre-
tene neue Satzung ist das Resultat einer 
umfassenden Überarbeitung. Über die 
Satzung des Versorgungswerkes „wacht“ 
ihr Aufsichtsrat. Ihm obliegt es, Initiati-
ven für Satzungsänderungen zu ergrei-
fen und diese der Kammerversamm-
lung zur Beschlussfassung vorzulegen. 
Der Aufsichtsrat kam zu dem Ergeb-
nis, dass sich die grundlegenden bishe-

rigen Regelungen in der Praxis bewährt 
haben. In Teilbereichen, insbesondere 
des Beitrags- und Leistungswesens, er-
kannte er Änderungsbedarf, weil eini-
ge Rege lungen nicht mehr in Kongruenz 
mit den aktuellen gesellschaftlichen, de-
mografischen und wirtschaftlichen Ver-
hältnissen standen. Viele der beschlos-
senen Änderungen „wirken“ erst in eini-
gen Jahren nach Ablauf von Übergangs-
regelungen. Für Rentner und Angehö-
rige rentennaher Jahrgänge ändert sich 
nahezu nichts. Das neue Regelwerk ist 
im Vergleich zur Vorversion übersichtli-
cher gegliedert, sprachlich präziser und 
verständlicher formuliert. Den Mitglie-
dern soll hierdurch erleichtert werden, 
ihren Versorgungsstatus nachzuvoll-
ziehen und die Gestaltungsmöglichkei-
ten in Bezug auf Beitragsleistungen und 
Rentenbezug wahrzunehmen. 

Der Beschlussfassung durch die 
Kammerversammlung am 18.04. und 
28.11.2018 ging eine zweijährige Analyse- 
und Diskussionsphase voraus. Die inter-
ne Federführung in Bezug auf die Kon-
zeptionierung und Formulierung der 
neuen Satzung übernahmen die Justi-
ziarin Julia Francke und der Geschäfts-
führer Harald Spiegel. In die Projektar-
beit wurden der Verwaltungsrat, der für 
das Versorgungswerk tätige Versiche-
rungsmathematiker und die zuständi-
gen Aufsichtsbehörden eingebunden. 
Bertram Bartel stellte den Mitgliedern 
der Kammerversammlung die Neufas-
sung in mehreren Sitzungen vor. Deren 
Anregungen wurden geprüft und einge-
arbeitet. Dies sind die wesentlichen Än-
derungen und Neuregelungen der neu-
en Satzung:

A. Grundversorgung 
Die Pflichtbeiträge des Versorgungswer-
kes werden in der Grundversorgung ver-
einnahmt. Es ist ein Mischsystem aus Ka-
pitaldeckungs- und Umlageverfahren 
(sogenanntes „offenes Deckungsplanver-
fahren“). Die Kapitaldeckung schützt vor 
demografischen Schwankungen und be-
wirkt, dass der Kapitalstock (Anlagever-

V E R S O R G U N G S W E R K

Ruhegelder bleiben 
über Rentenniveau
Das Versorgungswerk macht sich fit für die Zukunft: Neue Satzung, neues Logo, neuer Internet-
auftritt. Auch die künftigen Mitglieder von Aufsichtsrat und Verwaltungsrat sind gewählt.  

1964
In diesem Jahr wurde 
das Versorgungswerk 
gegründet. Damals 
war es noch deutlich 
stärker in den Betrieb 
der Ärztekammer ein-
gebunden und nur 
eine von mehreren 
Abteilungen. 
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cher Tätigkeit (gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1  
Einkommensteuergesetz) die Beitrags-
bemessungsgrenze der DRV unter-
schreitet. Es gilt der Beitragssatz der 
DRV abzüglich 4 Prozentpunkten, be-
zogen auf die Summe des Jahresgewin-
nes des vorletzten Kalenderjahres. 2019 
sind dies (18,6 minus 4 =) 14,6%, bezo-
gen auf den 2017 erzielten Jahresgewinn. 
Der 4%ige Abschlag trägt dem Umstand 
Rechnung, dass Selbstständige keinen 
Arbeitgeber-Zuschuss erhalten und die 
ausnahmslose Anwendung des Beitrags-
satzes der DRV (18,6%) in manchem 
Einzelfall eine unangemessene Härte be-
deuten würde. 

Selbstständigen Mitgliedern, die 
in eigener Praxis tätig sind, war es bis-
lang möglich, bei Unterschreitung be-
stimmter Gewinnobergrenzen eine Bei-
tragsreduzierung in Anspruch zu neh-
men. In der Praxis stellte sich heraus, 
dass die Beitragsreduzierung oftmals zu 
hoch war, um eine angemessen hohe Al-
tersrente sicherzustellen. Wer bereits am 
31.12.2018 in eigener Praxis selbstständig 
tätig war und 2019 weiter in eigener Pra-
xis tätig ist, kann auf Antrag übergangs-
weise bis längstens 2021 noch eine Bei-
tragsreduzierung nach bisherigem Sat-
zungsrecht in Anspruch nehmen. Sofern 
der für 2019 zu erwartende Jahresgewinn 
aus ärztlicher Tätigkeit voraussichtlich 
maximal 99.696 € beträgt, bemisst sich 
der Monatsbeitrag wie folgt (siehe Ta-
belle).

Angestellte Mitglieder entrichten ei-
nen Pflichtbeitrag in Höhe des Beitrags-
satzes der DRV- Er beträgt aktuell 18,6% 
des sozialversicherungspflichtigen Brut-
toentgeltes (inkl. Arbeitgeber-Zuschuss), 
sofern es unterhalb der Beitragsbemes-
sungsgrenze der DRV (aktuell jährlich 
80.400 €) liegt. Die neue Satzung lässt 
diese „Mechanik“ unangetastet, sodass 
sich für die betreffenden angestellten 
Mitglieder insoweit nichts ändert.

Mitglieder, die sich in den ersten 
zwei Jahren ihrer Niederlassung befin-
den, brauchen auch weiterhin nur 25% 
des Regelbeitrages zu leisten.

In keinem Fall – dies gilt für Ange-
stellte und selbstständige Mitglieder glei-
chermaßen – darf zukünftig der neu ein-
geführte Mindestbeitrag unterschritten 
werden. Er beträgt 10 % des monatlichen 
Regelbeitrages. 2019 sind dies 124,62 € 
monatlich. 

Angestellte nebenberufliche Notärz-
te werden künftig von der Beitragspflicht 
(aus der Notarzttätigkeit) befreit, wenn 
diese Tätigkeit ent weder neben einer an-
gestellten Tätigkeit, die einen Umfang 
von mindestens 15 Stunden wöchent-
lich außerhalb des Rettungsdienstes hat, 
oder neben einer Tätigkeit als zugelasse-
ner Vertragsarzt oder als Arzt in privater 
Nieder lassung ausgeübt wird. 

Geringere Beitragszahlungen führen 
stets zu proportional geringeren Renten-

mögen) fortlaufend Erträge abwirft. Die 
in den letzten Jahren erzielten Nettoren-
diten lagen stets über 4% jährlich. Zu-
sätzlich gibt es Umlageelemente: Ein Teil 
der eingezahlten Beiträge wird nicht am 
Kapitalmarkt angelegt, sondern direkt 
für Rentenzahlungen verwendet. Bei-
tragssteigerungen führen nicht nur zu 
Erhöhungen der Rentenanwartschaften 
der Beitragszahler, sondern auch zu Ren-
tenerhöhungen der ihnen vorangegan-
genen, bereits im Rentenbezug befindli-
chen Mitgliedergeneration. Dies entfal-
tet einen nicht unerheblichen Inflations-
schutz: Die Entwicklung der Rentenhö-
he wird von der Beitragsentwicklung und 
der Entwicklung der Lebenshaltungskos-
ten nicht vollständig entkoppelt. Die Mit-
glieder profitieren somit nicht nur von 
Kapitalerträgen, sondern auch von hö-
heren Beiträgen der nachfolgenden Mit-
gliedergeneration. 

1. Beitragspflicht und Beitragshöhe (§ 15)
Es ist gut, im Alter finanziell versorgt zu 
sein. Mit dem in den letzten Jahrzehnten 
verzeichneten Anstieg der Lebenserwar-
tung nahm zugleich die Rentenbezugs-
dauer zu. Die finanzielle Absicherung vor 
Alter und Berufsunfähigkeit gewann er-
heblich an Bedeutung. Zudem begann 
der Staat im Jahr 2005 damit, jeden Neu-
rentnerjahrgang schärfer zu besteuern als 
die Neurentner des jeweiligen Vorjahres. 
Wer im Jahr 2040 oder später erstma-
lig Rente bezieht, muss sie zu 100% ver-
steuern. Im Gegenzug sind Beitragszah-
lungen als Altersvorsorgeaufwendungen 
steuerlich absetzbar. Der Staat erhöhte 
die Höchstgrenzen der Absetzbarkeit in 
den vergangenen Jahren stetig. 2018 stie-
gen sie auf 23.712 € (Ledige) / 47.424 €  
(Verheiratete). Das Versorgungswerk 
hat dieser Entwicklung Rechnung getra-
gen und einige Regelungen zur Beitrags-
pflicht und Beitragshöhe angepasst. Es 
empfiehlt zudem freiwillige Beitragszah-
lungen über den Pflichtbeitrag hinaus. 

Alle Mitglieder, die ihren ärztlichen 
Beruf ausüben, sind zukünftig beitrags-
pflichtig. Dies gilt auch für selbstständig 
tätige Ärztinnen und Ärzte, die nicht in 
eigener Praxis niedergelassen sind. Von 
der Beitragspflicht befreit bleiben ledig-
lich Mitglieder, die sich in Mutterschutz 
oder in Kindererziehungszeiten befin-
den. Sie dürfen aber Beiträge leisten, um 
ihre Rentenanwartschaft zu erhöhen. 

Prinzipiell ist der Regelbeitrag 
(Höchstbeitrag) zu leisten. Er entspricht 
weiterhin dem Höchstbeitrag der Deut-
schen Rentenversicherung (DRV). Ab Ja-
nuar 2019 sind dies 1.246,20 € monatlich. 
Wenige Mitgliedergruppen sind von der 
Pflicht zur Leistung des Regelbeitrages 
ausgenommen:

Selbstständig tätige Mitglieder kön-
nen zukünftig einen einkommensabhän-
gigen Beitrag entrichten, wenn ihr vor-
aussichtlicher Jahresgewinn aus ärztli-

Tabelle
Mitglieder, die bis 
Jahresende 2018 in ei-
gener Praxis selbst-
ständig waren, kön-
nen auf Antrag wei-
terhin den Beitrag re-
duzieren, wenn ihr zu 
erwartender Jahres-
gewinn aus ärztlicher 
Tätigkeit die unten 
genannten Beträge 
nicht überschreitet.

anwartschaften. Sie können unter Um-
ständen eine auskömmliche Versorgung 
gefährden, „lohnen“ sich also nicht. Je-
der Pflichtbeitrag darf auch weiterhin bis 
zur Höhe des Regelbeitrages aufgestockt 
werden. 

2. Rentenberechnung (§ 20)
In der Grundversorgung bleibt die bis-
herige Methodik der Rentenberechnung 
unangetastet. Jede monatliche Beitrags-
zahlung führt zu einem Rentenbaustein 
(„Beitragsquotient“). Seine Höhe be-
stimmt sich nach dem Verhältnis des ge-
leisteten Beitrages zum 12fachen des Re-
gelbeitrages. Die höchstmögliche Bau-
steinsumme pro Kalenderjahr beträgt 
somit 1. Bei Renteneintritt wird die Sum-
me aller erworbenen Bausteine mit dem 
dann gültigen Rentenmultiplikator mul-
tipliziert. Ihn legt der Aufsichtsrat jähr-
lich fest. Dieses System gilt seit 1980. 

Das Prinzip, wonach sich die Höhe 
des für jeden Beitragsmonat erworbe nen 
Rentenbausteines nach der Höhe des im 
betreffenden Monat ge leisteten Beitra-
ges bestimmt, galt bislang in Bezug auf 
die ersten drei Berufsjahre nur einge-
schränkt. Denn soweit diese Zeit in an-
gestellter Tätigkeit absolviert wurde, be-
maß sich die Höhe der in jedem der ers-
ten drei Berufsjahre erworbenen Ren-
tenbausteine „mindestens“ nach dem 
Durchschnitt aller Rentenbausteine, die 
ab dem vierten Berufsjahr bis zum Ren-
teneintritt erworben wurden. Die Hin-
tergründe dieser Regelung beruhen auf 
der 1980 vorgenommenen Systemum-
stellung und der seinerzeit beabsich-
tigten Glättung von Übergangsfolgen. 
Denn bis 1979 hatte die Versorgungsein-
richtung ein Einheitsrentensystem prak-
tiziert, bei dem die Rentenhöhe im We-
sentlichen durch die Beitragszahlungs-
dauer und nicht durch die Höhe der pro 
Jahr geleisteten Beiträge bestimmt wur-
de. 

Der nach der bisherigen Satzung zu 
berechnende „Durchschnittsbaustein“ 
basierte auf der Annahme, dass ein Mit-
glied „im Normalfall“ während der ge-
samten Dauer seiner Berufstätigkeit 
Pflichtbeiträge an das Versorgungswerk 
leistet. Das trifft jedoch auf immer we-
niger Mitglieder zu. Viele beenden ihre 
Beitragszahlung vorzeitig, weil sie bei-
tragspflichtiges Mitglied eines anderen 
Versorgungswerkes werden. Ähnliches 
gilt für später Eintretende, die nach ihrer 

Beitrags-
reduzierung

Gewinn-
obergrenze

Monats beitrag

50% € 99.696 € 623,10

75% € 49.848 € 311,55

80% € 18.693 € 249,24
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Approbation zunächst außerhalb Schles-
wig-Holsteins arbeiten und hier erst spä-
ter Pflichtmitglied werden. Denn seit 
2005 wenden alle 18 ärztlichen Versor-
gungswerke in Deutschland das „Loka-
litätsprinzip“ an: Die Beitragspflicht be-
steht stets gegenüber dem Versorgungs-
werk, in dessen örtlicher Zuständigkeit 
die ärztliche Tätigkeit ausgeübt wird. 
Diese Systemlogik deckt sich mit der-
jenigen des in der Europäischen Uni-
on geltenden Sozialrechts. Die ärztli-
chen Versorgungswerke haben zwar ver-
einbart, dass Mitglieder ihre geleisteten 
Beiträge zuzüglich Zinsen im Falle eines 
Ortswechsels bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen an das neu zuständi-
ge Versorgungswerk überleiten können. 
In vielen Fällen werden diese Vorausset-
zungen jedoch nicht erfüllt oder die Be-
troffenen verzichten auf eine Überlei-
tung. Das Versorgungswerk führt ihre 
Rentenanwartschaften dann bis zum 
Rentenbezug als „ruhend“ fort. 

Die neue Satzung lässt die Durch-
schnittsbausteinberechnung auslaufen. 
Sie gilt unverändert weiter für Mitglie-
der, die am 01.01.2019 bereits Rente be-
ziehen, ebenso für Mitglieder, die vor 
1961 geboren wurden und ihre Mitglied-
schaft bis 2004 erwarben. Für Angehöri-
ge der „rentenferneren“ Geburtsjahrgän-
ge 1961 und später bestimmt sich auch in 
den ersten drei Berufsjahren die Höhe 
des für jeden Beitragsmonat erworbe-
nen Rentenbausteines nunmehr allein 
nach der Höhe des im betreffenden Mo-
nat ge leisteten Beitrages. Angehörige der 
Geburtsjahrgänge 1961 bis 1965, die ihre 
Mitgliedschaft zwischen 1987 und 2004 
erwarben, erhalten als Ersatz für die Alt-
regelung einen pauschalen Zuschlag 
(§ 20 Abs. 7). Damit werden erworbe-
ne Besitzstände gewahrt und das bei den 
betreffenden Mitgliedern gebildete Ver-
trauen auf eine Fortgeltung der bisheri-
gen Regelung geschützt. Andere, insbe-
sondere jüngere Mitglieder haben rech-
nerisch noch keinen Besitzstand in Be-
zug auf einen „Durchschnittsbaustein“ in 
rentenrelevanter Höhe erworben, denn 
bei ihnen ist dafür die Zahl der seit dem 
vierten Berufsjahr erworbenen Renten-
bausteine zu gering bzw. die Zahl der zu-
künftigen, bis zum Altersrentenbezug 
erst noch zu erwerbenden Rentenbau-
steine (ihre Zahl und ihre Höhe sind un-
gewiss) zu hoch.

3. Vorgezogene und aufgeschobene 
Altersrente (§§ 21 und 22)
Der Altersrentenbezug kann weiterhin 
bis zu 60 Monate vor Erreichen des Re-
gelrenteneintrittsalters vorgezogen oder 
längstens bis zur Vollendung des 69. Le-
bensjahres aufgeschoben werden. Die 
hierbei jeweils anfallenden Kürzungs- 
und Zuschlagsbeträge wurden versi-
cherungsmathematisch neu kalkuliert. 
Während der Rentenaufschubzeit ge-

leistete Beiträge werden zukünftig in 
der freiwilligen Höherversicherung ver-
bucht. 

4. Berufsunfähigkeitsrente (§ 23)
Neu eingeführt wurde der Rentenbezug 
wegen (nur) vorübergehender Berufs-
unfähigkeit. Er setzt voraus, dass die Be-
rufsunfähigkeit seit mindestens sechs 
Monaten besteht. Krankheitsfälle, bei 
denen die Arbeitsfähigkeit früher ein-
tritt, berechtigen nicht zum Rentenbe-
zug. Neu ist auch, dass die Bezieher von 
Berufsunfähigkeitsrente zukünftig ei-
nen Arbeitsversuch bei Fortbezug der 
Rente starten dürfen. Er ermöglicht ih-
nen, ihr Leistungsvermögen für eine be-
grenzte Zeit risikolos zu testen, um ihre 
Chancen für die Rückkehr in den Beruf 
zu verbessern. 

5. Witwen- und Witwerrente (§ 25)
Für die Ehepartner künftiger Rent-
ner beträgt die Höhe der Witwen-/Wit-
werrente zukünftig 60 % der Altersren-
te (bislang 66 2/3 %). Dieser Prozent-
satz ist inzwischen bei nahezu allen ärzt-
lichen Versorgungswerken üblich. Der 
bisherige Satz von 66 2/3 % gilt als „Aus-
laufregelung“ weiter für die Ehepart-
ner von Mitgliedern, die am 01.01.2019 
bereits Rente beziehen. Er gilt auch für 
die Ehepartner von Mitgliedern, die vor 
2027 versterben, und von Mitgliedern, 
die vor 1961 geboren wurden, sofern die 
Eheschließung vor 2019 erfolgt ist. Diese 
Mitglieder werden somit in ihrem Ver-
trauen auf den Fortbestand des bishe-
rigen Satzungsrechts geschützt. Wer ei-
nem rentennahen Geburtsjahrgang an-
gehört, hat sich mit seinem Ehepart-
ner oftmals bereits auf die zu erwartende 
Höhe der Hinterbliebenenrente einge-
stellt und die gemeinsame Vorsorge da-
nach ausgerichtet. Keine Witwen-/Wit-
werrente wird künftig gewährt, wenn 
die Ehe erst nach Beginn des Altersren-
tenbezuges und nach dem 01.01.2019 ge-
schlossen wurde. 

6. Waisenrente (§ 26) 
Die Waisenrente wird weiterhin über 
den Zeitpunkt hinaus gewährt, in dem 
die Waise ihr 18. Lebensjahr vollendet. 
Voraussetzung dafür ist, dass sie sich in 
Schul- oder Berufsausbildung befindet 
oder bei Vollendung des 18. Lebensjah-
res infolge körperlicher oder geistiger 
Gebrechen außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten. Künftig wird die Rente auch 
während der ersten 12 Monate eines frei-
willigen Dienstes im Sinne von § 2 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 2 d) Einkommensteuerge-
setz (z. B. Freiwilliges Soziales Jahr) ge-
währt. Sie wird künftig nicht mehr ver-
sagt, wenn die Waise eine Ausbildungs-
vergütung von 667 € monatlich oder 
mehr bezieht. Anderweitig erzieltes Ein-
kommen wird somit nicht auf die Rente 
angerechnet. 

7. Kinderzuschüsse (§ 27)
Die bisherige Satzung sah vor, dass die 
Bezieher von Alters- und Berufsunfä-
higkeitsrenten für jedes Kind einen Zu-
schuss beantragen konnten. Er betrug 
für jedes Kind 1/6 der monatlichen Ren-
te. Der Zuschuss wurde bis zu dem Zeit-
punkt gewährt, in dem das Kind sei-
ne Ausbildung beendet, längstens bis 
zur Vollendung des 27. Lebensjahres. Da 
Kinderzuschüsse nicht durch eigene Bei-
träge der begünstigten Mitglieder, son-
dern durch alle Beitragszahler finanziert 
werden, ist auf die Gleichbehandlung 
der Mitglieder besonderes Augenmerk 
zu legen. In der Praxis erfüllten haupt-
sächlich männliche Altersrentner die 
Bezugsvoraussetzungen. Hingegen blieb 
der Zuschuss den weitaus meisten weib-
lichen Altersrentnerinnen versagt, weil 
zum Zeitpunkt ihres Renteneintritts ihre 
Kinder bereits älter als 27 Jahre waren. 
Eine späte Mutterschaft ist statistisch 
deutlich seltener als eine späte Vater-
schaft. Mitglieder, die in jüngerem Alter 
Eltern wurden, bezogen ebenfalls keinen 
Zuschuss. Denn zum Zeitpunkt ihres 
Renteneintritts war ihr Kind bereits äl-
ter als 27. Die Zuschussregelung stammt 
aus dem Gründungsjahr 1964. Damals 
gewährte auch die DRV Kinderzuschüs-
se. Sie schuf sie 1983 ab. Seitdem gibt es – 
auch für die Mitglieder des Versorgungs-
werkes – Kindergeld vom Staat. 

Die neue Satzung enthält eine gestaf-
felte „Auslaufregelung“: Mitglieder, die 
am 01.01.2019 bereits Rente beziehen, 
können weiterhin Zuschüsse nach altem 
Satzungsrecht beantragen, sofern ihr 
Kind vor 2019 geboren wurde. Dasselbe 
gilt aus Gründen des Vertrauensschutzes 
für Mitglieder, die vor 1961 geboren wur-
den. Die für Waisenrenten unter Ziffer 
6 genannten Neuregelungen gelten für 
Kinderzuschüsse entsprechend. Mitglie-
der, die 1961 oder später geboren wur-
den, können künftig nur bei eigener Be-
rufsunfähigkeit Kinderzuschüsse bezie-
hen. Sie haben Zeit, sich auf die Neure-
gelung einzustellen und entsprechende 
Vorsorge zu treffen.

B. Freiwillige Höherversicherung 
Die freiwillige Höherversicherung ist 
eine über den Grundbedarf hinausge-
hende Zusatzversorgung. Wer Beiträ-
ge einzahlen möchte, muss zugleich den 
Regelbeitrag in die Grundversorgung 
leisten. Die Zahlung in die Höherversi-
cherung darf jederzeit eingestellt und je-
derzeit wieder aufgenommen werden. 
Die Beiträge sind steuerlich ebenfalls als 
Altersvorsorgeaufwendungen absetzbar. 

In der Höherversicherung führt je-
der gezahlte Beitrag vereinfacht for-
muliert zu einer „Mini-Rentenanwart-
schaft“. Ihre Höhe bestimmt sich nach 
dem Alter des Beitragsleistenden zum 
Zeitpunkt der Zahlung und ist tabel-
larisch in der Satzung (§§ 32 ff.) gere-

3,7 Mrd. 
Euro umfasst das 
Anlagevolumen des 
Versorgungswerkes 
Schleswig-Holstein, 
dem inzwischen rund 
20.000 Mitglieder an-
gehören. 
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Die Mitarbeiter des Versorgungswerkes der 
Ärztekammer Schleswig-Holstein vor ihrem 
Gebäude in der Bismarckallee in Bad Sege-
berg, das an die Ärztekammer angrenzt. Fünf-
ter von rechts: Geschäftsführer Harald Spiegel. 
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gelt, somit im Voraus berechenbar (so-
genanntes „Einmalbeitragsverfahren“). 
Den Anwartschaften lag bislang ein 
Rechnungszins von 4% jährlich zugrun-
de. Für Beiträge, die bis 2018 entrichtet 
wurden, beträgt der Rechnungszins wei-
terhin 4% jährlich, und zwar weiterhin 
vom Zeitpunkt der Beitragsleistung bis 
zum Ende des Rentenbezuges. Für Mit-
glieder, die am 01.01.2019 bereits Ren-
te beziehen, ändert sich somit nichts, 
ebenso wenig für Mitglieder, soweit sie 
Beiträge vor 2019 geleistet haben. Für 
Beiträge, die ab dem 01.01.2019 geleis-
tet werden, wurde der Rechnungszins 
auf Empfehlung des Versicherungsma-
thematikers auf 2,5% jährlich angepasst. 
Zum Vergleich: Bei Lebensversiche-
rungsunternehmen beträgt der Höchst-
rechnungszins 0,9% jährlich. Die Hö-
herversicherung muss einkalkulieren, 
dass die gegenwärtige Niedrigzinsphase 
weiter andauert und die in zukünftigen 
Jahren erzielte Nettorendite den bisheri-
gen Rechnungszins von 4% unterschrei-
tet. Dauerhafte Defizite sind jedoch 
nicht zulässig. Da die Höherversiche-
rung zu 100% kapitalgedeckt ist, reagiert 
sie auf einen Rückgang von Kapitaler-
trägen empfindlicher als die Grundver-
sorgung. 

Die endgültige Rente aus der Hö-
herversicherung setzt sich aus der Sum-
me aller „Mini-Rentenanwartschaf-
ten“ und Gewinnbeteiligungen zusam-
men. Eine Gewinnbeteiligung entsteht, 
wenn die in einem Geschäftsjahr erziel-
te Nettorendite den nach Beiträgen ge-
wichteten durchschnittlichen Rech-
nungszins übersteigt und der Aufsichts-
rat beschließt, die hieraus entstehen-
den Überschüsse zur Anhebung der An-
wartschaften und Rentenleistungen zu 
verwenden. Gewinnbeteiligungen wir-
ken anwartschafts- und rentensteigernd 
wie geleistete Beiträge. 

Mit der Anpassung des Rechnungs-
zinses sinkt naturgemäß der zur Erfül-
lung der Rentenverpflichtungen benö-
tigte Kapitalertrag. Bei langfristig sta-

biler Entwicklung der Kapitalmärkte ist 
zu erwarten, dass das aus Kapitalerträ-
gen generierte Überschussvolumen – 
sozusagen im Gegenzug – kontinuier-
lich ansteigt. Verlässlich prognostizier-
bar ist dies leider nicht, denn die Höhe 
künftiger Kapitalerträge ist nicht vor-
hersehbar. Die individuellen Rentenpro-
gnosen, die die Mitglieder künftig jähr-
lich erhalten werden, blenden zukünf-
tige Gewinnbeteiligungen daher kom-
plett aus. 

Bei der Gewinnbeteiligung wird der 
aus Kapitalerträgen erzielte Überschuss 
gerecht verteilt: Die Anwartschaften aus 
Beiträgen, die ab 2019 geleistet werden, 
werden gegenüber den Anwartschaften 
aus Beiträgen, die bis 2018 geleistet wer-
den, begünstigt, maximal soweit, bis das 
Niveau erreicht ist, das sich im betref-
fenden Jahr bei einem Rechnungszins 
von 4% ergäbe. Die Wirkung der Rech-
nungszinsanpassung wird dadurch vor-
aussichtlich deutlich milder ausfallen, als 
die für Beitragszahlungen ab 2019 gel-
tenden Tabellenwerte erwarten lassen. 

Zukünftig gelten bei der freiwilligen 
Höherversicherung in Bezug auf die Be-
rufsunfähigkeitsrente, die Witwen-/Wit-
werrente, die Waisenrente und den Kin-
derzuschuss dieselben Neuregelungen 
wie bei der Grundversorgung. Zukünf-
tige Berufsunfähigkeitsrentner, die 1961 
oder später geboren wurden, erhalten 
Kinderzuschüsse allerdings ausschließ-
lich aus der Grundversorgung. 

Fazit und Ausblick
Der finanziellen Planung des Ruhestan-
des und der Absicherung der Familien-
angehörigen muss in Anbetracht der ge-
stiegenen Lebenserwartung mehr Auf-
merksamkeit und Vorbereitung als frü-
her gewidmet werden. Das Versor-
gungswerk verfügt über ein stabiles 
Beitrags- und Leistungssystem. Seine 
wesentlichen Grundlagen behält die zum 
1. Januar 2019 in Kraft getretene neue 
Satzung bei. Beitragszahlungen, auch in 
die freiwillige Höherversicherung, blei-

ben weiterhin attraktiv. Vorteilhaft ist 
insbesondere, dass Beitragszahlungen 
steuerlich als abziehbare Altersvorsor-
geaufwendungen anerkannt sind. 

Mitglieder, die bereits Rente bezie-
hen, und ihre aktuellen Angehörigen 
sind von den Anpassungen und Neure-
gelungen der neuen Satzung nicht be-
troffen. Dasselbe gilt für die Rentenan-
wartschaften von Mitgliedern mit „ren-
tennahem“ Geburtsjahr (1960 und frü-
her). Die für Mitglieder mit „rentenfer-
nerem“ Geburtsjahr (1961 und später) 
geltenden Änderungen sind zeitgemäß 
und maßvoll, sie betreffen hauptsächlich 
die Versorgung ihrer Angehörigen. 

In Anbetracht der umfangreichen 
Arbeitsbelastung, die mit der IT-Um-
stellung verbunden ist, bittet das Versor-
gungswerk um Verständnis dafür, falls 
die Bearbeitung von Anfragen in den 
nächsten Monaten etwas länger als ge-
wohnt dauert. Mitglieder, deren Ren-
teneintritt nicht unmittelbar bevorsteht, 
werden gebeten, Anfragen zur indivi-
duellen Rentenhöhe zunächst zurück-
zustellen, bis ihnen im Laufe des Jahres 
2019 die neue individuelle Rentenprog-
nose zugeht. 

Die Anwartschaften und Renten des 
Versorgungswerkes wurden zum 1. Janu-
ar 2019 um 0,75% angehoben. Der An-
hebungsprozentsatz ist geringer als bei 
der für 2019 angekündigten Rentenan-
passung der gesetzlichen Rentenversi-
cherung. Denn beide Versorgungsträger 
verwenden gänzlich unterschiedliche Fi-
nanzierungssysteme. Das Versorgungs-
werk gewährt seinen Mitgliedern unter 
dem Strich beträchtlich höhere Ruhegel-
der, als diese von der gesetzlichen Ren-
tenversicherung bei gleicher Beitrags-
biografie erhalten würden. 

Harald Spiegel, Versorgungswerk  
der Ärztekammer  

Schleswig-Holstein

1.246,20 
Euro beträgt der mo-
natliche Höchstbei-
trag der Deutschen 
Rentenversicherung 
(DRV) ab Januar 
2019. Dieser Wert ent-
spricht auch dem Re-
gelbeitrag zum Ver-
sorgungswerk.
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D
ie Sequenzierung des menschli-
chen Erbgutes bedeutet vor allem 
für Krebspatienten und Menschen 
mit seltenen Gendefekten eine 
große Chance. International lau-
fen derzeit große Anstrengungen, 
die Technik für Diagnose und 

Therapie intensiv nutzbar zu machen. 
Deutschland, das haben Experten kürz-
lich bei einer Veranstaltung in Bremen 
beklagt, kommt bei dieser Entwicklung 
aktuell nicht mit. Sie fordern die Politik 
zum raschen Handeln auf.

Mit Einführung der Hochdurch-
satz-DNA-Sequenzierung (HDS) ist 
es bedeutend einfacher geworden, 
menschliche Gene zu entziffern. Eine 
vollständige Genomsequenzierung 
(„Whole Genome Sequencing“, WGS) 
ist dank der modernen Hightech-Ana-
lyseverfahren innerhalb von 24 Stun-
den möglich und kostet noch rund 
1.000 Euro – nur ein Bruchteil der Zeit 
und des Geldes, die noch vor weni-
gen Jahren auf die Untersuchung gene-
tischer Erkrankungen verwendet wer-
den mussten. „Für die Aufklärung der 
molekularen Ursachen genetisch be-
dingter Krankheiten bedeutet die Ein-
führung der HDS eine Revolution“, sag-
te Prof. Hans-Ulrich Ropers, emeritier-
ter Direktor des Max-Planck-Instituts 
für molekulare Genetik in Berlin, bei 
der Veranstaltung „Wissenswerte“ Ende 
November in Bremen. 

Dem neuen Verfahren sei es zu ver-
danken, dass heute krankheitsverur-
sachende Mutationen in über 4.000 
der rund 20.000 proteinkodierenden 
menschlichen Gene bekannt sind und 
jedes Jahr etwa 200 weitere genetische 
Krankheitsursachen identifiziert wer-
den. Vor allem für die seltenen Krank-
heiten, von denen rund vier Prozent der 
Bevölkerung betroffen seien, habe die 

WGS große Bedeutung, seien doch in 
vielen Fällen einzelne Gendefekte für 
die jeweilige Erkrankung verantwort-
lich. Neuen Studien zufolge könne mit-
hilfe der WGS bei etwa der Hälfte al-
ler Patienten mit einer seltenen Erkran-
kung die kausale Genmutation identifi-
ziert werden. Ropers: „Der Fortschritt 
ist spektakulär!“ 

Prof. Jeanette Erdmann, Direktorin 
des Instituts für Kardiogenetik an der 
Universität Lübeck, berichtete von ih-
ren persönlichen Erfahrungen. Sie lei-
det seit Geburt unter einer seltenen 
Muskelerkrankung, die 45 Jahre ohne 
Diagnose geblieben ist und eine Odys-
see von Arzt zu Arzt beinhaltete. Vor ei-
nigen Jahren habe sie dann eine eigen-
finanzierte Gensequenzierung vorneh-
men lassen und die zugrunde liegende 
Mutation gefunden. „Das hat für mich 
viel verändert. Deswegen kann ich auch 
nur unterstützen, dass Eltern, die ein 
Kind mit einer Auffälligkeit haben, eine 
Diagnose wollen. Für sie ist eine Gen-
sequenzierung sicherlich ein probates 
Mittel.“

Die Wirklichkeit, so Prof. Ropers, 
sieht jedoch anders aus. Krankenkas-
sen würden die Genomsequenzierung 
gar nicht und den Ableger, die weni-
ger aufwendige Exom-Sequenzierung, 
nur in seltenen Ausnahmefällen bezah-
len. „Wenn man ein Instrument hat, das 
1.000 Euro kostet und mit dem man bei 
50 Prozent aller Betroffenen eine Diag-
nose stellen kann, dann kann man das 
nicht der Öffentlichkeit vorenthalten.“ 
In anderen Ländern werde anders ver-

fahren, so Ropers. Vorreiter sei Eng-
land, dessen Regierung 2012 das „Geno-
mics England Project“ mit dem Ziel in-
itiiert habe, 100.000 Genome vor allem 
von Patienten mit seltenen Erkrankun-
gen und mit Krebs vollständig zu se-
quenzieren. Aufgrund des erfolgreichen 
Verlaufs des Programms habe England 
die WGS zum 1. Oktober 2018 im Rah-
men der genetischen Routinediagnostik 
landesweit eingeführt. Frankreich, die 
USA und China hätten ebenfalls um-
fangreiche Programme aufgelegt. Auch 
die „European Alliance for Personalized 
Medicine“ (EAPM) will laut Beschluss 
von April 2018 in einem Verbund aus 13 
Ländern bis 2022 mindestens eine Mil-
lion Genome sequenzieren – allerdings 
ohne Beteiligung Deutschlands, „das 
damit hinter nahezu alle west- und mit-
teleuropäischen Staaten zurückgefallen 
ist“, so Ropers.

In Deutschland seien bislang ma-
ximal 20.000 Exome und erst 3.000 bis 
5.000 Genome sequenziert worden, er-
klärte Prof. Olaf Ries, Direktor des In-
stituts für Medizinische Genomik und 
angewandte Genomik der Uniklinik 
Tübingen. „Damit sind wir ein Entwick-
lungsland!“ In Deutschland werde Ge-
nom-Medizin an den universitären Ein-
richtungen betrieben; allerdings nur für 
einen kleinen Teil der Patienten. Uni-
versitäten seien selbstverständlich auch 
Teil der Krankenversorgung, aber ein 
Großteil von dem, was in den Universi-
täten passiere, sei momentan noch For-
schung, so Riess. „Wir brauchen gro-
ße Mengen an Forschungsdaten, auf die 

20.000
Exome und zwischen 
3.000 und 5.000 Ge-
nome sind bislang in 
Deutschland sequen-
ziert worden. Für re-
levante Schlussfolge-
rungen halten Exper-
ten deutlich größere 
Datenmengen für er-
forderlich. 

G E N O M S E Q U E N Z I E R U N G

Entwicklungsland 
Deutschland
Experten beklagen, dass Deutschland bei der 
Genomsequenzierung den Anschluss verliert. 
Thema bei der Wissenwerten in Bremen. 
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wir zurückgreifen können. Wir müs-
sen wissen, warum ein Tumorpatient 
sich mit einem Medikament gut behan-
deln lässt und der andere nicht. Wenn 
wir das nur etwa bei uns in Tübingen 
analysieren, dann bekommen wir viel-
leicht 1.000 Datensätze. Wir brauchen 
aber 100.000 oder noch mehr Datensät-
ze, um relevante Schlüsse daraus ziehen 
zu können.“ Eine größere Infrastruktur 
und eine bessere Vernetzung seien des-
halb unbedingt notwendig. Wenn nur 
ein Bruchteil der rund 250.000 Krebs-
todesfälle pro Jahr in Deutschland ver-
mieden werden könne, rechtfertige dies 
jede Investition, so Riess.

Ins gleiche Horn blies die Lübecker 
Expertin Jeanette Erdmann: „Wir bli-
cken fast schon neidisch auf die Kolle-
gen in den USA und in Großbritanni-
en; so große Datensätze haben wir in 
Deutschland nicht zur Verfügung. Auch 
deswegen kam es mir schon ein biss-
chen wie ein Offenbarungseid vor, dass 
Deutschland sich nicht an dem euro-
päischen Eine-Million-Genom-Pro-
jekt beteiligt. Warum sind wir nicht da-
bei? Brutal könnte man sagen, es ist das 
Unvermögen der Politiker zu begreifen, 
worum es hier geht.“ 

Erdmann und ihre Kollegen auf 
dem Podium beklagten insbesonde-
re, dass das vom BMBF mit über 600 
Millionen Euro geförderte Nationa-
le Genomforschungsnetz (NGFM) 
2013 nach zwölf Jahren ersatzlos ausge-
laufen ist und die Genomforschung in 
Deutschland seitdem ein geradezu stief-
mütterliches Dasein fristet. Im Deut-
schen Zentrum für Herzkreislauf-For-
schung (DZHK) habe man die Sequen-
zierung von 1.200 Genomen „mit sehr 
viel Mühe“ finanziert, erläuterte Erd-
mann. Ziel sei es, eine erste Referenzda-
tenbank für die deutsche Population öf-
fentlich zu machen. „Das hat uns neben 
dem Geld sehr viel Anstrengung gekos-
tet. Was haben wir gelernt? Dass schon 
die Handhabung der großen Datensätze 
schwierig ist. Denn dazu braucht man 
Erfahrung, und die gibt es in Deutsch-
land noch nicht.“

Prof. Michael Krawczak, Direk-
tor des Instituts für Medizinische Infor-
matik und Statistik der Uni Kiel, unter-
strich, dass genomische Medizin extrem 
hilfreich bei der Aufklärung der Ursa-
chen von seltenen Erkrankungen und 
bei der Therapiesteuerung onkologi-
scher Erkrankungen sein kann. Gleich-
wohl hob er einen warnenden Zeigefin-
ger: Die komplexe Materie der Genom-
medizin laufe Gefahr, zu große Erwar-
tungen zu wecken, wenn verschiedene 
Dinge miteinander vermischt werden. 
In den vergangenen Jahren habe man 
feststellen müssen, dass die Suche nach 
den genetischen Ursachen von Volks-
krankheiten nahezu ergebnislos ver-
laufen sei; er als Humangenetiker habe 

diesen „schmerzhaften Prozess“ un-
mittelbar miterlebt. „Bei den Volks-
krankheiten gibt es eine Vielzahl von 
genetischen Varianten, die Einfluss ha-
ben; aber jede einzelne trägt sehr we-
nig zum Krankheitsgeschehen bei und 
das Wirkungsgeflecht ist sehr kompli-
ziert. Mit dieser Erkenntnis müssen wir 
leben.“ Wenn trotzdem in der Öffent-
lichkeit Ideen diskutiert werden, dass 
zum Beispiel aus den genetischen In-
formationen vorhergesagt werden kön-
ne, mit welcher Wahrscheinlichkeit je-
mand einen Herzinfarkt oder Diabetes 
bekommt, könne dies „die berechtig-
ten Anliegen der Genom-Medizin dis-
kreditieren“. Mit solch ethisch fragwür-
digen Forderungen wolle man Embry-
onen darauf untersuchen, welche ge-
netische Prädisposition sie für einen 
Herzinfarkt hätten; eine amerikanische 
Firma plane gar, in-vitro fertilisierte 
Embryonen auf ihre Intelligenz-Dispo-
sition zu testen. Abgesehen davon, dass 
es keine validierten diagnostischen 
Prädiktionstests dieser Art gebe, bleibe 
die Frage, wem solche Informationen 
nützen, so Krawczak. „Werden sie tat-
sächlich dazu führen, dass Menschen, 
die bisher nicht auf den Arzt gehört ha-
ben und weniger getrunken oder nicht 
geraucht haben, jetzt ihr Verhalten 
drastisch ändern, weil sie wissen, dass 
ihr Risiko für einen Herzinfarkt nicht 
mehr fünf, sondern zwölf Prozent be-
trägt? Da sind ernsthafte Zweifel ange-
meldet.“ 

Die Wissenschaftler wollten bei der 
Veranstaltung in Bremen Alarm schla-
gen, damit in Deutschland eine wegwei-
sende Entwicklung wie die Genomse-
quenzierung nicht verpasst wird. Dass 
es noch Chancen gebe, wurde gleich-
wohl deutlich: In der Tumorforschung 
sei man auch international gut aufge-
stellt, im Rahmen des „Nationalen Ak-
tionsplans für Menschen mit seltenen 
Erkrankungen“ (NAMSE) werden ers-
te Projekte zur Gensequenzierung bei 
Verdacht auf eine genetisch beding-
te Krankheit umgesetzt, hieß es vonsei-
ten der Experten. In einem bei der Ver-
anstaltung ausgegebenen Paper fordert 
Ropers, dass Deutschland Anschluss an 
die internationale Entwicklung gewin-
nen müsse. „Mit seinem Netz aus hu-
mangenetischen Instituten und Zent-
ren für seltene Krankheiten und seiner 
im Aufbau befindlichen Infrastruktur 
für Hochdurchsatzsequenzierung ver-
fügt Deutschland bereits über wichtige 
Bausteine zur Realisierung dieses Kon-
zepts.“ Oder, wie der Tübinger Riess bi-
lanzierte: „Letztendlich geht es über-
haupt nicht darum, ob Genom-Medizin 
in Deutschland eine Zukunft hat, son-
dern ausschließlich darum, wie schnell 
und vor allen Dingen, ob sie flächende-
ckend eingeführt wird.“

Uwe Groenewold

K U R Z  N O T I E R T
Erfolgreiche Bestrahlungstherapie 
von Herzrhythmusstörungen 
Als einer der ersten Patienten weltweit und als erster Pati-
ent in Deutschland konnte Ende 2018 ein 79-jähriger Mann 
mit lebensbedrohlichen und therapierefraktären Herzrhyth-
musstörungen mit einer hochpräzisen einmaligen Bestrah-
lung erfolgreich behandelt werden. Die neuartige Behand-
lungsmethode wurde in enger Kooperation der Klinik für In-
nere Medizin III und der Klinik für Strahlentherapie am Uni-
versitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Kiel, 
durchgeführt.

Der Patient leidet an einer schweren Herzmuskelerkran-
kung und erhielt trotz einer maximalen antiarrhythmischen 
medikamentösen Therapie von seinem implantierten Defibril-
lator fast täglich eine Schockabgabe. „Nach der erfolgreichen 

Bestrahlung sind die bösartigen Herzrhythmusstörungen bis-
lang nicht wieder aufgetreten“, sagte Prof. Hendrik Bonnemei-
er, stellvertretender Direktor der Klinik für Innere Medizin III 
und Leiter der Abteilung für Elektrophysiologie und Rhyth-
mologie. Zur Vorbereitung der Strahlenbehandlung erstellten 
Bonnemeier und Oberarzt Dr. Thomas Demming mittels ei-
nes Mappingsystems aus mehr als 10.000 Datenpunkten eine 
hochauflösende Darstellung der linken Herzkammer im elek-
trophysiologischen Labor, um so die Zielregion für die Be-
strahlung zu identifizieren. Anschließend wurde die geziel-
te Bestrahlung durch ein Team von Medizinphysikexperten 
um Prof. Frank-Andre Siebert und Ärzten aus der Klinik für 
Strahlentherapie berechnet und schließlich bei dem Patienten 
erfolgreich durchgeführt. Die hochpräzise Bestrahlung zeigt 
eine innovative Therapieoption für bestimmte Patienten mit 
therapierefraktären ventrikulären Tachykardien auf. Eine pro-
spektive Studie unter Leitung des UKSH Campus Kiel soll ab 
dem kommenden Jahr diese Methode bei betroffenen Patien-
ten genauer untersuchen. Der individuelle Heilversuch wurde 
gemeinsam mit dem Direktor der Klinik für Strahlentherapie, 
Prof. Jürgen Dunst, geplant und über ein halbes Jahr vorberei-
tet. Für Dunst ist die Therapie Beispiel für die interdisziplinäre 
Kooperation am UKSH. (PM/RED)

Mithilfe eines der weltweit modernsten Mappingsysteme wurde aus 
mehr als 10.000 Datenpunkten eine hochauflösende Darstellung der 
linken Herzkammer im elektrophysiologischen Labor erstellt, um so 
die Zielregion für die Bestrahlung zu identifizieren.
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Abstract
Der vorliegende Text stellt einen Bei-
trag zur derzeitigen Diskussion über die 
bisherige und zukünftige Situation der 
Transplantationsmedizin in Deutsch-
land dar. Dies geschieht aus dem Blick-
winkel der bisher wenig beschriebenen 
Tätigkeit der Lebendspendekommis-
sionen. Die Grundlage bildet die nun 
19-jährige Erfahrung der schleswig-hol-
steinischen Kommission, deren Mitglie-
der z. T. seit der „ersten Stunde“ dieser 
ehrenamtlichen Aufgabe nachkommen. 
Zusammengefasst legt dieser Erfah-
rungshintergrund Folgendes nahe: 
▶ Es sollte die Passage in §8 des Trans-

plantationsgesetzes, die bei nicht ver-
wandten Spendern verlangt, dass sie 
dem Empfänger „in besonderer per-
sönlicher Verbundenheit offenkundig 
nahestehen“, überdacht werden.

▶ Gleiches gilt für die Beibehaltung des 
Subsidiaritätsprinzips.

▶ Es sollte das Vorgehen der einzel-
nen Lebendspendekommissionen der 
Bundesländer möglichst vereinheit-
licht werden.

Vorbemerkung
Angestoßen durch Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn wird zurzeit wie-
der intensiv das Thema Organtransplan-
tation in der (medialen) Öffentlichkeit 
diskutiert. Hierbei geht es vor allem um 
die grundsätzliche, verfassungsrechtlich 
hoch brisante Frage, ob – wie bisher – bei 
Post-mortem-Spenden die formelle Ein-
willigung des Spenders erforderlich sein 
soll (sog. Einwilligungslösung) oder ob 
das Einverständnis fingiert werden und 
nur im Fall eines Widerspruchs eine Or-
ganentnahme nach dem Tod nicht statt-
finden soll (sog. Widerspruchslösung). 
Um diese Frage soll es hier nicht gehen.

Erörtert werden soll vielmehr: Das 
geltende Transplantationsrecht sieht, 
wie noch näher zu zeigen sein wird, ne-
ben der Post-mortem-Spende (die die 
Regel ist) als weitere Form der Organ-
spende (subsidiär) die Spende unter Le-
benden vor, dies jedoch nur unter engen 

Voraussetzungen, mit anderen Worten: 
nur für bestimmte Personengruppen als 
Spender mit einem Näheverhältnis zum 
Empfänger. Die Personen sind im Ge-
setz enumerativ benannt; dabei sind in 
aller Regel ein verwandtschaftlicher Nä-
hegrad, Ehe, eingetragene gleichge-
schlechtliche Partnerschaft oder Verlöb-
nis ausschlaggebend, es gibt jedoch auch 
eine nicht unbedingt glücklich formu-
lierte Öffnungsklausel. Aus der Erfah-
rung einer hierfür, wie vom Gesetz vor-
gesehen, eingesetzten Kommission in 
Schleswig-Holstein (im Folgenden ab-
gek. „LSK S-H“) fragen die Autoren vor-
sichtig an, ob und in welcher Weise die 
Öffnungsklausel besser formuliert und 
die in Betracht kommende Personen-
gruppe erweitert werden könnte.

Dies könnte – womöglich besser als 
die jetzt in der Öffentlichkeit diskutierte 
theoretische Erweiterung der Möglich-
keiten zur Organspende durch die „Wi-
derspruchslösung“ – dazu dienen, die 
Anzahl der lebensrettenden Organspen-
den zu erhöhen, dazu noch in verfas-
sungsrechtlich unbedenklicher Weise. 

Einleitung: Das Transplantations-
gesetz und der ständig steigende 
Bedarf an Spenderorganen
Nach Inkrafttreten des deutschen Trans-
plantationsgesetzes am 01.12.19971 haben 
die Bundesländer an den jeweiligen Ärz-
tekammern „Lebendspendekommissi-
onen“ (LSK) eingerichtet. Die LSK S-H 
nahm 1999 ihre Arbeit auf. Es wurden 
insgesamt 529 eingereichte Fälle begut-
achtet, davon
▶ Nieren-Lebendspende Tx-Zentrum 

Lübeck: 311
▶ Nieren-Lebendspende Tx-Zentrum 

Kiel: 105
▶ Leber-Lebendspende Tx-Zentrum 

Kiel: 127
▶ Gewebespende Tx-Zentrum  

Lübeck: 2
Aufgabe der LSK war und ist es, die von 
den regionalen Transplantationszen-
tren (Tx-Zentren) eingereichten Fäl-
le (geplante Lebendspende von Nie-

re oder Teil-Leber) daraufhin zu prü-
fen, ob das geplante Vorgehen den ge-
setzlichen Vorgaben entspricht. Priorität 
hat dabei der Ausschluss von „Organ-
handel“ sowie die Sicherstellung, dass 
die Transplantation (Tx) auf Basis ei-
ner Lebendspende seitens des Spen-
ders eindeutig freiwillig und ausschließ-
lich zwischen „Verwandte(n) ersten 
oder zweiten Grades, Ehegatten, einge-
tragenen Lebenspartner(n), Verlobten 
oder andere(n) Personen, die dem Spen-
der in besonderer persönlicher Verbun-
denheit offenkundig nahestehen“, er-
folgt. Nach den bisherigen Erfahrungen 
ist letztgenannte Voraussetzung (beson-
dere persönliche Verbundenheit) zwar 
in den meisten Fällen eindeutig und klar 
nachvollziehbar, in manchen Fällen je-
doch nicht wirklich prüfbar. Organhan-
del spielte in der bisherigen Tätigkeit der 
LSK S-H keine Rolle, Zweifel an der Frei-
willigkeit des Spenders kamen selten auf. 
Es ist allerdings zu hinterfragen, ob die 
Erfahrungen der LSK S-H zu generali-
sieren sind, da die 23 (1) deutschen LSK 
in sehr heterogener Weise vorgehen: In 
einigen Kommissionen wird jedes LTx-
Paar persönlich gesehen, in anderen le-
diglich anhand der vorliegenden schrift-
lichen Unterlagen (medizinisches und 
psychologisches Gutachten) entschieden 
und via E-Mail abgestimmt. Die meisten 
LSK entscheiden von Fall zu Fall.
Es stellen sich also folgende zu diskutie-
rende Fragen:
1. Sollte der Gesetzestext bezüglich der 

„offenkundig besonderen persönli-
chen Verbundenheit“ gestrichen oder 
präzisiert werden?

2. Sollte eine stärkere Vereinheitlichung 
des Vorgehens der LSK angestrebt 
werden?

3. Ist das Subsidiaritätsprinzip in Anbe-
tracht der besseren Ergebnisqualität 
(siehe Abb. 1 u. 2) der Transplantatio-
nen auf Basis der Lebendspende noch 
angemessen?

4. Kann eine LSK eine Lebendspende 
aus medizinischen Gründen ablehnen 
(bzw. was ist die Rolle des Arztes in ei-
ner LSK)?

Zum 1. 1. 2017 befanden sich in Deutsch-
land 10.129 Patienten auf der Wartelis-
te für eine Organtransplantation, im Ge-
samtbereich Eurotransplant ca. 15.000. 
Der damit verbundene Bedarf wird wei-
ter zunehmen: Mehr als die Hälfte der 
(deutschen) Wartelistenpatienten wurde 
2016 registriert (5.896). 

Zwar wurde 2016 die beachtliche 
Zahl von 3.350 Post-mortem-Transplan-
tationen realisiert, gleichzeitig machen 
schon diese wenigen Kennzahlen deut-
lich, dass die Nachfrage nach Organ-
transplantationen die Möglichkeiten der 
Transplantationszentren in Deutschland, 
die Patienten auf der Warteliste ange-
messen zu versorgen, bei Weitem über-
steigt. Dies liegt vor allem an fehlenden 

10.129
Patienten stan-
den Anfang 2017 in 
Deutschland auf der 
Warteliste für eine 
Organtransplanta-
tion. Im Jahr zuvor 
wurden 3.350 post-
mortem-Transplanta-
tionen realisiert. 

L E B E N D S P E N D E K O M M I S S I O N

Korrekturen 
erforderlich
Ein kritischer Erfahrungsbericht nach 19 Jahren Leben-
spendekommission in Schleswig-Holstein. 
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Spenderorganen, ein Problem, das sich 
einfachen Lösungen entzieht. Die vielfäl-
tigen Versuche, den „Organmangel“ mit 
unterschiedlichsten Aktivitäten (Trans-
plantationsbeauftragte, Positiv-Kampa-
gnen etc.) zu entschärfen, haben zu kei-
ner substanziellen Zunahme der Zahl 
der Spenderorgane geführt, tendenziell 
ist die reale Bereitschaft zu spenden so-
gar rückläufig: Im Jahr 2017 wurde mit 
797 Organspendern der niedrigste Stand 
seit 20 Jahren erreicht.

Entsprechend wird die Zahl der An-
träge auf Transplantationen auf Basis ei-
ner Lebendspende weiter zunehmen, 
da dies die einzige Möglichkeit darstellt, 
dem Tod (bei Lebererkrankungen) oder 
der langfristigen Dialyse (bei Nierener-
krankungen) mit den bekannten erhebli-
chen Einschränkungen der Lebensquali-
tät zu entgehen. 

3. Der Ablauf einer Organtransplanta-
tion auf Basis einer Lebendspende und 
die Rolle der LSK in diesem Ablauf
Aufgrund der Absehbarkeit dieser Ent-
wicklung wurde am 05.11.1997 das deut-
sche Transplantationsgesetz verabschie-
det, das u. a. die Voraussetzungen für 
eine Tx auf Basis der Lebendspende re-
gelt. Für die Arbeit der Lebendspende-
kommissionen ist § 8 Entnahme von Or-
ganen und Geweben bedeutsam, der 
u. a. festlegt: 

„Weitere Voraussetzung für die Ent-
nahme von Organen bei einem Leben-
den ist, dass die nach Landesrecht zu-
ständige Kommission gutachtlich dazu 
Stellung genommen hat, ob begründete 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorlie-
gen, dass die Einwilligung in die Organ-
spende nicht freiwillig erfolgt oder das 
Organ Gegenstand verbotenen Handel-
treibens nach § 17 ist. Der Kommission 
muss ein Arzt, der weder an der Entnah-
me noch an der Übertragung von Orga-
nen beteiligt ist, noch Weisungen eines 
Arztes untersteht, der an solchen Maß-
nahmen beteiligt ist, eine Person mit der 
Befähigung zum Richteramt und eine in 
psychologischen Fragen erfahrene Per-
son angehören.“

In Schleswig-Holstein wurden zwei 
Kommissionen eingerichtet, zuständig 
jeweils für die Transplantationszentren 
Kiel und Lübeck. Die Zahl der seit 1999 
begutachteten Fälle zeigt Tab. 1 (Seite 31).

Der „Erfahrungsberichtsteil“ die-
ses Beitrages bezieht sich zunächst aus-
schließlich auf die 19 Jahre Erfahrungen 
der für das Tx-Zentrum Lübeck zustän-
digen Kommission. Es ist unverzichtbar, 
die Anfänge zu beschreiben: Vor dem 
Hintergrund des o. g. Gesetzestextes 
reichten die Diskussionen von einer rein 
juristischen Betrachtung („Unsere Auf-
gabe ist es lediglich sicherzustellen, dass 
die Spende freiwillig erfolgt und keiner-
lei Form von Organhandel vorliegt“) bis 
zu fundamentalen philosophischen Fra-

gen („Gibt es so etwas wie Freiwillig-
keit in einem Bereich, wo – in vielen Fäl-
len – das Leben eines anderen Menschen 
von der eigenen Entscheidung abhängt, 
überhaupt“?), was als unmittelbare Folge 
die Frage nach dem Verhältnis zwischen 
Autonomie (des Spenders) und Verant-
wortlichkeit (nicht nur der behandeln-
den Ärzte, sondern auch dieser Kom-
mission) aufwirft, z. B. die Verantwor-
tung dafür, Menschen vor sich selbst zu 
schützen. Diese Diskussion schloss auch 
die behandelnden Ärzte und die begut-
achtenden Psychologen des Lübecker 
Tx-Zentrums mit ein, nicht nur bei den 
jährlichen Treffen aller Beteiligten, bei 
denen die Fälle des jeweils letzten Jah-
res in extrem offener Runde besprochen 
werden.

Über die Zeit entwickelte sich ein 
pragmatischer Umgang. Fälle, bei de-
nen nach Aktenlage (medizinisches und 
psychologisches Gutachten, dazu Ver-
wandtschaft 1. oder 2. Grades) keiner-
lei Zweifel an der Gesetzeskonformität 
der Lebendspende bestand, wurden in 
der Kommission entschieden. Bei auch 
nur leisem Zweifel wurde das betreffen-
de Spender/Empfänger-Paar eingeladen 
und von der Kommission persönlich be-
gutachtet. Es ist an dieser Stelle zu be-
tonen, dass sich in der überwiegenden 
Mehrheit der Fälle diese Zweifel nicht 
bestätigten. 

Einige kurz gefasste Beispiele: Zwei 
nicht verwandte Lastwagenfahrer, die 
sich laut Gutachten aufgrund ihres Beru-
fes extrem selten sahen, wollten die Le-
bendspende realisieren. Bei der Anhö-
rung durch die Kommission zeigte sich, 
dass die beiden seit ihrer Kindheit be-
freundet waren, sich nie aus den Au-
gen verloren hatten, einander „im Her-
zen trugen“. Jeglicher vorab geäußer-
te Zweifel an der „emotionalen Verbun-
denheit“ erwies sich als obsolet. Gleiches 
galt für zwei Brüder, die beide in der JVA 
einsaßen (die Kommission befragte bei-
de unabhängig voneinander vor Ort): 
Die emotionale Verbundenheit war ein-
deutig, es gab keinerlei Hinweise darauf, 
dass sich die Brüder auf diesem Wege 
Hafterleichterung oder andere Vorteile 
verschaffen wollten.

Als deutlich strittiger erwies sich der 
nachfolgende Fall: Es wurde der Kom-
mission im psychologischen Gutachten 
ein frisch geschiedenes Ehepaar (er, der 
Empfänger, hatte sie, die potenzielle  
Spenderin, vor relativ kurzer Zeit ver-
lassen und unmittelbar eine andere ge-
heiratet) vorgestellt. Im Gutachten wur-
de sie als verzweifelt und „am Boden zer-
stört“ geschildert. Dennoch sei sie ent-
schlossen, ihrem Ex-Ehemann eine Nie-
re zu spenden. Bei der Anhörung in 
den Räumen der Ärztekammer Schles-
wig-Holstein rund sechs Wochen spä-
ter wirkte sie deutlich gefasster und be-
gründete ihre Entscheidung damit, dass 

Funktionsraten nach Nierentransplantation (CTS-Studie)
Die Fünf-Jahres-Transplantatfunktionsrate nach Nierentrans-
plantation beträgt bei der Transplantation von Organen leben-
der Spender 85,3 Prozent. Nach der Transplantation von Or-
ganen verstorbener Spender liegt dieser Wert bei 70,7 Prozent. 
Grund für die bessere Funktionsrate bei Lebendspende ist die 
kürzere Ischämiezeit (Zeitraum der unterbrochenen Durch-
blutung eines Organs), da Organentnahme und Übertragung 
in einem Transplantationszentrum vorgenommen werden. 
Insgesamt liegt die Fünf-Jahres-Transplantatfunktionsrate 
nach Nierentransplantation in Deutschland bei 73,4 Prozent, 
international bei 78,9 Prozent.

Funktionsraten nach Lebertransplantation (CTS-Studie)
Die Fünf-Jahres-Funktionsrate nach einer Lebertransplantati-
on liegt bei der Übertragung von postmortal gespendeten Or-
ganen bei 54,7 Prozent. Bei der Transplantation nach einer Le-
bendspende liegt die Funktionsrate mit 56,2 Prozent gering-
fügig darüber. Insgesamt steht die Fünf-Jahres-Funktionsra-
te nach Lebertransplantationen deutschlandweit bei 54,9 Pro-
zent, international bei 67,1 Prozent.
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dungsfreiheit: „Dem Schutz der Men-
schenwürde liegt die Vorstellung vom 
Menschen als einem geistig-sittlichen 
Wesen zugrunde, das darauf angelegt ist, 
sich in Freiheit selbst zu bestimmen und 
zu entfalten.“ Auch der deutsche (Bun-
des-)Gesetzgeber setzt die Fähigkeit der 
freien Entscheidung des erwachsenen 
Menschen voraus. So bestimmt § 104 Nr. 
2 BGB die Geschäftsunfähigkeit als einen 
„die freie Willensbildung ausschließen-
den Zustand“ und setzt damit die Wil-
lensfreiheit des Individuums als eine nur 
im Ausnahmefall wegfallende Grundei-
genschaft voraus.2 Ohne diese Prämis-
se wäre vor allem das Prinzip der Privat-
autonomie, auf dem das deutsche Pri-
vatrecht wesentlich beruht, erheblich in 
Zweifel gezogen.3 

Dem gegenüberzustellen sind die – 
seit dem Altertum kontrovers diskutier-
ten – Theorien in der Philosophie, im 
letzten Jahrhundert auch der Psycholo-
gie und neuerdings der Neurobiologie, 
die – hier sehr zusammengefasst – von 
einer „graduellen“ Willensfreiheit ausge-
hen, also von der Möglichkeit einer Ent-
scheidung, die bewusst und freiwillig ge-
troffen wird, aber auch von graduell un-
terschiedlich unbewussten Motiven mit-
bestimmt wird. Am prägnantesten im-
mer noch von Schopenhauer formuliert: 
„Der Mensch kann tun, was er will, aber 
er kann nicht wollen, was er will.“4,5

4. Subsidiarität?
Vom vormaligen Bundesgesundheitsmi-
nister Hermann Gröhe stammt nachfol-
gendes Statement: 

„Die Lebendorganspende ist engen 
Angehörigen und Personen vorbehal-
ten, die sich in besonderer persönlicher 
Verbundenheit nahestehen. Wir müs-
sen stets bedenken, dass dies in jedem 
Fall ein erheblicher Eingriff am gesun-
den Menschen ist. Aus diesem Grunde 
bleibt die postmortale Organspende vor-
rangig. Nur wenn über diesen Weg kein 
Spenderorgan gefunden wird, kann ein 
Mensch einem anderen Menschen durch 
seine Bereitschaft zur Lebendspende hel-
fen.“ 

Dieses Statement kommt einer Re-
lativierung des Subsidiaritätsprinzips 
nahe: „Nur wenn auf diesem Wege kein 
Spenderorgan gefunden wird …“ Es 
lässt aber vieles offen: nach einer Wo-
che oder nach fünf Jahren, welche Wege 
usw. Außerdem: In wieweit gehen die in-
zwischen gesicherten besseren Ergeb-
nisse der Transplantation auf Basis der 
Lebendspende in diese Überlegungen 
ein (vgl. Abb. 1), wie ist der psychische 
Stress einer Warteliste mit ungewissem 
Ausgang bei einer Gesamtbetrachtung 
der Transplantationsmedizin zu bewer-
ten? Aus Sicht der Autoren sprechen ei-
nige dieser Punkte dafür, das Subsidia-
ritätsprinzip neu zu diskutieren. Gleich-
zeitig lassen sich genügend Argumen-

te für eine Beibehaltung finden: Ohne 
eine bundesweite Vereinheitlichung so-
wohl der psychologischen Begutachtung 
als auch der Geschäftsordnungen der 
LSK der einzelnen Bundesländer wird 
eine gewisse Willkür nicht zu vermeiden 
sein. Weiterhin ist nicht auszuschließen, 
dass die Zahl der Post-mortem-Organ-
spender noch weiter zurückgeht, wenn 
die Gleichrangigkeit der Lebendspende 
beschlossen wird. Schließlich ist zu fra-
gen, wie viele Ressourcen (psychologi-
sche Gutachter, adäquat besetzte LSK, 
letztlich auch: Transplantationszentren) 
notwendig wären, um sich einer bedarfs-
gerechten Versorgung wenigstens annä-
hern zu können.

5. Zur Rolle des Arztes in einer LSK
Es erscheint logisch und selbstverständ-
lich, dass einer von der jeweiligen Lan-
desärztekammer eingesetzten LSK ne-
ben einem Juristen, einem Ethiker und 
einer „in psychologischen Dingen er-
fahrenen Person“ (!) ein Arzt angehört. 
Gleichzeitig ist nach der Rolle des Arz-
tes in dieser Kommission zu fragen: 
Kann eine vom Tx-Zentrum initiier-
te und in der Folge der LSK vorgestellte 
Lebendspende von dieser Kommission 
ausschließlich aus medizinischen Grün-
den abgelehnt werden? Dies entspräche 
weder dem Auftrag noch dem Selbstver-
ständnis einer LSK: Alle Aspekte der Be-
handlung – von der Indikationsstellung 
bis zur Nachsorge – liegen ausschließlich 
in der Verantwortung des jeweiligen Tx-
Zentrums. Dennoch scheint es dem Ge-
setzgeber wichtig gewesen zu sein, dass 
der Kommission ein Arzt angehört, der 
weder an der Entnahme noch der Über-
tragung von Organen beteiligt ist, noch 
Weisungen eines Arztes untersteht, der 
an solchen Maßnahmen beteiligt ist. So 
kann z. B. bei einer persönlichen Anhö-
rung geprüft werden, ob der Patient über 
die Risiken der Transplantation ausrei-
chend informiert ist, was ein guter Hin-
weis auf die Freiwilligkeit der Spende 
sein kann.

Die LSK S-H hat sich darauf be-
schränkt, in einigen wenigen Fällen auf 
generelle Risikofaktoren wie Rauchen 
oder Übergewicht hinzuweisen.

6. Die LSK-SH aus Sicht des 
Transplantationszentrums
Die Landesausführungsgesetze zum 
Transplantationsgesetz der Länder ma-
chen unterschiedliche Vorgaben, auf 
welcher Grundlage die LSK über das 
Ansinnen einer Lebendspende zu ent-
scheiden haben. Das Ausführungsge-
setz in Schleswig-Holstein fordert die 
LSK zu einer eigenen Geschäftsordnung 
auf. Den Tx-Zentren wird keine (gesetz-
lich verbindliche) Vorgabe gemacht, wel-
che Daten der jeweiligen LSK zur Be-
gutachtung zur Verfügung gestellt wer-
den müssen. In Schleswig-Holstein wur-

„sie ja weiterhin gute Freunde“ seien 
und diese Entscheidung absolut freiwil-
lig erfolge. Weder sie noch der poten-
zielle Empfänger („natürlich bin ich ihr 
dankbar“) wirkten wirklich überzeu-
gend in der Darstellung ihrer jeweili-
gen Befindlichkeit. Dennoch wurde der 
Lebendspende nach langer und kont-
roverser Diskussion zugestimmt, letzt-
lich quasi nach dem (hier natürlich nicht 
passenden) Grundsatz „in dubio pro 
rea“.

Dieser Fall zeigt die Grenzen der Ge-
setzestext-Formulierung „offenkundi-
ge (d. h. für jedermann nachvollziehba-
re) emotionale Verbundenheit“. Im vor-
liegenden Fall war diese Verbunden-
heit gewiss nicht offenkundig und di-
rekt nachvollziehbar, wurde aber von 
den Ex-Partnern gleichlautend als vor-
handen dargestellt, was letztlich zur po-
sitiven Entscheidung führte. Gleichzeitig 
ist darauf hinzuweisen, dass „potenziell 
strittige“ Spenderpaare der Kommissi-
on gar nicht zur Kenntnis gelangen, weil 
es schon während der medizinischen Be-
gutachtung im jeweiligen Tx-Zentrum 
klar wird, dass sich – aus unterschied-
lichsten Gründen – keine Lebendspende 
wird realisieren lassen. So sind es häu-
fig neben den medizinischen auch per-
sönliche Gründe, die eine Lebendspende 
verhindern. Zum Beispiel haben man-
che Empfänger Sorge, von ihrem Spen-
der nach der Transplantation emotio-
nal unter Druck gesetzt zu werden oder 
dem Spender verpflichtet zu sein. Eini-
ge Spender lehnten ab, da sie glaubten, 
der Empfänger würde sich nicht gut ge-
nug um sich selbst und die Krankheit 
kümmern. Im Gegensatz dazu möch-
ten manche Spender nicht spenden, da 
die Krankheit (und somit der Empfän-
ger) schon immer im Mittelpunkt stand. 
Häufig ist es jedoch auch so, dass der 
Empfänger ablehnt, da er dem Spen-
der die Spende nicht zumuten möchte. 
Manchmal lehnt aber auch das Umfeld 
eines Spenders die Lebendspende ab und 
verhindert damit die Spende.

Es ist also an dieser Stelle der Grund-
gedanke, die Gesetzestext-Formulierung 
noch einmal zu reflektieren: Das oberste 
Prinzip einer Lebendspende ist die un-
eingeschränkte Freiwilligkeit des Spen-
ders, also eine Entscheidung zur Spen-
de frei von jedweden Zwängen entwe-
der ökonomischer („Suche Arbeit, biete 
Niere“) oder emotionaler Art („Wenn ich 
jetzt nein sage, bin ich doch bei meiner 
Familie unten durch …“) zu treffen. Hier 
befinden wir uns allerdings auf nicht 
wirklich sicherem Grund: Es gibt keine 
allgemein anerkannte, „gültige“ Definiti-
on des „freien Willens“. Die verfassungs-
rechtliche Leitidee der Menschenwür-
de (Art. 1 Grundgesetz, auch Art. 1 der 
Grundrechtecharta der Europäischen 
Union) beruht nach Ansicht des Bun-
desverfassungsgerichts auf der Entschei-
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de von Anfang an in der Zusammenar-
beit bezüglich der Nieren-Lebendspende 
wie folgt verfahren: Nach der medizini-
schen Evaluation möglicher Lebendor-
ganspender werden diese der interdis-
ziplinären Transplantationskonferenz 
vorgestellt. Wenn diese den möglichen 
Spender für (somatisch) geeignet ein-
schätzt, wird ein medizinisches Gutach-
ten erstellt. Parallel wird das Paar einer 
psychologischen Evaluation unterzo-
gen. Das medizinische und psychologi-
sche Gutachten wird der LSK zur Verfü-
gung gestellt. In Einzelfällen (s. o., Ka-
pitel 2) lädt die LSK die Paare persön-
lich vor. Die Zusammenarbeit mit der 
LSK mag für das Lübecker Transplanta-
tionszentrum anfangs ungewohnt gewe-
sen sein, wurde im Laufe der Jahre aber 
immer besser im Sinne von „konstruk-
tiver“. Die LSK wurde zu keinem Zeit-
punkt als „noch eine bürokratische Hür-
de“ oder gar als Angriff auf die ärztliche 
Freiheit empfunden. Ganz im Gegen-
teil wird die Arbeit der LSK als dankens-
werte Unterstützung der Qualität der ei-
genen Arbeit gesehen und ist in der Auf-
klärung und Beratung der Empfänger 
und Spender ein willkommener Hinweis 
darauf, dass die Arbeit im Tx-Zentrum 
keiner hauseigenen Willkür folgt, son-
dern einer (gesetzlich vorgeschriebenen) 
externen Kontrolle unterliegt.

Als besonders konstruktiv wurde aus 
Sicht des Tx-Zentrums der jährliche ge-
meinsame Rückblick auf die im vergan-
genen Jahr als Lebendspende realisierten 
Nierentransplantationen gesehen, der 
eindeutig zum gegenseitigen Verständ-
nis beigetragen hat – was keineswegs be-
deutet, dass es nicht auch heftigen Dis-
kussionsbedarf gab. 

7. Diskussion 
Seit Beginn der standardisierten (mo-
dernen) Transplantationsmedizin be-
steht ein Missverhältnis zwischen „An-
gebot und Nachfrage“. Mit der Möglich-
keit der Lebendspende (erste Nieren-Le-
bendspende 1954 bzw. 1959 durch Joseph 
Edward Murray, erste Teil-Leber-Le-
bendspende 1989 durch Christoph Bro-
elsch) wurden die Grenzen der Tx-Me-
dizin deutlich erweitert. Gleichzeitig 

wuchsen die Möglichkeiten eines – vor-
sichtig ausgedrückt – ethisch nicht dem 
Hippokratischen Eid entsprechenden 
Verhaltens: im weitesten Sinne gekauf-
te Spender (Erbschaft, Vorzug in der Fa-
milie, temporäre Heirat, direkte öko-
nomische Vorteile seitens der Empfän-
ger), Bevorzugung aus unterschiedlichs-
ten Gründen seitens der Behandelnden. 
Das Transplantationsgesetz (1997) schuf 
entsprechende Regularien. Mit der etwas 
später erfolgenden Einsetzung der Le-
bendspendekommissionen wurde eine 
Einrichtung geschaffen, die ebenso un-
abhängig von den Nöten der Patienten 
wie von den Wünschen der Ärzte mit zur 
Einhaltung dieser ethisch wie juristisch 
fundierten Regularien beitragen sollte.

Gut 20 Jahre nach Inkrafttreten des 
Tx-Gesetzes ist in Bezug auf die Le-
bendspende ein positives Fazit zu ziehen, 
sowohl im Hinblick auf den Gesetzestext 
als auch die Einhaltung dieses Regelwer-
kes „in der realen Welt“. Organhandel 
– auch in seiner weitestmöglichen Aus-
legung – hat in Schleswig-Holstein kei-
ne Rolle gespielt. Etwas schwieriger stell-
te sich die Feststellung der Freiwilligkeit 
(im o. g. Sinne) dar, ebenso wie die damit 
ja verbundene Beziehungsstruktur zwi-
schen Spender und Empfänger. Der der-
zeitige Gesetzestext erlaubt den LSK ei-
nen gewissen Interpretationsspielraum. 
Ist dies vom Gesetzgeber gewollt, so ist 
zu fragen, ob ein Text im Sinne von „sei-
tens des Spenders eindeutig freiwillig 
und zwischen Spender und Empfänger 
einvernehmlich“ ausreichend wäre. Ist 
für den Gesetzgeber jedoch „die beson-
dere und offenkundige (für jedermann 
nachvollziehbare) emotionale Bezie-
hung“ zentral (die ja bei Verwandten 1. 
und 2. Grades sowie Eheleuten und Ver-
lobten implizit vorausgesetzt wird), so 
sollte der Text im Sinne von „offenkun-
dige positive und nachhaltige emotiona-
le Beziehung“ ergänzt werden. Der Pas-
sus zum Organhandel sollte selbstver-
ständlich in jedem Fall erhalten bleiben. 
Auf diese Weise könnte etwas mehr Ein-
deutigkeit in diesem für die Arbeit der 
LSK zentralen Bereich erreicht werden.

Die Frage, ob §8 des Tx-Gesetzes 
im Sinne einer Erleichterung oder ei-

ner Verschärfung der Zulassungskrite-
rien geändert werden sollte, ist eng mit 
der Frage nach dem Subsidiaritätsprin-
zip verknüpft. Aus rein medizinischer 
Sicht spricht viel für die Stärkung der Le-
bendspende: deutlich besseres Überle-
ben der Empfänger (s. Abb. 1), weniger 
Tote auf der Warteliste, wenig bekannte 
Probleme der Spender (cave: noch keine 
validen Langzeitstudien). Auf der ande-
ren Seite stehen die – bisher wenig sub-
stanziellen – Befürchtungen, damit den 
ersten Schritt auf dem Weg zu einer „Er-
satzteilmentalität“ zu beschreiten. Dies 
bleibt letztlich eine gesamtgesellschaftli-
che Frage. 

In jedem Fall sollte es Bestrebungen 
geben, den Austausch zwischen den LSK 
der einzelnen Bundesländer (z. B. durch 
gemeinsame jährliche Treffen) zu ver-
stärken, um sich einer Einheitlichkeit 
des Vorgehens bei der Beurteilung der 
vorgelegten Fälle anzunähern.  

Die angesprochene Frage zur Rolle 
des Arztes in einer LSK bleibt in diesem 
Kontext nachrangig.

8. Summary 
Die von den Landesärztekammern ein-
gesetzten Lebendspendekommissionen 
sind keine „bloßen Alibigremien“ [6], 
sondern wesentlicher Bestandteil einer 
ethisch geleiteten (im Kontrast zu einer 
überwiegend ökonomisch orientierten) 
Transplantationsmedizin. Allein, dass 
offenkundiger Organhandel (verstan-
den in seiner weitestmöglichen Ausle-
gung) in den letzten 19 Jahren keine Rol-
le zu spielen scheint (wohl wissend um 
die Grenzen der Überprüfbarkeit), mag 
als indirekter Beleg für die Wertigkeit 
der LSK dienen.

Autorenliste: siehe Infoleiste S. 30
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Jahr 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016
Gewebe 
Lübeck

2

Lübeck 
Niere

1 13 7 29 26 13 19 19 15 22 19 19 19 22 19 21 14 14

Kiel 
Leber

1 14 15 25 13 9 13 10 6 5

Kiel 
Niere

4 3 9 5 3 9 14 8 12 8 6 9 9 6

Gesamt 1 13 7 29 30 16 28 25 32 46 58 42 40 43 35 36 28 20

Die Zahl der Lebendspenden in Schleswig-Holstein ist seit Einrichtung der Lebenspendekommission überschaubar geblieben. Der bisherige Höchststand wurde im Jahr 2009 
erreicht, als 58 Organe von lebenden Menschen transplantiert wurden. 
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feiert am 02.02. seinen 75. Geburtstag.

Gerhard Diebold, Mittelangeln, OT Satrup, 
feiert am 05.02. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Jörg Griep, Dänischenhagen, 
feiert am 06.02. seinen 75. Geburtstag.

Barbara Berger, Schleswig, 
feiert am 09.02. ihren 75. Geburtstag.

Prof. Jobst Thürauf, Sylt, OT Tinnum, 
feiert am 09.02. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Rolf Dannemann, Kiel, 
feiert am 10.02. seinen 70. Geburtstag.

Claus Meyer-Tauffmann, Gleschendorf, 
feiert am 10.02. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Dieter Schöpfer, Heide, 
feiert am 11.02. seinen 80. Geburtstag.

Henning Schmidt, Büdelsdorf, 
feiert am 12.02. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Hanna Hütteroth, Lübeck, 
feiert am 13.02. ihren 75. Geburtstag.

Dr. Klaus Wilhelm Rommelfanger, Rieseby, 
feiert am 13.02. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Reinhard Buck, Büdelsdorf, 
feiert am 15.02. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Burchard Marquort, Heikendorf, 
feiert am 19.02. seinen 80. Geburtstag.

Dr. Günter Freitag, Wenningstedt-Braderup/Sylt, 
feiert am 20.02. seinen 75. Geburtstag.

Dr. Brigitte Petersen, Meldorf, 
feiert am 21.02. ihren 70. Geburtstag.

Dr. Winfried Heber, Mildstedt, 
feiert am 22.02. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Hans-Karl Wrede, Hennstedt, 
feiert am 24.02. seinen 75. Geburtstag.

Martin von Urban, Norderstedt, 
feiert am 25.02. seinen 70. Geburtstag.

Dr. Angelika Seeliger, Ziethen, 
feiert am 26.02. ihren 75. Geburtstag.

Dr. Hans-Jochen Thies Petersen, Elmenhorst, 
feiert am 28.02. seinen 75. Geburtstag.

Peter Schelkle, Itzehoe, 
feiert am 28.02. seinen 70. Geburtstag.

P
rof. Harald Langer ist neuer Direktor 
der Medizinischen Klinik II (Kardio-
logie, Angiologie, Intensivmedizin) 
des Universitätsklinikums Schleswig-

Holstein (UKSH) in Lübeck. Der 42-Jäh-
rige war zuvor geschäftsführender Ober-
arzt an der Medizinischen Klinik III des 
Universitätsklinikums Tübingen sowie 
am Deutschen Herzkompetenzzentrum 
Tübingen und hielt dort eine W3-Profes-
sur für entzündliche Herz-Kreislaufer-
krankungen an der Eberhard Karls Uni-
versität Tübingen.

Nach Abschluss des Medizinstudi-
ums und Promotion an der Otto-von-
Guericke-Universität Magdeburg arbei-
tete Langer zunächst als Arzt im Prakti-
kum/Assistenzarzt am Klinikum rechts 
der Isar der TU München und am Deut-
schen Herzzentrum München. Seit 2004 
war er am Universitätsklinikum Tübin-
gen tätig, seit 2011 als Oberarzt und ge-
schäftsführender Oberarzt. Als Wissen-
schaftler hat sich Langer laut Mitteilung 
des UKSH während eines dreijährigen 
Forschungsaufenthalts am National Ins-

Neu in Lübeck: Prof. Harald Langer

titute of Health in Washington, D.C. auf 
die Kardioimmunologie und Entzün-
dungsforschung spezialisiert. Mit sei-
ner Tübinger Arbeitsgruppe und als Lei-
ter einer klinischen Forschergruppe der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft un-
tersuchte er die Interaktion zwischen 
Immunsystem und Herzerkrankungen, 
um die Ursachen von Entzündungsreak-
tionen bei kardiovaskulären Erkrankun-
gen zu entschlüsseln.

Langers klinische Schwerpunkte 
sind die interventionelle Kardiologie per 
minimalinvasiver Kathetertechnik, die 
Therapie der Koronaren Herzkrankheit 
und die Therapie der Herzinsuffizienz. 
Sein besonderes Interesse gilt laut UKSH 
Erkrankungen der Mitralklappe und der 
Trikuspidalklappe. Die enge Zusammen-
arbeit von Kardiologen und Herzchirur-
gen im Universitären Herzzentrum Lü-
beck möchte der neue Klinikdirektor 
ebenso stärken wie das bestehende In-
terdisziplinäre Gefäßzentrum in Koope-
ration mit allen beteiligten Disziplinen. 
(PM/RED)

N
ach 25 Jahren als orthopädischer 
Chirurg gab Dr. Thomas Kaiser zu 
Jahresbeginn seinen Versorgungs-
auftrag an Dr. Roel van der Most 

und Dr. Niels Hellmers weiter. Die bei-
den Fachärzte werden die Orthopädi-
sche Praxis Großhansdorf künftig ge-
meinsam mit dem langjährigen Part-
ner Nils Kerwer leiten. Kaiser bleibt zu-
nächst einige Zeit beratend und ope-
rativ tätig. Die Praxis ist nach eigenen 
Angaben eng mit der Parkklinik Man-
hagen verbunden. 

Van der Most und Hellmers sind 
Experten für die Therapie von Gelen-
kerkrankungen. Die beiden haben ge-
meinsam im Team von Prof. Eckehard 
Hille in der Schön Klinik Hamburg 
gearbeitet. Van der Most absolvierte 
sein Medizinstudium an der Universi-
tät Rotterdam und arbeitet seit 2003 in 

Deutschland. Nach seiner Tätigkeit für 
die Schön Klinik übernahm der gebür-
tige Niederländer die Leitung der Or-
thopädie in der Asklepios Klinik Ham-
burg-St. Georg. Dort spezialisierte er 
sich auf die Endoprothetik. Hellmers 
hat sich nach seinem Studium in Han-
nover auf gelenkerhaltende Operatio-
nen wie Kreuzbandersatz und Schul-
tergelenksrekonstruktionen speziali-
siert, aber auch die endoprothetische 
Versorgung des Schultergelenks ange-
boten. Später wechselte Hellmers in die 
Uniklinik Lübeck, um sich auch wis-
senschaftlich mit dem Thema zu be-
fassen. Die Forschung mündete in der 
Entwicklung einer neuen Schulterpro-
these. Hellmers kehrte anschließend in 
die Schön Klinik Hamburg-Eilbek zu-
rück und arbeitete dort als leitender 
Oberarzt. (PM/RED)

Dr. Thomas Kaiser übergibt in Großhansdorf

Dr. Roel van der Most, Dr. Niels Hellmers, Nils Kerwer
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Kappus und Hillebrandt weiterhin 
ärztliche Direktoren in Itzehoe
Das Klinikum Itzehoe setzt in seiner ärztlichen Leitung auf 
Kontinuität: Dr. Michael Kappus, Chefarzt der Klinik für Un-
fallchirurgie und Orthopädie, bleibt ärztlicher Direktor des 
Klinikums. Die Verbandsversammlung ist nach Angaben des 
Hauses dem Vorschlag der Chefärzte gefolgt und hat Kappus 
in ihrer jüngsten Sitzung für weitere drei Jahre im Amt bestä-
tigt. Das gilt auch für den stellvertretenden ärztlichen Direktor 
Dr. Georg Hillebrand, Chefarzt der Kinderklinik. Kappus hat 
das Amt seit 2012 inne, Hillebrand ist seit 2015 sein Stellvertre-
ter. (PM/RED)

Junge Herzchirurgin aus Bad 
Segeberg ausgezeichnet
Auf der zehnten Fokustagung Herz der Deutschen Gesell-
schaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie (DGTHG) in 
Wiesbaden ist Herzchirurgin Dr. Sina Stock mit dem Tagungs-
preis ausgezeichnet worden. Der Peis ist mit 1.000 Euro dotiert 
und wird bundesweit vergeben. Die 30-jährige Assistenzärztin 
in der Klinik für Herzchirurgie des Herzzentrums der Sege-
berger Kliniken zeigte in ihrer Arbeit, dass Patienten nach ei-
ner sehr seltenen Erholung des Herzens durch den Einsatz ei-
nes linksventrikulären Unterstützungssystems eine aufwen-
dige Operation am offenen Herzen erspart bleiben kann. „Wir 
haben in unserer Arbeit gezeigt, dass auch eine interventio-
nelle Lösung möglich ist, die mit wenig operativem Aufwand 
für den Patienten sehr schonend bewältigt werden kann“, sag-
te Stock. Hierbei wird die Ausflussprothese des Kunstherzens 
zur Aorta interventionell mit einem Gefäßplug verschlossen. 
Das Kunstherz kann im Anschluss im Körper verbleiben, le-
diglich das nach außen führende Kabel muss entfernt werden. 
(PM/RED)

Deister jetzt Past President der 
Fachgesellschaft DGPPN
Prof. Arno Deister ist die kommenden zwei Jahre Past Presi-
dent der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und Psycho-
therapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) und 
wird in dieser Funktion die Vorstandsarbeit mitgestalten. 2017 
und 2018 war Deister Präsident der Gesellschaft. In diesem 
Amt folgt dem Arzt aus Itzehoe Prof. Andreas Heinz aus Ber-
lin. (PM/RED)

W I R  G E D E N K E N  D E R  V E R S T O R B E N E N 
Dr. Michael Spillner, Dänischenhagen,  

geboren am 14.10.1947, verstarb am 02.11.2018. 

Dr. Eckehart Derda, Leck, 
geboren am 14.05.1950, verstarb am 11.11.2018. 

Dr. Renate Tolk, Kiel,  
geboren am 10.08.1942, verstarb am 11.11.2018. 

Erik Classen, Lauenburg, 

geboren am 14.08.1962, verstarb am 17.11.2018.

Zwei Nachfolger für
Dr. Silke Kleinschmidt

C
hefärztin Dr. Silke Kleinschmidt hat 
die Curtius-Klinik in Bad Malente 
verlassen. Ihre Nachfolger kommen 
aus dem eigenen Haus: Die bisherige 

Oberärztin Dr. Judith Kuhnert leitet jetzt 
als Chefärztin den Reha-Bereich mit 50 
Betten, der bislang leitende Oberarzt 
Clemens Medlin übernimmt den Akut-
Bereich, der mit Vollendung eines Klini-
kanbaus über 125 Betten verfügen wird. 
Der 40-jährige Lübecker wird zum Jah-
resbeginn 2019 auch Ärztlicher Direktor.

Die 55-jährige Kleinschmidt ist nach 
Angaben der Klinik zum Jahreswech-
sel in ihre Heimat nach Niedersach-
sen gezogen, um als Direktorin an der 
2017 eröffneten Klinik für Psychosoma-
tische Medizin und Psychotherapie in 
Westerstede zu arbeiten. Sie war 20 Jah-
re an der Curtius-Klinik. Sie ist Fachärz-
tin für Psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie, Fachärztin für Psychiat-
rie und Psychotherapie und Sozialmedi-
zin. Seit 2008 war sie leitende Oberärztin 
in Bad Malente, 2014 übernahm sie die 
Chefarztposition. 2016 initiierte Klein-
schmidt die Gründung des Medizini-
schen Versorgungszentrums (MVZ) der 

Curtius Klinik, um sich an der ambulan-
ten Behandlung von psychisch kranken 
Patienten aus der Region zu beteiligen; 
auch hier übernahm sie die ärztliche Lei-
tung. Bei einer Feierstunde mit Wegbe-
gleitern aus der Klinik, mit niedergelas-
senen Ärzten und Vertretern von Kos-
tenträgern und benachbarten Kliniken 
verriet der lang anhaltende Beifall, dass 
sie die Klinik mit viel Dank und Aner-
kennung verlässt. Kleinschmidt selbst 
sprach von einem „Abschied mit Weh-
mut“.

Medlin kündigte an, gemeinsam 
mit Kuhnert das über Jahre gewachse-
ne und bewährte Behandlungskonzept 
der Klinik weiter zu festigen. Damit sol-
le die Curtius Klinik verlässlicher An-
bieter ambulanter und stationärer psy-
chosomatischer Leistungen in Osthol-
stein und darüberhinaus bleiben, hieß es 
in einer Mitteilung. Medlin war erst vor 
13 Monaten von der Akutpsychiatrie des 
Ameos Klinikums in Neustadt nach Ma-
lente gewechselt. Der scheidenden Chef-
ärztin bescheinigte er eine „umsichtige, 
mutige, beharrliche und vorausschauen-
de Leitung der Klinik“. (PM/RED)Fo
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Dr. Silke Kleinschmidt

Clemens Medlin Dr. Judith Kuhnert
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Kieler gewinnen Forschungspreis 
Facharzt Dr. Matthias Kott, der Pflegewissenschaftler und 
Krankenpfler Peter Nydal und ihr Forschungsteam der Kli-
nik für Anästhesiologie des Universitätsklinikums Schles-
wig-Holstein (UKSH), Campus Kiel, sind mit dem diesjähri-
gen Forschungspreis der Deutschen Interdisziplinären Verei-
nigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) und des Un-
ternehmens Philips GmbH ausgezeichnet worden. Der mit 
10.000 Euro dotierte Preis honoriert Forschungsarbeiten, die 
das nicht-pharmakologische therapeutische Management, die 
Früherkennung oder die Prävention des Delirs betreffen und 
die damit zum verbesserten Management des Symptomkom-
plexes „Delir im Krankenhaus“ beitragen.
Die Wissenschaftler planen in Kooperation mit anderen Klini-
ken eine internationale, multizentrische randomisierte Studie 
zur Wirkung einer pflegerischen Intervention auf die Präventi-
on und Therapie des Delirs bei Intensivpatienten. Eine geziel-
te pflegerische Frührehabilitation könnte helfen, diese Kom-
plikation zu vermeiden und zu lindern, wissenschaftlich über-
zeugende Beweise stehen dazu aber immer noch aus. „Die Er-
gebnisse unserer Studie könnten dazu beitragen, die qualitativ 
hochwertige Intensivmedizin und -pflege am UKSH noch wei-
ter zu verbessern“, sagt Nydahl. Das Preisgeld fließt nach sei-
nen Angaben in die weitere Arbeit an der Studie. (PM/RED)

Erfolgreiches Hormonzentrum 
Zwei Arbeiten von UKSH-Spezialisten wurden mit den beiden 
wichtigsten Forschungspreisen der Deutschen Gesellschaft für 
Kinderendokrinologie und -diabetologie (DGKED) ausge-
zeichnet. Die Lübecker Kinderärztin Dr. Wiebke Birnbaum 
aus der Sektion für Kinderendokrinologie, Klinik für Kinder- 
und Jugendmedizin des UKSH, erhielt den Dietrich-Knorr-
Preis. Sie führte die weltweit erste kontrollierte Studie zur 
Testosteronbehandlung von Frauen mit XY-Chromosomen 
und kompletter Androgenresistenz durch. Die Studie wurde 
in der Fachzeitschrift Lancet Endocrinology publiziert. Die 
Kieler Molekularbiologin Dr. rer. nat. Nadine Hornig aus dem 
Bereich Kinderendokrinologie an der Kieler UKSH-Klinik für 
Kinder- und Jugendmedizin I erhielt den Jürgen-Bierich-Preis. 
Sie entdeckte, dass Störungen der Geschlechtsentwicklung 
nicht selten durch eine Methylierungsstörung in einem 
bisher unbekannten Genschalter des Androgenrezeptorgens 
verursacht wird. Das eröffnet zugleich neue Ansätze zum 
Verständnis der Testosteronwirkung bei anderen Erkran-
kungen, z. B. Unfruchtbarkeit. Die Arbeit wurde im Journal of 
Clinical Endocrinology and Metabolism publiziert. (pm/red) 

Plassmann bleibt Hamburgs KV-Chef 
Walter Plassmann bleibt bis Ende des Jahres 2025 Vorstands-
vorsitzender der KV Hamburg. Dies beschloss die Vertreter-
versammlung im Dezember einstimmig. Der Jurist ist seit 
1999 in Diensten der KV in der Hansestadt und hat seitdem 
alle Führungsebenen durchlaufen. Er begann als Bereichsleiter 
für Versorgungsmanagement und wurde 2004 stellvertreten-
der Hauptgeschäftsführer. Im Folgejahr wurde er zum haupt-
amtlichen stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden berufen. 
Vorsitzender des Vorstands ist Plassmann seit 2013. Seine neue 
Amtszeit dauert sechs Jahre und beginnt erst 2020. Traditio-
nell beschäftigt sich die Vertreterversammlung schon ein Jahr 
vor Ablauf der Amtsperiode mit einer möglichen Verlänge-
rung. Plassmann ist einer der dienstältesten KV-Vorständler in 
Deutschland. Losgelöst von seiner Amtszeit ist die des zweiten 
Vorstandsmitglieds Caroline Roos. (Di)

Erdmann, König, Bertram: „Highly Cited Researcher“ 

P
rof. Jeanette Erdmann vom Deut-
schen Zentrum für Herz-Kreislauf-
Forschung, Direktorin des Insti-
tuts für Kardiogenetik der Lübecker 

Universität, zählt zu den „Highly Ci-
ted Researchers“. Die Liste für das Jahr 
2018 enthält die Namen von ca. 6.000 
weltweit aktiven Forschern. Grundla-
ge der Statistik ist die Datenbank „Web 
of Science“, die u. a. auch den „Jour-
nal Impact Factor“ berechnet und jähr-
lich veröffentlicht. Erfasst sind dort die 
wissenschaftlichen Artikel aus rund 
34.000 Fachzeitschriften. Nur Wis-
senschaftler, die an mehreren solcher 
Highly Cited Papers beteiligt sind, wer-
den in den Kreis der „Highly Cited Re-

searchers“ aufgenommen. Erdmann 
beschäftigt sich seit mehr als 20 Jahren 
mit den genetischen Ursachen komple-
xer Erkrankungen, insbesondere der 
koronaren Herzerkrankung und des 
Herzinfarkts. 

Aus Lübeck sind auch Inke R. Kö-
nig, Professorin für Medizinische Bio-
metrie und Statistik mit besonderen 
Forschungsinteressen an genetisch-epi-
demiologischen Methoden, und Lars 
Bertram, Professor für Genomanalytik, 
in der Liste aufgeführt. Bertram forscht 
in Lübeck an den genetischen und epi-
genetischen Ursachen von Krankheiten 
des Alters, insbesondere im neuropsy-
chiatrischen Bereich. (PM/RED)

Verdienstkreuz am Bande für Burkhard Sawade

D
er in Meldorf niedergelassene Arzt 
Burkhard Sawade ist im vergange-
nen Monat in der Kieler Staatskanz-
lei mit dem Verdienstkreuz am Ban-

de ausgezeichnet worden. Dabei spiel-
te sein seit Jahrzehnten andauerndes 
Engagement in der ärztlichen Selbst-
verwaltung und im regionalen Praxis-
netz die zentrale Rolle. Sawade erhielt 
die Auszeichnung von Schleswig-Hol-
steins Ministerpräsident Daniel Gün-
ther überreicht. In der Laudatio hieß es, 
Sawade mache sich für die ärztliche Ver-
sorgung, deren Sicherung sowie für ver-
netzte Versorgungsformen im ländli-
chen Raum stark. 1998 war Sawade Mit-

Burkhard Sawade mt Ministerpräsident Daniel Günther. 

Prof. Jeanette Erd-
mann ist eine von drei 
Lübecker Professoren, 
die zu den am häu-
figsten zitierten For-
scher zählen. 

begründer des „Medizinischen Quali-
tätsnetzes Westküste“. Er war Leitungs-
beiratsmitglied und Schatzmeister und 
ist seit 2007 hausärztlicher Vorstands-
sprecher. Darüber hinaus ist er Vorsit-
zender der Kreisstelle Dithmarschen der 
Kassenärztlichen Vereinigung Schles-
wig-Holstein und stellvertretender Vor-
sitzender des Kreisausschusses Dith-
marschen der Ärztekammer Schleswig-
Holstein.

Daneben habe er sich im kirchli-
chen und im kommunalpolitischen Be-
reich und als Geschäftsführer des Inter-
nationalen Rassehunde-Verbandes ein-
gesetzt. (PM/RED)
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Mühlenbergklinik: 
Schroeder folgt Hoberg 

K U R Z  N O T I E R T
Kieler Praxisnetz mit neuem Vorstand
Frauenärztin Doris Scharrel, Laborarzt Dr. Thomas Lorentz, 
Allgemeinmediziner Wolfgang Schulte am Hülse, Laborarzt 
Dr. Harald Erichsen, HNO-Ärztin Marina Gosemann und 
Internist Arafat Al Atawneh sind künftig gleichberechtigte 
Mitglieder im Vorstand des Kieler Praxisnetzes. Gosemann 
und Al Atawneh sind neu in dem Gremium, das im Dezember 
auf der Mitgliederversammlung des Netzes gewählt wurde. 
Die bisherige fachärztliche Vorstandsvorsitzende Scharrel 
erwartet, dass mit der Abschaffung des Vorsitzendenpostens 
die Arbeit auf mehrere Schultern verteilt werden kann. Das 
1997 gegründete Praxisnetz ist als eingetragener Verein 
organisiert, dem derzeit rund 250 Ärzte aus über 180 Praxen 
angehören. Mitglied kann jeder niedergelassene und 
angestellte Arzt oder Psychotherapeut mit Kassenzulassung 
im Kieler Raum werden. Seit 2015 ist das Kieler Praxisnetz als 
förderungsfähiges Netz durch die Kassenärztliche Vereinigung 
Schleswig-Holstein (KVSH) anerkannt. (PM/RED)

John-Maddox-Preis ging nach Lübeck 
Die Lübecker Medizinstudentin Britt Hermes ist mit dem 
John-Maddox-Preis 2018 ausgezeichnet worden. Die Jury ho-
norierte damit den engagierten Einsatz von Britt Hermes für 
die evidenzbasierte Medizin und insbesondere für die Aufde-
ckung falscher Behauptungen von Befürwortern der Natur-
heilkunde. Der Preis ist mit umgerechnet rund 3.400 Euro do-
tiert. Hermes ist eine ehemalige amerikanische Naturheil-
praktikerin, die ihren Beruf 
aufgegeben und sich zu einer 
bekannten Kritikerin der Na-
turheilkunde entwickelt hat. 
Für ihre Aufklärung der Öf-
fentlichkeit über die Realitä-
ten und Fehlinformationen 
in der Naturheilkunde sowie 
ihre Fürsprache zugunsten evi-
denzbasierter Medizin ist sie 
nun mit dem ersten John-Mad-
dox-Preis für eine Nachwuchs-
forscherin ausgezeichnet wor-
den. In einem seit 2015 geführ-
ten Internet-Blog klärt sie über 
die Wirkungslosigkeit und da-
mit Gefährlichkeit bestimm-
ter Naturheilkundeverfahren 
auf. Nach Aussage der Jury 
wird Hermes „für ihren Mut ausgezeichnet, die Wissenschaft 
und nachprüfbare Belege zu Fragen von öffentlichem Interes-
se zu fördern“. Auch ihre Bereitschaft, eigene Ansichten infra-
ge zu stellen, wurde hervorgehoben. „Britt Hermes‘ Geschich-
te zeugt von außergewöhnlichem Mut – nicht nur, weil sie er-
kannt hat, dass die Naturheilkunde, der sie vier Jahre lang eine 
Ausbildung gewidmet hatte, mit falschen Praktiken durchsetzt 
ist, sondern auch, weil sie diese Praktiken angesichts heftiger 
Widerstände zu kritisieren wagt“, sagte Sir Colin Blakemore, 
Jurymitglied und Professor an der School of Advanced Study 
der University of London.
Der John-Maddox-Preis ist eine gemeinsame Initiative der 
Wohltätigkeitsorganisation „Sense about Science“ und der 
Wissenschaftszeitschrift „Nature“. In diesem Jahr gab es 136 
Nominierungen aus 36 Ländern. Hermes ist neben ihrem Stu-
dium auch wissenschaftliche Mitarbeiterin im Institut für Ex-
perimentelle Dermatologie des Universitätsklinikums Schles-
wig-Holstein. (PM/RED)

D
r. Friedrich Schroeder, zuvor Stell-
vertreter von Prof. Eike Hoberg in 
der Mühlenbergklinik, wird dessen 
Nachfolger als Ärztlicher Direktor. 

Dies teilte der Kliniktäger Deutsche Ren-
tenversicherung (DRV) Nord im An-
schluss an ein Fachsymposium mit. Die 
Veranstaltung hatte die Klinik zur Ver-
abschiedung Hobergs in den Ruhestand 
ausgerichtet. Im Rahmen des Symposi-
ums hatten zahlreiche Wegbegleiter den 
langjährigen Chefarzt und Ärztlichen 
Direktor in sehr persönlichen Grußwor-
ten gewürdigt. 

„Als Vorbild im besten Sinne verei-
nen Sie Autorität ohne Überheblichkeit 
oder gar Arroganz mit Fachwissen, Of-
fenheit und respektvollem Umgang im 
Team. Wir hier in der Klinik kennen Sie 
vor allem als guten Kardiologen und ge-
rechten Chef “, sagte Schroeder in seiner 
Laudatio über Hoberg. 

Dr. Ingrid Künzler, Geschäftsführe-
rin der DRV Nord, lobte insbesondere 
Hobergs Verdienste und seinen Einsatz 
in der Reha-Forschung. „Zu jeder neuen 

Entwicklung gehört eine wissenschaftli-
che Evaluation, das war einer seiner Leit-
gedanken“, sagte Künzler. Er habe sich an 
vielen Stellen engagiert, um die Qualität 
der kardiologischen Reha zu verbessern. 
Mit Hoberg verliere die Deutsche Ren-
tenversicherung einen engagierten Arzt, 
der seine reha-wissenschaftliche Arbeit 
auf sehr hohem Niveau betrieben habe, 
so Künzler.

Zwölf Jahre lang arbeitete Hoberg 
als Ärztlicher Direktor der Klinik in 
Bad Malente-Gremsmühlen. In dieser 
Zeit wurde die Mühlenbergklinik Aka-
demisches Lehrkrankenhaus. Wichti-
ge Forschungsprojekte der letzten Jah-
re waren zudem die Entwicklung eines 
Reha-Konzeptes für Menschen mit Mar-
fan-Syndrom sowie das bundesweit ers-
te Programm zur verhaltensmedizinisch 
orientierten kardiologischen Rehabilita-
tion. Die DRV Nord mit Sitz in Lübeck 
betreibt außer in Bad Malente auch in 
Aukrug, in Nebel auf Amrum und Wes-
terland auf Sylt eigene Rehabilitations-
kliniken. (PM/RED)
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Britt Hermes

Prof. Eike Hoberg

D
r. Erik Fritzsche ist Chefarzt des neu-
gegründeten Albertinen Wirbel-
säulenzentrums. Fritzsche ist Fach-
arzt für Neurochirurgie und arbei-

tete nach seinem Medizinstudium in 
Hamburg u. a. als Leitender Oberarzt 
im Wirbelsäulenzentrum des Klini-
kums Dortmund sowie der Endo-Klinik 
Hamburg. Zuletzt war Fritzsche Chef-
arzt in der Asklepios Klinik Wandsbek. 

Das Albertinen-Zentrum hat Stand-
orte am Ev. Amalie Sieveking-Kranken-
haus in Hamburg-Volksdorf (mit Dr. 

Olaf Pingen als Chef der Wirbelsäulen-
chirurgie) sowie am Albertinen-Kran-
kenhaus in Hamburg-Schnelsen (mit 
Dr. Marietta Jansen als Chefärztin der 
Unfallchirurgie). 

Als Schwerpunkte nennt die Ein-
richtung degenerative Erkrankungen 
und unfallbedingte Veränderungen der 
Wirbelsäule. Das Albertinen-Zentrum 
betrachtet den gesamten Hamburger 
Norden und auch angrenzende Regio-
nen in Schleswig-Holstein als sein Ein-
zugsgebiet. (PM/RED)

Von Asklepios zum Albertinen



3 6  //  A R Z T  &  R E C H T J A N UA R  2 0 1 9  |  AU S G A B E  1

Info
Die norddeutsche 
Schlichtungsstelle ist 
zuständig für Ber-
lin, Bremen, Bran-
denburg, Hamburg, 
Mecklenburg-Vor-
pommern, Nieder-
sachsen, Saarland, 
Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein 
und Thüringen. Seit  
Gründung 1976 haben 
mehr als 100.000 Pat-
Patienten ihre Diens-
te in Anspruch ge-
nommen. Die Schlich-
tungsstelle bietet Pa-
tienten, Ärzten und 
Haftpflichtversiche-
rern eine Plattform 
für die außergericht-
liche Klärung von 
Arzthaftungsstreitig-
keiten. Ziel ist, allen 
Beteiligten eine ob-
jektive, kompetente 
Streitbeilegung zu er-
möglichen.

D E R  S C H L I C H T U N G S F A L L

Befunderhebungsmangel bei 
postoperativer Nachblutung
Von Fall zu Fall: Aus der Praxis der Schlichtungsstelle für Arzthaftpflichtfragen der norddeutschen Ärztekammern.

Kasuistik
Die Einweisung einer 47-jährigen Pa-
tientin erfolgte bei ambulant urodyna-
misch gesicherter Belastungsinkonti-
nenz zur Einlage eines alloplastischen 
Bands. Bei der intraoperativen zysto-
skopischen Lagekontrolle wurde eine 
Perforation der Harnblasenwand links 
erkannt. Daraufhin wurde der Tro-
kar entfernt und eine nochmalige Ein-
lage durchgeführt. Bei der zystoskopi-
schen Kontrolle zeigte sich die Harnbla-
senwand intakt. Am Ende des Eingriffs 
war der Urin leicht blutig. Im Aufwach-
raum wurden hypotone Blutdruckwer-
te gemessen, der Puls war konstant. Bei 
subjektiv empfundenem Druckgefühl 
im Bauchraum und geringer Urinaus-
scheidung wurde ein Harnblasenspülka-
theter eingelegt, die Blutdruckkontrol-
len waren konstant systolisch unter 100 
mmHg. Trotz Gabe von Plasma-Expan-
dern und eines blutdrucksteigernden 
Medikaments ließ sich der Blutdruck nie 
über Werte von 100/60 mmHg anheben. 
Die Unterbauchschmerzen nahmen zu, 
die Kreislaufsituation war medikamen-
tös nicht beherrschbar. Am Abend wur-
de eine Revisionsoperation durchgeführt, 
bei der neben den bereits sechs Erythro-
zytenkonzentraten 2.800 ml aufbereite-
tes Blut aus dem Cell-Saver retransfun-
diert wurden. Nach Übernahme des Ein-
griffs durch die Chirurgische Klinik wur-
de die eröffnete Harnblase verschlos-
sen, im Bereich der linken Beckenwand 
erfolgten multiple Umstechungsligatu-
ren. Die Blutgerinnung war durch die 
Massentransfusion ungenügend, sodass 
das Becken austamponiert und der Ein-
griff beendet wurde. Am nächsten Tag 
wurde das belassene Bauchtuch entfernt. 
Zwei Tage später wurde bei zunehmen-
der Schwellung des linken Beins dopp-
lersonografisch eine Phlebo-Thrombose 
nachgewiesen. Nach einer Woche wurde 
nach computertomografisch nachgewie-
senem großem Hämatom im kleinen Be-
cken rechts und neuerlicher Blasenläsion 
eine Revisionsoperation durchgeführt, 
wenige Tage später wurde eine Infekti-
on mit MRSA nachgewiesen, welche ent-
sprechend antibiotisch behandelt wurde.

Im weiteren Verlauf wurde eine 
Beinhebeschwäche als Läsion des Ner-
vus femoralis links diagnostiziert, wobei 
nach Entlassung 57 Tage nach Primär-
eingriff eine Dauerantikoagulation mit 

Marcumar notwendig war, das linke Bein 
bei fortbestehender Schwäche gewickelt 
wurde; es bestehen komplexe Schmerzen 
und Kribbeln in Händen, Müdigkeit und 
Schlaflosigkeit.

Beanstandung der ärztlichen  
Maßnahmen
Die Patientin ist der Ansicht, dass die 
Operation fehlerhaft durchgeführt wor-
den sei und sie nicht nur eine weiterbe-
stehende Harninkontinenz beklage, son-
dern auch vielfältige Beschwerden habe, 
deren Entstehung ihr nicht nachvoll-
ziehbar seien.

Stellungnahme Krankenhaus
Aufgrund des Beschwerdebilds habe eine 
eindeutige Indikation zur Einlage eines 
Bands bestanden. Dabei sei es auf der 
linken Seite zu einer Perforation der Bla-
senwand gekommen, welche erkannt 
und worauf entsprechend reagiert wor-
den sei. Auf die im weiteren Verlauf auf-
getretenen Beschwerden sei adäquat re-
agiert worden, bei Verdacht auf intra-
abdominale Nachblutung sei unverzüg-
lich nachoperiert worden. Aufgrund der 
starken Blutungen an der linken Becken-
wand sei die Chirurgie mit einbezogen 
worden, welche auch den weiteren Ver-
lauf übernommen habe.

Entscheidung der Schlichtungsstelle
Bei der Patientin ist es zu einer Perfora-
tion der Harnblase bei Einlegen eines re-
tropubischen Bands gekommen, welche 
in der Literatur in einer Häufigkeit von 
3 bis 15 Prozent beschrieben wird. Intra-
operativ wurde auf diese Komplikation 
adäquat reagiert.

Postoperativ wurde fehlerhaft auf die 
deutlichen Zeichen einer Blutung und 
einer beginnenden Schocksymptomatik 
nicht adäquat reagiert, es wurden Ery-
throzytenkonzentrate und kreislaufstei-
gernde Medikamente gegeben und feh-
lerhaft die Patientin sogar auf die Nor-
malstation zurückverlegt. Erst am späten 
Abend des ersten postoperativen Tags er-
folgte die Revision, bei der dann der Chi-
rurg hinzugezogen wurde. Eine Re-Ope-
ration war bei der stattgehabten Nach-
blutung unumgänglich, das Ausmaß des 
Eingriffs, des Blutverlusts und damit der 
Folgekomplikationen wie notwendige 
Massivtransfusionen, Blutgerinnungs-
störungen, MRSA-Infektion und ausge-

prägte Thrombosierung des linken Beins 
hätten deutlich reduziert werden kön-
nen, wenn direkt postoperativ – noch auf 
der Überwachungsstation – eine Ultra-
schalldiagnostik und eine sofortige Revi-
sion erfolgt wären. Bei fehlender Stabili-
sierung des Kreislaufs und zunehmender 
Schmerzsymptomatik hätte eine früh-
zeitige Revision innerhalb der ersten vier 
bis fünf Stunden das Ausmaß des Blut-
verlusts, die Gerinnungsstörung mit 
heute noch immer notwendiger Antiko-
agulation und die Folgen der Beinven-
enthrombose deutlich reduzieren, wenn 
nicht sogar völlig verhindern können. 
Eine Revisionsoperation war notwendig, 
die weiteren Interventionen wie Wechsel 
beziehungsweise Entfernung des Bauch-
tuchs, Massentransfusionen und Maß-
nahmen im Rahmen der Thrombose-
behandlung waren vermeidbar. Weiter 
ist eine um neun Monate verzögerte Re-
konvaleszenz als Schaden zu werten. Bei 
zeitgerechter Erkennung und frühzeiti-
ger Revision der Nachblutung wären der 
Blutverlust, der Bluterguss und damit die 
Größe der Wundhöhle und somit die In-
fektionsgefahr drastisch zu reduzieren 
gewesen.

Fazit
Verletzungen von Nachbarorganen bei 
Eingriffen im kleinen Becken gehören 
zu den seltenen, aber nicht immer sicher 
zu vermeidenden Komplikationen. Auf 
die Blasenperforation bei Einlage des 
Bands wurde korrekt reagiert. Im Wis-
sen um die intraoperative Komplikation 
war schon im Aufwachraum die hypo-
tone Blutdrucksituation bei fast fehlen-
der beziehungsweise rein blutiger Uri-
nausscheidung Indikation für eine Ult-
raschalluntersuchung zum Ausschluss 
einer Blasentamponade und/oder ei-
ner Nachblutung im kleinen Becken. 
Die deutlichen Zeichen einer beginnen-
den Schocksituation, der Abfall des Hä-
moglobin-Werts und die zunehmenden 
Schmerzen hätten eine frühere Informa-
tion des diensthabenden Gynäkologen 
notwendig gemacht, sodass von einem 
Befunderhebungsmangel des Pflegeper-
sonals und der Ärzte ausgegangen wer-
den muss.

Prof. Dr. Dr. h.c. med. Eckhard Petri
Ärztliches Mitglied der Schlich-

tungsstelle für Arzthaftpflicht-
fragen
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M
oderne, durch kommunika-
tionstechnische Neuerungen 
mögliche Behandlungsformen 
sollte das Recht vernunftgerecht 
begleiten, aber nicht ausbrem-
sen. Diese auf die telemedizini-
sche Fernbehandlung bezogene 

Zielsetzung war offenbar allgemein ak-
zeptierte Grundlage der Medizinrechtli-
chen Herbsttagung des Instituts für Me-
dizinrecht der Bucerius Law School in 
Hamburg. Vorgegeben hatten sie die bei-
den Institutsleiter, Prof.  Karsten Ga-
ede (Strafrechtler) und Prof. Jens Prüt-
ting (Zivilrechtler): „So hat medizinische 
Fernbehandlung eine große Zukunft.“ 
(Prütting)

BÄK-Präsident Dr. Frank Ulrich 
Montgomery nahm diese positive Ein-
schätzung auf und umschrieb die schon 
seit längerer Zeit bstehende Motivation 
der Ärzteschaft, sich mit diesem Thema 
in Gremien der Körperschaften zu be-
fassen, mit dem treffenden Sprichwort 
„Wer nicht mit der Zeit geht, geht mit der 
Zeit“. Gemeint war, wie besonders in der 
Diskussion deutlich wurde, die Gefahr 
konzentrierter telemedizinischer Akti-
vitäten durch andere Akteure, vor allem 
unternehmerisch konzipierte Call Cen-
ter im In- und Ausland. Aus Sicht der 
Bundesärztekammer gebe es einige Pro-
bleme bei der Fernbehandlung, so etwa 
mit unbekannten Patienten mit Rezept- 
oder AU-Wunsch oder die Qualifikation 
und Arbeitsweise der Ärzte in entspre-
chenden Call Centern.  Konkret werde 
ein Algorithmus entwickelt für den Be-
reich der Notfallversorgung, denn die 
Leitstelle, selbst wenn ärztlich besetzt, 
könnte von manchem Anruf überfordert 
sein. Insgesamt, betonte Montgomery, 
unterliege Fernbehandlung den gleichen 
Anforderungen wie die persönliche Be-
handlung und sei zulässig, wenn sie der 
Arzt nach Recht und Ethos verantwor-
ten könne.

In der Tat, bestätigte Dr. jur. Marlis 
Hübner, Leiterin der BÄK-Rechtsabtei-
lung, die Ärzte müssten selbst den Weg 
der Fernbehandlung gehen, sonst liefen 
sie Gefahr, in einigen Jahren von ande-
ren abgehängt zu werden. Als neue be-
rufsrechtliche Grundlage in diesem Sin-
ne zitierte sie § 7 Abs. 4 Satz 3 der Mus-

terberufsordnung in der Fassung des 
letzten Deutschen Ärztetages 2018 in Er-
furt (siehe Info-Spalte). Die Initiative zu 
dieser Änderung war damals wie berich-
tet von Schleswig-Holstein ausgegangen. 

Auch nach altem Recht sei unstrittig 
Notfallbehandlung als Fernbehandlung 
zulässig. Sonst aber sei die Rechtslage 
im Gesundheitsbereich gekennzeichnet 
durch den Grundsatz persönlicher Leis-
tungserbringung. Dies komme auch in 
den Vorschriften § 48 Abs.1 Nr. 2,3 Arz-
neimittelgesetz und § 15 Abs.1 Nr. 6 Heil-
mittelwerbegesetz zum Ausdruck (Ab-
gabeverbot ohne ärztliches Rezept). Die 
jetzt vorgesehene Lockerung gehe vom 
„Goldstandard des persönlichen Kon-
takts“ aus, erlaube Fernbehandlung aus-
nahmsweise in den geeigneten Fällen, 
die ärztlich vertretbar erschienen und 
eine entsprechende Aufklärung des Pati-
enten beinhalteten. In der Berliner Cha-
rité laufe ein entsprechendes Projekt mit 
1.500 Herzpatienten, das gute erste Er-
gebnisse zeige. Die Deutsche Dermato-
logische Gesellschaft habe bereits eine 
Leitlinie zur Fernbehandlung entwickelt 
(Autor Prof. Matthias Augustin, UKE, 
u. a.). Die BÄK gehe bei ihren Überle-
gungen von verschiedenen Prämissen 
aus, so zu telemedizinischer Beratung 
in Zentren. Die dort angestellten Ärzte 
hätten die normalen ärztlichen Berufs-
pflichten zu beachten. Primärarztmodel-
le seien ebenso wenig möglich wie eine 
arbeitsrechtliche Pflicht, nur telemedi-
zinisch tätig zu sein oder das Niederlas-
sungsrecht der KV zu umgehen. In Ar-
beitsgruppen würden Detailfragen dis-
kutiert wie die Möglichkeit der telemedi-
zinischen Krankschreibung (AU) eines 
bisher unbekannten Patienten: Grund-
sätzlich nein, anders z. B. in der Schweiz 
bis zu fünf Tage mit Widerspruchsrecht 
des Arbeitgebers. 

In der anschließenden Diskussion 
wies Dr. Thomas Schang (Eutin), Vor-
standsmitglied der Ärztekammer Schles-
wig-Holstein, auf die Pionierpositi-
on unseres Bundeslandes hin. Schon im 
Frühjahr 2018 hatte es einen einstimmi-
gen Beschluss gegeben, bevor zahlrei-
che weitere Landesärztekammern ihre 
Berufsordnung ebenfalls änderten. Eine 
wirkliche Gefahr der Konzentration von 

Fernbehandlungen in Call Centern sah 
Schang mit Hinweis auf strenge Rechts-
regelungen in Deutschland nicht.

Haftungsrechtlich jedoch könnten 
einzelne Ärzte gegenüber starken, an-
waltsgestützten Gruppierungen in un-
sicherer Position sein, wenn man den 
Ausführungen von Prof. Christian Kat-
zenmeier (Köln) folgt. Denn Fazit sei-
nes Referats war: „Chancen und Risiken 
der Fernbehandlung sind groß, denn das 
deutsche Haftungsrecht zieht der Fern-
behandlung recht enge Grenzen.“ Es sei 
nicht sicher, dass die Rechtsprechung 
die Fernbehandlung rechtlich anerken-
ne. So habe der 6. Zivilsenat des Bundes-
gerichtshofs bereits entschieden, dass 
der behandelnde Arzt bei schwerer Er-
krankung des Patienten einen Hausbe-
such machen müsse, um sich ein zutref-
fendes Bild zu machen. 2010 urteilte der 
BGH, der Arzt dürfe die Patientenauf-
klärung in komplizierten Fällen nur per-
sönlich, nicht bloß telefonisch durchfüh-
ren. Bei einem Befunderhebungsfehler 
etwa durch unzureichende Information 
des Arztes am Telefon oder Bildschirm 
könne die Rechtsprechung aus einem 
Gesundheitsschaden eine Verursachung 
durch den Arzt annehmen, die nicht der 
Patient beweisen, sondern der Arzt ent-
kräften müsse (Beweislastumkehr zu-
gunsten des Patienten).

Der Arzt sei wie sonst auch schaden-
ersatzpflichtig aus Behandlungsvertrag 
und Gesetz (§ 823 BGB), wenn eine Ist-
Soll-Betrachtung einen Behandlungsfeh-
ler anzeige und wenn dieser ursächlich 
für den Gesundheitsschaden sei. Maß-
stab für das „Soll“ sei der jeweilige medi-
zinische Standard, ein zwischen Berufs-
praxis und Rechtsnorm liegender Maß-
stab. 

Wenn der Arzt bei persönlicher wie 
bei Fernbehandlung eine zutreffende In-
dikation stelle, im Einverständnis (Con-
sent) mit dem Patienten handele und die 
allgemeinen Fachregeln beachte, erfül-
le er die grundsätzlichen Bedingungen 
einer rechtmäßigen ärztlichen Behand-
lung. Entscheidend sei, ob eine konkre-
te Fernbehandlung dem angemessenen 
ärztlichen Behandlungsstandard gerecht 
werde. Hier dürfe etwa der Mindeststan-
dard nicht unterschritten werden, auch 
nicht, wenn momentane Organisations- 
oder Personalprobleme zu einer teleme-
dizinischen Schnellabfertigung führ-
ten. Immerhin positiv: Die Gerichte las-
sen, so der Referent, Verständnis erken-
nen für unterschiedliche Qualitätsstu-
fen medizinischer Einrichtungen. Eine 
Uniklinik unterliege einem strengeren 
Haftungsmaßstab als ein Krankenhaus 
der Regelversorgung (abgestufte Haf-
tungsgrundsätze). Gefordert wird also 
auch für die Fernbehandlung nicht der 
optimale, sondern der erreichbare Stan-
dard. 

Horst Kreussler

F E R N B E H A N D L U N G

Die neue Basis
Die Herbsttagung an der Bucerius Law School beschäftigte sich mit 
den neuen rechtlichen Grenzen der Fernbehandlung und ihren Folgen. 

MBO
§7 Abs.4  Satz 3 „Eine 
ausschließliche Bera-
tung oder Behandlung 
über Kommunikati-
onsmedien ist im Ein-
zelfall erlaubt, wenn 
dies ärztlich vertret-
bar ist und die er-
forderliche ärztliche 
Sorgfalt ... gewahrt 
wird und die Patien-
tin oder der Pat. auch 
über die Besonderhei-
ten der ausschließli-
chen Beratung und 
Behandlung über 
Kommunikationsme-
dien aufgeklärt wird.“
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Herr des Verfahrens. Der Gutachter ist 
lediglich Gehilfe des Gerichts. Seine 
Tätigkeit ist von dem Gericht zu leiten, 
er ist anzuweisen und weisungsabhän-
gig, § 404 a ZPO.

Es besteht eine Pflicht zur Erstat-
tung von Gutachten (§ 407 ZPO), bei 
öffentlich bestellten Gutachtern und
▶ bei Personen, die z. B. in der Wissen-

schaft eine auf dauernden Erwerb ge-
richtete Tätigkeit öffentlich ausüben, 

▶ oder die zur Ausübung einer solchen 
Tätigkeit öffentlich bestellt oder er-
mächtigt sind, also eine Zulassung 
für ihren Beruf benötigen (Lizenz-
träger, also z. B. Ärzte), 

▶ schließlich bei Personen, die sich zur 
Erstattung von Gutachten bereit er-
klärt und den konkreten Auftrag 
nicht unverzüglich abgelehnt haben. 

Dem liegt – wie bei Zeugen, Dol-
metschern und Übersetzern auch – die 
staatsbürgerliche Pflicht zugrunde, die 
Gerichte bei der Wahrheitsfindung in 
zumutbarem Rahmen zu unterstützen. 
Diese Ehrenpflicht geht sonstigen bür-
gerlichen Verpflichtungen vor, d. h. die 
Pflicht zur Erstattung eines Sachver-
ständigengutachtens genießt Vorrang 
vor Berufspflichten, erst recht vor pri-
vaten Vorhaben. Erst die Zumutbar-
keitsschwelle, z. B. gemessen an Art. 
12 GG (Berufsfreiheit), setzt dem eine 
Grenze.

Im Gegensatz zum Sachverständi-
gen bekundet der sachverständige Zeu-
ge lediglich vergangene Tatsachen oder 
Zustände, zu deren Wahrnehmung 
eine besondere Sachkunde erforderlich 
ist (§ 414 ZPO), z. B. vor- bzw. nach-
behandelnde Ärzte. Er kann als Zeu-
ge nicht als befangen abgelehnt werden 
(vgl. § 406 ZPO). Die Vernehmung von 
sachverständigen Zeugen ersetzt nicht 
die von einer Partei beantragte Einho-
lung eines Sachverständigengutach-
tens. Wird der sachverständige Zeuge 
aber dennoch nicht nur zu seinen Tat-
sachenkenntnissen vernommen, son-
dern darüber hinaus bezüglich seiner 
auf Sachkunde beruhenden Wertungen 
und Schlussfolgerungen befragt, gerät 
er in die Position eines Sachverständi-
gen, ist zuvor entsprechend zu belehren 
und insoweit höher zu entschädigen.

S E R I E

Grundlagen zum Sachverständi-
genbeweis im Arzthaftungsrecht
Zweiter Teil unserer Serie zum Arzthaftungsrecht von 
Wolfgang Frahm, Vorsitzender Richter am Schleswig-
Holsteinischen Oberlandesgericht in Schleswig. 

Info
Sachverständige müs-
sen den erforderlichen 
Sachverstand besit-
zen, um kompetent 
und zutreffend die an 
sie gerichteten Fragen 
beantworten zu kön-
nen. Dazu müssen 
sie nicht nur medizi-
nisch-theoretisches 
Wissen besitzen, son-
dern auch über Er-
fahrungen in der Pra-
xis verfügen. Bei der 
Auswahl von Sach-
verständigen wird au-
ßerdem darauf geach-
tet, dass diese objek-
tiv, neutral, unbefan-
gen und verantwor-
tungsbewusst sind. 

2. Grundlagen zum Sachverständi-
genbeweis im Arzthaftungsrecht
Im Arzthaftungsprozess ist wegen feh-
lenden Fachwissens des Gerichts die 
Einholung sachverständiger Beratung 
zur Klärung und Beurteilung beweiser-
heblicher Tatsachen aus dem medizini-
schen Bereich in der Regel unverzicht-
bar. Wenn auch das Gericht sich durch 
Selbststudium, Internetrecherche, He-
ranziehen eines in einem vergleichba-
ren Prozess verwendeten und überzeu-
genden Gutachtens oder Auswertung 
von im Prozess vorgelegter Fachlitera-
tur mit den medizinischen Fragen nä-
her befassen sollte, so reicht dies noch 
nicht für die Erlangung eigener Sach-
kunde aus. Dies ersetzt insbesondere 
kein Sachverständigengutachten, denn 
es sind in Fachbüchern oder den Leit-
linien umfassende Antworten auf den 
konkreten Fall nicht zu finden. 

Obwohl dem Gutachter eine erheb-
liche Verantwortung für das Verfahren 
und insbesondere die gerichtliche Ent-
scheidung zukommt, bleibt das Gericht 

3. Bereits vorliegende Gutachten 
Nicht selten haben sich mit dem konkre-
ten Behandlungsgeschehen schon Sach-
verständige beschäftigt, sei es als Pri-
vatgutachter, als Gutachter der Schlich-
tungsstelle oder der Gutachterkommissi-
on, in einem vorab betriebenen staatsan-
waltschaftlichen Ermittlungsverfahren 
oder aufgrund eines anderen Gerichts-
verfahrens, z. B. wenn es um sozialrecht-
liche Fragen ging. Diese Gutachten kön-
nen aus prozessökonomischen Gründen 
zum Teil in das Arzthaftungsverfahren 
eingeführt werden und die Einholung ei-
nes weiteren Gutachtens ersetzen.
▶ Gerichtlich oder staatsanwaltschaft-

lich eingeholte Gutachten: Sie können 
unabhängig vom Einverständnis der 
Parteien nach § 411 a ZPO verwertet 
werden, wenn sie einem an sich einzu-
holenden Gutachten gleichwertig sind 
(aber: selten). Mit dem Verwertungs-
beschluss des Gerichts ist der Sachver-
ständige dann auch für dieses weitere 
Verfahren bestellt (ohne Verpflichtung 
zur schriftlichen Erstattung eines Gut-
achtens). Der Beschluss ist daher auch 
ihm bekanntzugeben, zumal ihm das 
Urheberrecht aus §§ 17 Abs. 1, 35 UrhG 
zusteht, er es insbesondere bei gewan-
delter Überzeugung (§ 42 UrhG) zu-
rückrufen könnte. 

▶ Privatgutachten, und Gutachten aus 
Schlichtungsverfahren, mit denen sich 
das Gericht und der gerichtlich be-
stellte Sachverständige eingehend zu 
befassen haben und denen daher im 
Prozess ein nicht unerhebliches Ge-
wicht zukommt, sind nicht nach §§ 
402 ff ZPO als Sachverständigenbe-
weis verwertbar, ersetzen ein gericht-
liches Sachverständigengutachten also 
nicht.

▶ Vergleichbar mit den Privat- und 
Schlichtungsgutachten sind die 
von der Patientenseite eingereich-
ten MDK-Gutachten. Diese werden 
zwecks Unterstützung der Patienten 
von den Krankenkassen nach §§ 66, 
275 SGB V eingeholt. Ihnen gebührt 
im Prozess ebenfalls eine sorgfälti-
ge Befassung durch Gerichtssachver-
ständige und Gericht aber auch sie er-
setzen das gerichtliche Sachverständi-
gengutachten nicht. 

4. Gutachtenauftrag
a) Auswahl des Sachverständigen

Anforderungen an die Qualifikation: 
Der Sachverständige muss
▶ objektiv, 
▶ neutral, 
▶ unbefangen, 
▶ verantwortungsbewusst sein 
▶ und den erforderlichen Sach-

verstand besitzen, um kompetent und 
zutreffend die an ihn gerichteten Fra-
gen beantworten zu können. Dazu 
muss er nicht nur medizinisch-theore-
tisches Wissen besitzen, sondern auch 

S E R I E
Unsere Serie zum Arzthaftungsrecht ha-
ben wir in Heft 12/2018 gestartet. Die 
weiteren geplanten Beiträge finden Sie 
unten. Alle Beiträge stammen von Wolf-
gang Frahm, Vorsitzender Richter am 
Oberlandesgericht Schleswig. 
1.  Grundlagen des Arzthaftungsrechts
1.1. Beweiserleichterungen und Beweislast
1.2. Aufklärungsfehlerhaftung
2. Grundlagen zum Sachverständigen-

beweis im Arzthaftungsrecht
3. Bereits vorliegende Gutachten
4. Gutachtenauftrag
5. Pflichten des Sachverständigen
6. Befangenheit
7. Persönliche Erstellung des Gutach-

tens
8. Körperliche Untersuchung des Klä-

gers
9. Aufbau und Inhalt des Gutach-

tens 
10. Verfahren nach Eingang des Gut-

achtens
11. Die Vergütung des Sachverständigen
12. Die Haftung des gerichtlichen Sach-

verständigen
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über Erfahrungen in der Praxis ver-
fügen. Die Sachkunde des Gutachters 
muss überlegen sein; von ihm wird also 
erwartet, dass er eine gegenüber den 
Ärzten seiner Fachrichtung hinausge-
hende Qualifikation besitzt. Er muss 
aber nicht öffentlich bestellt und verei-
digt sein. 

Die Auswahl des Sachverständigen 
liegt im Ermessen des Gerichts. Ist dem 
Richter ein geeigneter Gutachter für 
den maßgebenden Fachbereich nicht 
bekannt, kann er z. B. bei den Ärzte-
kammern Vorschläge einholen. 

Für die Auswahl sind folgende Ge-
sichtspunkte maßgebend:
▶ Das infrage stehende Fachgebiet 

(schwierig bei interdisziplinärer Be-
handlung: zu fragen ist dann, wo der 
Schwerpunkt des Vorwurfs liegt).

▶ Die örtliche Nähe des Gutachters; 
er sollte nicht aus enger räumlicher 
Umgebung zum beklagten Arzt aus-
gewählt werden.

▶ Sind sich die Parteien über die Per-
son des Sachverständigen einig, hat 
das Gericht dem Folge zu leisten; das 
gerichtliche Ermessen reduziert sich 
auf Null (§ 404 Abs. 4 ZPO).

Nicht allein entscheidend ist aber 

▶ die Versorgungsstufe, d. h. z. B. die 
Frage, ob der Sachverständige aus dem 
ambulanten Bereich kommt, wenn 
auch der verklagte Arzt ein niederge-
lassener Mediziner ist (aber: das Ge-
richt muss darauf achten, dass der 
Sachverständige nicht dabei seinen 
höheren Klinikstandard zugrunde 
legt); 

▶ ob der Gutachter öffentlich bestellt ist 
(§ 404 Abs. 2 ZPO);

▶ ob die Parteien Vorschläge zur Person 
des Gutachters unterbreitet haben.

 b) Mündliches oder schriftliches 
Gutachten

Ob ein Gutachten mündlich oder 
schriftlich eingeholt wird, liegt im Er-
messen des Gerichts. Bei einfach gela-
gerten Fällen kann es ausreichen, ein 
mündlich zu erstattendes Gutachten 
einzuholen. Meistens aber holt das Ge-
richt ein schriftliches Gutachten ein. Die 
Grundlage der richterlichen Entschei-
dung, aber auch der anwaltlichen Befas-
sung ist dann gründlicher ausgearbeitet 
und besser nachvollziehbar.

c) Beweisbeschluss 
Der gerichtliche Sachverständige 

wird durch einen Beweisbeschluss be-
stellt. Dabei muss der Gutachter im Be-
schluss nicht zwingend namentlich ge-
nannt werden. Ausreichend ist die Be-
zeichnung der Position des Sachverstän-
digen, wie z. B. „Ärztlicher Leiter der 
psychiatrischen Universitätsklinik X“. Er 
ist dann hinreichend bestimmbar. 

In dem Beschluss des Gerichts kann 
über die Beweisfragen hinaus dem Sach-
verständigen aufgegeben werden, eigene 
Feststellungen zu treffen, z. B.: 
▶ Behandlungsunterlagen (im Original) 

beizuziehen, 
▶ körperliche Untersuchungen des kla-

genden Patienten durchzuführen,
▶ Vor- und Nachbehandler zu befragen 

(bei vorliegender Schweigepflichtent-
bindungserklärung des Klägers).

Es können auch Hinweise an den Sach-
verständigen erteilt werden, z. B.

▶ dem Gericht mitzuteilen, wenn das 
ärztliche Verhalten aus einem anderen 
als dem bislang vorgetragenen Grund 
behandlungsfehlerhaft erscheint,

▶ dass es bei der Kausalitätsbeurtei-
lung nicht um einen medizinisch-na-
turwissenschaftlichen Nachweis geht, 
also nicht um eine mathematische, 
jede Möglichkeit eines abweichenden 
Geschehensablaufs ausschließende, 
von niemandem anzuzweifelnde Ge-
wissheit. Denn für das Gerichtsverfah-
ren ist ein Grad von Gewissheit ausrei-
chend, der Zweifeln eines besonnenen, 
gewissenhaften und lebenserfahrenen 
Beurteilers Schweigen gebietet. Zwei-
fel, die sich auf lediglich theoretische 
Möglichkeiten gründen, für die tat-
sächliche Anhaltspunkte nicht beste-
hen, sind nicht von Bedeutung. Also: 
eine absolute Gewissheit ist nicht ge-
fordert. Vielmehr muss der Sachver-
ständige davon überzeugt sein, dass 
bei vernünftiger Betrachtung, wenn 
überhaupt, nur geringe Zweifel beste-
hen könnten. 
Zum Teil reicht sogar eine deutlich 
überwiegende, auf Tatsachengrund-
lagen beruhende Wahrscheinlich-
keit aus, oder gar nur eine mehr als 
50-prozentige Wahrscheinlichkeit.

Dem Sachverständigen wird regelmä-
ßig eine Frist zur Erstellung des Gut-
achtens gesetzt (§ 411 Abs. 1 ZPO). Bei 
Nichteinhaltung der Frist und nach An-
drohung mit Nachfristsetzung kann ge-
gen den säumigen Sachverständigen ein 
Ordnungsgeld wegen Fristversäumung 
verhängt werden (§ 411 Abs. 2 ZPO). Ist 
auch ein zweites Ordnungsgeld frucht-
los, kann von einer Gutachtenverweige-
rung ausgegangen werden, der zufolge 
dem Sachverständigen – jedenfalls nach 
vorheriger Ankündigung – die durch 
sein Verhalten verursachten Kosten auf-
erlegt und zusätzlich der Gutachtenauf-
trag entschädigungslos entzogen wer-
den kann.

13.2.19
An diesem Tag fin-
det in der Akademie 
der Ärztekammer 
eine Fortbildungsver-
anstaltung mit Rich-
ter Frahm statt, in de-
ren Rahmen es u.a. 
um die Fortbildung 
von Sachverständi-
gen geht.
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Fortbildungstermine bei der Ärztekammer
Ä R Z T L I C H E  F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G

JA N U A R / F E B R U A R
2 2 . 0 1 . Homöopathie – A-Kurs 

Beginn: 9:00 Uhr

2 3 . 0 1 . Seminarreihe Allgemeinmedizin – Schmerz-
Syndrome in der hausärztlichen Versorgung  
Teil 1: BWS-Hüfte-Knie  
Beginn: 16:00 Uhr

0 1 . 0 2 . Psychosomatische Grundversorgung Teil I 
Beginn: 16:00 Uhr

0 8 . 0 2 . Akupunktur Block A 
Beginn: 15:00 Uhr

0 9 . 0 2 . Aktualisierung der Fachkunde im Strahlenschutz 
nach RöV 
Beginn: 9:00 Uhr

0 9 . 0 2 . ACLS-Training (Advanced Cardiac Life Support) 
Beginn: 9:30 Uhr

1 1 . 0 2 . Erwerb der Kenntnisse im Strahlenschutz 
Beginn: 12:00 Uhr

1 1 . 0 2 . Fachkunde Strahlenschutz – RöV Medizin 
Beginn: 12:00 Uhr

1 1 . 0 2 . Grundkurs im Strahlenschutz nach RöV 
Beginn: 13:30 Uhr

1 4 . 0 2 . Spezialkurs im Strahlenschutz nach RöV 
Beginn: 9:00 Uhr

1 8 . 0 2 . Suchtmedizinische Grundversorgung 
Beginn: 9:00 Uhr 

2 2 . 0 2 . Reisemedizinische Gesundheitsberatung 
Beginn: 15:00 Uhr

F O R T-  U N D  W E I T E R B I L D U N G  F Ü R  M E D I Z I N I S C H E S  A S S I S T E N Z P E R S O N A L

 JA N U A R / F E B R U A R / M Ä R Z
1 8 . 0 1 . Praxisnahes Telefontraining 

Beginn: 15:00 Uhr

2 6 . 0 1 . Grundlagen der Arzneimittelkunde und 
-versorgung älterer Menschen 
Beginn: 9:00 Uhr

3 0 . 0 1 . Aktualisierung der Kenntnisse/Fachkunde im 
Strahlenschutz 
Beginn: 9:00 Uhr

0 2 . 0 2 . Modernes Wundmanagement 
Beginn: 8:30 Uhr

0 4 . 0 2 . Strahlenschutzkurs für medizinisches 
Assistenzpersonal 
Beginn: 8:30 Uhr

0 8 . 0 2 . Fachzertifikat Ambulantes Operieren 
Beginn: 15:00 Uhr

1 5 . 0 2 . Qualitätsmanagementbeauftragte/r in 
Einrichtungen des Gesundheitswesens 
Beginn:14:00 Uhr

1 5 . 0 2 . Psychosomatische und psychosoziale Versorgung 
Beginn: 15:00 Uhr

1 6 . 0 2 . EBM/Grundkurs 
Beginn: 9:30 Uhr

2 0 . 0 2 . Notfälle in der Gynäkologie und Geburtshilfe 
Beginn: 15:00 Uhr

2 1 . 0 2 . Prüfungsvorbereitung Labor intensiv 
Beginn: 8:00 Uhr

2 3 . 0 2 . Qualitätsmanagement auf einen Blick 
Beginn: 9:00 Uhr

2 7 . 0 2 . Aktualisierung der Kenntnisse/Fachkunde 
Strahlenschutz 
Beginn: 9:00 Uhr

0 1 . 0 3 . Geriatrische Syndrome und Krankheitsfolgen im 
Alter/Diagnoseverfahren 
Beginn: 15:00 Uhr

0 2 . 0 3 . Tapen kompakt  
Beginn: 9:00 Uhr

0 4 . 0 3 .  Strahlenschutzkurs für medizinisches 
Assistenzpersonal 
Beginn: 8:30 Uhr

I N T E R P R O F E S S I O N E L L E  F O R T B I L D U N G E N

 JA N U A R / F E B R U A R / M Ä R Z
1 8 . 0 1 . Professionell kommunizieren und motivieren 

Beginn 15:00 Uhr

1 9 . 0 1 . Krebsregister in Praxis und Klinik 
Beginn: 9:00 Uhr

2 4 . 0 1 . Kindernotfälle - Kindertrainingszirkel (KiTZ) – 
Atemwege/Atmung (A/B-Probleme) 
Beginn: 17:00 Uhr

3 0 . 0 1 . Notfallmanagement und Basisreanimation 
Beginn: 15:00 Uhr

1 3 . 0 2 . Krebsregister in Praxis und Klinik 
Beginn: 15:00 Uhr

1 5 . 0 2 . Datenverarbeitung, Dokumentation und 
Kommunikation 
Beginn: 14:00 Uhr

1 5 . 0 2 . Case Management/Modul 1: Einführung: 
Handlungsspektren identifizieren und Patienten 
kontaktieren. 
Beginn: 14:00 Uhr

1 6 . 0 2 . Jährliche QM-Pflichtschulung kompakt 
Beginn: 8:30 Uhr

0 2 . 0 3 . Progressive Relaxation – Grundkurs 
Beginn 9:30 Uhr

Kontakt

Akademie der Ärztkammer Schleswig-Holstein
Telefon 04551 803 700
E-Mail akademie@aeksh.de
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Seminarreihe Allgemeinmedizin
23. Januar 2019 von 16:00 - 19:30 Uhr, Fortbildungspunkte: 5
gebührenfrei
Schmerz-Syndrome in der hausärztlichen Versorgung Teil 1: 
BWS-Hüfte-Knie
Schmerz-Syndrome des Achsenskelettes sind die häufigsten 
Schmerz-Störungen in der hausärztlichen Praxis überhaupt. 
Der LWS-Schmerz ist selten lokalisiert, er geht über oder 
grenzt sich ab zu Hüft- und Beinschmerzen. Doch nicht nur in 
ihrer Präsenz sind sie eine große Herausforderung in der haus-
ärztlichen Versorgung, auch in ihren unterschiedlichen Ursa-
chen erfordern sie Geschick und Übung im ärztlichen Han-
deln. Doch wie gehe ich praktisch vor?
Welcher Untersuchungsgang ist hilfreich im hausärztlichen 
Alltag? Wann brauche ich eine Bildgebung? Wann schicke ich 
zum Facharzt? Zum Orthopäden oder zum Neurologen? Was 
darf ich nicht übersehen? Gibt es Red Flags? 
In diesem Kurs üben wir praktisch – bitte Sportbekleidung, 
kurze Sporthose, Sportschuhe und ggf. Sport-BH mitbringen/
unterziehen.
Informationen: Nina Brunken, Telefon 04551 803 760,  
nina.brunken@aeksh.de

Aktualisierung der Kenntnisse/
Fachkunde im Strahlenschutz 
für med. Assistenzpersonal

Am 30. Januar 2019 von 9:00 - 17:15 Uhr,  
Teilnehmergebühr: 100 Euro 
Gem. § 18a der Röntgenverordnung vom 18.06.2002 müssen 
die Kenntnisse/Fachkunde im Strahlenschutz alle 5 Jahre aktu-
alisiert werden. Mit diesem Kurs erhalten Sie die aktuellen In-
formationen zum Strahlenschutz.
▶ Auszüge der Röntgenverordnung
▶ Grundprinzipien des Strahlenschutzes
▶ Qualitätssicherung
▶ Neue Verfahren in der Röntgentechnik
▶ Umgang/Anwendung der Leitlinien der Bundesärztekammer
▶ Ggf. Einstelltechniken
Informationen: Marlies Petrick, Telefon 04551 803 703,  
marlies.petrick@aeksh.de

Der Sachverständige im 
Arzthaftungsrecht
13. Februar 2019 von 15:30 - 19:00 Uhr, Fortbildungspunkte 4
Diese Veranstaltung richtet sich an Ärztinnen und Ärzte, die 
in zivilgerichtlichen Verfahren als Sachverständige mit Arzt-
haftungsfällen befasst sind. Sie bietet sowohl einen praxisori-
entierten Überblick über die maßgebenden Problembereiche 
des Arzthaftungsrechts, als auch eine umfassende Behandlung 
der den Gerichtssachverständigen betreffenden Fragen. Im 
Einzelnen werden die folgenden Themen behandelt: Grund-
lagen zum Arzthaftungsrecht, Gerichtliche Befassung mit be-
reits vorliegenden Gutachten, der Gutachtenauftrag (Auswahl 
des Sachverständigen, mündliches oder schriftliches Gutach-
ten, Beweisbeschluss), zu den Pflichten des Sachverständi-
gen, Befangenheit des Sachverständigen (Gründe der Besorg-
nis der Befangenheit; Versuche, die Befangenheit des Sachver-
ständigen herbeizuführen), Pflicht zur persönlichen Erstellung 
des Gutachtens, Aufbau und Inhalt des Gutachtens, Körperli-
che Untersuchung des klagenden Patienten und das Verfahren 
nach Eingang des Gutachtens.
Informationen: Lea-Sophie Steinke, Telefon 04551 803 722,  
lea-sophie.steinke@aeksh.de

F O R T B I L D U N G S T E R M I N E  AU S  D E M  N O R D E N

JA N U A R / F E B R U A R / M Ä R Z
2 1 .  J A N U A R Ringvorlesung – Global 

Health – Social Determinants 
of Health

UKSH Lübeck, Klinik für 
Kinderchirurgie 
judith.lindert@uksh.de oder
cborn@fz-borstel.de 
Punkte beantragt

2 6 .  J A N U A R Narkose und Beatmung im 
Rettungsdienst

UKSH Kiel Institut für Rettungs- 
und Notfallmedizin
Telefon 0431 500 31551, 31554
notfallmedizin@uksh.de
www.uksh.de/notfallmedizin
Punkte beantragt

3 0 .  J A N U A R „How to make a 
good Abrechnung“ – 
Grundsätzliches und 
Spezielles

Medizinische Qualitätsnetz 
Westküste (MQW) 
Telefon 04832 55261
buero@kreisstelle-dithmarschen.de
Punkte beantragt

3 0 .  J A N U A R Fortbildungsserie 2019
One Step Ahead
Endokrinologie/
NEN Diabetologie/
Ernährungsmedizin

UKSH Kiel, Institut für 
Experimentelle und Klinische
Pharmakologie
Telefon 0431 500 22476 oder 
0431 500 22453
2 Punkte

8 . / 9 .  F E B R U A R Rhythmologie Up2date UKSH Lübeck, 
Telefon 0451 500 44 511
Jasmina.Meyer@uksh.de
www.uksh.de/innere2-luebeck
Punkte beantragt

1 3 .  F E B R U A R Nun doch Druck statt Fluß UKSH Kiel 
Klinik für Anästhesiologie und 
Operative lntensivmedizin
Telefon 0431 500 20701
sonja.heinrich@uksh.de 
Punkte beantragt

2 2 . / 2 3 . 
F E B R U A R

Norddeutsches Symposium 
für klinische Umweltmedizin 
– Erschöpfung als 
Kardinalsymptom 
entzündlicher und nicht 
entzündlicher Erkrankungen

Deutscher Berufsverband 
Klinischer Umweltmediziner e. V.
Fax 030 76904522
dbu@dbu-online.de
www.dbu-online.de 
Punkte beantragt

6 .  M Ä R Z Uro-Onkologisches 
Frühlings-Symposium

Solution akademie GmbH 
K. Groothoff  
Telefon 05194 974490
Punkte beantragt

Weitere Informationen bei den Veranstaltern. Alle Angaben ohne Gewähr.
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iele Jugendliche haben in der Pu-
bertät Schwierigkeiten, sich im ei-
genen Körper wohlzufühlen. Jedes 
zweite Mädchen und jeder dritte 
Junge findet sich zu dick. Wenn Ju-
gendliche in dieser sensiblen Pha-
se zusätzlich psychische Probleme 

haben, können sich zunächst Auffällig-
keiten im Essverhalten und im weiteren 
Verlauf eine Essstörung entwickeln. Wie 
diese sich bemerkbar macht und was bei 
einem Verdacht unternommen werden 
sollte, war Bestandteil des zwölften Se-
geberger Workshops für Kinder- und Ju-
gendgesundheit, zu dem mehr als 130 
Lehrkräfte, pädagogische und sozialpä-
dagogische Fachkräfte, Ärzte und Men-
schen, die sich in ihrer Freizeit in die 
Kinder- und Jugendarbeit einbringen, 
aus ganz Schleswig-Holstein gekommen 
waren. 

Veranstalter des Workshops waren 
der Kreis Segeberg/Fachbereich „Sozi-
ales, Jugend, Bildung, Gesundheit“, die 
Kreis-Gleichstellungsbeauftragte sowie 
das Schulamt des Kreises. Durch die 
Veranstaltung führte Dr. Sylvia Hakim-
pour-Zern, Ärztin für Öffentliches Ge-
sundheitswesen und Allgemeinmedi-
zin aus dem Gesundheitsamt des Krei-
ses Segeberg. „Ziel der Veranstaltung 
war es, die Teilnehmenden als Multipli-
katoren zu gewinnen, damit sie das neu 
erlangte Wissen an jeder Arbeitsstätte – 
sei es in einer Schule, in der Praxis, ei-
nem Amt oder einer anderen Einrich-

tung – an das Kollegium und an Betrof-
fene weitergeben können“, sagte Hak-
impour-Zern. 

Eine Erkenntnis der Veranstal-
tung: Jeder dritte junge Mensch hat sich 
schon mindestens einmal absichtlich 
selbst verletzt. Betroffen sind Jungen 
und Mädchen. Sonia Ludewig, Leiten-
de Psychologin der Vorwerker-Fachkli-
nik für Kinder- und Jugendpsychiatrie, 
-psychosomatik und -psychotherapie 
Lübeck, erläuterte, was professionelle 
Helfer tun können, wenn sie Selbstver-
letzungen wahrnehmen. In ihrem Vor-
trag gab sie Informationen über Häu-
figkeiten, Ursachen und zur Abgren-
zung von Suizidalität, die dann in ei-
nem Workshop vertieft wurden. 

„Suchtmittelkonsum von Jugend-
lichen – nur ein vorübergehendes Phä-
nomen in der Zeit des Erwachsenwer-
dens oder Anzeichen von Suchtentste-
hung?“ fragte Jessica Prieß in ihrem 
Vortrag. Sie ist Diplom-Sozialpädago-
gin, Sozialarbeiterin, Sozialtherapeutin 
und Regionalleiterin der Ambulanten 
und Teilstationären Suchthilfe (ATS) 
Segeberg. Prieß stellte unter anderem 
Kriterien vor, die eine Sucht erken-
nen lassen, sie sprach über Hochrisiko-
faktoren einer Suchtentwicklung und 
wies auf Hilfsmöglichkeiten hin. In ih-
ren Workshops wurden die Inhalte bei-
spielhaft zu Cannabiskonsum und Me-
diennutzung in der Jugendphase ver-
tieft. (PM/RED)

K U R Z  N O T I E R T

Hygieneforum in Heide
Das 6K-Forum Hygiene und Antibiotic Stewardship im Bil-
dungszentrum des Westküstenklinikums Heide setzt die 
Tradition des Hygieneforums Neumünster mit erweiter-
tem Themenspektrum fort. Eingeladen sind Hygieniker, Hy-
gienefachkräfte, Mitarbeiter von Gesundheitsämtern, Ar-
beitsmediziner, Hygieneansprechpartner aus der Pflege, hy-
gienebeauftragte Ärzte, ABS-Experten, Mitarbeiter aus Al-
ten- und Pflegeheimen, Mitglieder von MRE-Netzwerken 
und alle weiteren Interessierten. Am 28. Februar wird es im 
Heider Bildungszentrum u. a. Vorträge und Workshops zur 
Krankenhaushygiene, Antibiotic Stewardship oder zum öf-
fentlichen Gesundheitsdienst geben. Zu den Referenten zäh-
len u. a. Dr. Anne Marcic aus dem Kieler Gesundheitsminis-
terium, Dr. Bärbel Christiansen vom UKSH und Dr. Henrik 
Herrmann, Präsident der Ärztekammer Schleswig-Holstein. 
Die Teilnahmegebühr beträgt 100 € für Ärzte (für Teilneh-
mer aus den 6K-Kliniken ist die Veranstaltung kostenfrei). 
Weitere Informationen beim Bildunsgszentrum unter www.
bildungszentrum-wkk.de (Tel. 0481 7852901)  (PM/RED)

Weiterbildung und Forschung 
Jungen Ärzten mit Interesse an der Forschung werden in den 
kommenden Jahren insgesamt 70 Stellen als Clinician Sci-
entists (CS) in Schleswig-Holstein angeboten. Sechs Stellen 
des CS-Programms werden in diesem Monat besetzt. Das 
interdisziplinäre Programm mit dem Titel „Darm-Gehirn-
Achse: Relevanz für die Entzündungsmedizin und Neuro-
degeneration“ wird von der Else Kröner-Fresenius-Stiftung 
mit einer Million Euro gefördert. Es eröffnet den Ärzten ne-
ben der Facharztausbildung eine fachübergreifende klini-
sche und wissenschaftliche Tätigkeit. Sprecherin des CS-
Programms ist Prof. Daniela Berg. Die Direktorin der Kieler 
Klinik für Neurologie am Universitätsklinikum Schleswig-
Holstein (UKSH) sagt: „Die jungen Kolleginnen und Kolle-
gen werden mit modernsten Methoden Einblicke in Struktur 
und Funktion von Darm und Gehirn gewinnen und durch 
ein besseres Verständnis der komplexen Beziehung zwi-
schen Darm und Gehirn zu neuen Therapieoptionen beitra-
gen. Gleichzeitig erlangen sie die nötigen Kompetenzen, um 
nach Abschluss des Programms selbst wissenschaftliche Ar-
beitsgruppen führen zu können.“ 
In sechs Projekten des Programms können junge Ärzte 
krankheitsübergreifende Entstehungsmechanismen unter-
suchen. Ermöglicht wird dies durch klinische, bildgebende 
und grundlagenorientierte Forschung, für die die CS von der 
Krankenversorgung freigestellt werden. Diese „geschützten 
Forschungszeiten“ sind in einem modular aufgebauten Cur-
riculum festgehalten, das durch ein Mentoringkonzept und 
durch die Vermittlung von Schlüsselkompetenzen flankiert 
wird.  Über sechs Jahre alternieren die Clinician Scientists 
zwischen Forschungs- und klinischen Modulen. Am Ende 
des Curriculums steht die Zulassung zur Facharztprüfung 
und idealerweise die Habilitation. Die CS-Programme fol-
gen einem mit der Ärztekammer Schleswig-Holstein abge-
stimmten modularen Curriculum, in dem die klinische Wei-
terbildung durch privilegierte Rotationen so komprimiert 
wird, dass während der Facharztweiterbildung fast 40 Pro-
zent Forschungszeit entsteht. Mit einer zwölf- bis 18-mona-
tigen Verlängerung können die junge Ärzte die Mindestwei-
terbildung abschließen und zugleich ein eigenständiges For-
schungsprojekt verfolgen und ihre Habilitation erlangen. 
Weitere Informationen über die CS-Programme unter: www.
uksh.de/clinician_scientists. (PM/RED)

P Ä D I A T R I E

Sensible  
Pubertierende  
Workshop des Kreises Segeberg: Hilfe bei Essstörungen, 
Selbstverletzungen, Suchtmittelkonsum und Depression. 

Dr. Sylvia Hakimpour-Zern
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Die Praxis-Klinik Bergedorf in Hamburg ist eine Fachklinik mit elektiven 
Eingriffen der Fachrichtungen OTH/CH/NCH, die nicht an der Not- und 
Unfallversorgung teilnimmt. Für unsere Station mit 18 Planbetten 
suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt weitere

• Fachärzte (m/w)  
 im Bereitschaftsdienst für Nacht-   
 sowie Wochenenddienste   
Bewerbungen/Fragen richten Sie bitte an:

Praxis-Klinik Bergedorf
z. Hd. Tanja Hewelt
Alte Holstenstraße 2, 21031 Hamburg
Telefon: 040 / 7 25 75-290
www.praxis-klinik-bergedorf.de
hewelt@praxis-klinik-bergedorf.de Fachklinik für den

Bewegungs- und Stützapparat

Nähere Informationen zur Stelle finden Sie in unserem Stellenmarkt
unter /
erhalten Sie von Frau Ciriack (043 42) 76 20 - 0.

www.bruecke-sh.de

Leitende/n Fachärztin/Facharzt für

Psychiatrie und Psychotherapie

Für unsere Tagesklinik in Preetz mit 15 Plätzen sowie angeschlossener
Institutsambulanz suchen wir zum nächstmöglichen Termin eine/einen

mit 38,5 Wochenstunden.

Ortsübergreifende Gemeinschaftspraxis
mit den Praxisstandorten

Groß Vollstedt, Rendsburg, Aukrug und Nortorf
sucht

Weiterbildungsassistent/in im Fach Allgemeinmedizin
und/oder

Facharzt/ärztin für Allgemeinmedizin/Innere Medizin  
für die Standorte Rendsburg oder Nortorf

Arbeiten in einem netten Team mit sehr breitem Spektrum, 
Voll- oder Teilzeit möglich, flexible, familienfreundliche 

Arbeitszeiten, gute Bezahlung, Unterstützung bei Fort- und 
Weiterbildung, spätere Teilhaberschaft möglich

Tel. 04305/1234
E-Mail: die-praxis@t-online.de
www.aerzte-gemeinschaft.de

Im Reha-Zentrum Mölln der Deutschen Rentenver-
sicherung Bund – Klinik Föhrenkamp (Hauptindika-
tion: Gastroenterologie und Stoffwechsel), 
193 Betten, ist die Stelle eines/einer

Assistenzarztes/-ärztin in 
Weiterbildung Innere Medizin / 
Allgemeinmedizin
und oder
Facharzt/ärztin für Innere Medizin

in Voll- oder Teilzeit zum 01.04.2019 zu besetzen.

Tätigkeit:
 > Leiten des Arbeitsablaufes einer Station
 > Durchführen aller üblichen klinischen Unter- 
suchungen

 > Erstellen von Therapieplänen und Kontrolle 
der durchzuführenden Behandlungen

 > Führen der Krankengeschichten
 > Entwerfen von Entlassungsberichten
 > Durchführen von Sonderaufgaben

Weiterbildungsermächtigungen:
 > 2 Jahre Innere Medizin / Allgemeinmedizin
 > 1 1/2 Jahre Diabetologie
 > 1 Jahr Sozialmedizin
 > 1 Jahr Orthopädie
 > 3 Jahre Physikalische und Rehabilitative Medizin

Bei Rückfragen steht Ihnen die Ärztliche Direktorin 
Frau Prof. Dr. med. Zietz (Tel.-Nr. 04542/802-160) 
zur Verfügung.

Das Arbeitsverhältnis und die Eingruppierung ist 
bestimmt nach dem Tarifvertrag der Deutschen 
Rentenversicherung Bund (TV DRV-Bund). Wir haben 
uns die berufliche Förderung von Frauen zum Ziel 
gesetzt und freuen uns besonders über Bewerbun-
gen von Frauen. Schwerbehinderte Menschen im 
Sinne von § 68 SGB IX werden bei gleicher Eignung 
bevorzugt berücksichtigt.

Bewerbungen mit Lebenslauf, Lichtbild und ausführ-
lichen Unterlagen bitten wir bis zum 04.02.2019 zu 
richten an: 

Deutsche Rentenversicherung Bund
Frau Prof. Dr. med. Zietz
Reha-Zentrum Mölln, Klinik Föhrenkamp
Birkenweg 24, 23879 Mölln
Tel.: 04542/802-161 oder Fax 04542/802-199

Beilagenhinweis  
Diese Ausgabe enthält Beilagen  

vom Tabea Krankenhaus Hamburg  www.aeksh.de
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Die Klinik Preetz ist Teil der allgemeinnützig anerkannten Gesundheits- und Pfl egeeinrichtungen des Kreises Plön. Wir bieten eine professionelle 
Gesundheitsversorgung für den gesamten Kreis Plön, die ganze Familie, das ganze Leben und das an 365 Tagen im Jahr, rund um die Uhr. 
Familiäres und menschliches Miteinander, ein professioneller Anspruch über das übliche Maß hinaus, verbunden mit einer soliden, bodenständigen 
Grundhaltung, zeichnen uns aus. Moderne Medizin mit Herz und Wärme – das ist unser Selbstverständnis!

Für die Abteilung Gynäkologie und Geburtshilfe suchen wir zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/n

Oberärztin/Oberarzt
in Vollzeit (Aufteilung in Teilzeitarbeitsplätze möglich).

   Ihre Aufgaben

   •  Konservative und operative Geburtshilfe
   •  Gynäkologische Operationen
   •  Stationäre und ambulante Patientenversorgung
   •  Unterstützung der Weiterbildung von Assistenzärztinnen/Assistenzärzten
   •  Teilnahme am fachärztlichen Hintergrunddienst (Rufbereitschaft)

   Ihr Profi l

   •   Anerkennung als Fachärztin/Facharzt für Gynäkologie und Geburtshilfe nach deutschem Recht
   •   Expertise in allen gängigen diagnostischen und therapeutischen gynäkologischen und geburtshilfl ichen Verfahren

   Unser Angebot 

   •   Gynäkologische/geburtshilfl iche Abteilung mit 19 Betten (ca. 500 Geburten pro Jahr) und einer überdurchschnittlich hohen Patienten-
zufriedenheit im Bereich Gynäkologie und Geburtshilfe

   •   Volle Weiterbildung im Gebiet der Frauenheilkunde und Geburtshilfe
   •   Alle Operationen des gynäkologischen Fachgebietes
   •   Breites therapeutisches Spektrum mit Schwerpunkt Urogynäkologie und minimalinvasive Operationen
   •   Entlastung des ärztlichen Dienstes von administrativen Tätigkeiten durch Kodierfachkräfte und dem medizinischen Schreibdienst
   •   Einbindung in ein engagiertes und sympathisches Team
   •   Unbefristete Anstellung in einer Klinik mit familiärer Arbeitsatmosphäre
   •   Entgelt gem. EG III TV-Ärzte/VKA inkl. betrieblicher Altersversorgung
   •   Möglichkeit der Fortbildung mit Kostenzuschuss
   •   Hohe Lebensqualität in der ostholsteinischen Urlaubsregion

Für erste Informationen stehen Ihnen Herr Dr. Achim Niesel, Chefarzt, Tel.: 04342 801-200, und Frau Dr. Sünje Keden, ltd. Oberärztin, 
Tel.: 04342 801-1018, zur Verfügung.Sie können uns auch unverbindlich kennenlernen: Gerne bieten wir Ihnen Gelegenheit, einen Tag zu 
hospitieren. Eine Hospitation ist eine hervorragende Gelegenheit, sich vor Ort ein Bild über unsere Arbeit und die Atmosphäre bei uns 
zu machen. Zusammen mit Ihnen möchten wir unser Team stärken.

Wir freuen uns auf Ihre Online-Bewerbung!
Sie können uns Ihre Bewerbung auch per E-Mail zukommen lassen an: personalabteilung@klinik-preetz.de
Sollten Sie sich schriftlich bewerben möchten, richten Sie Ihre Bewerbung bitte an:

Gesundheits- und Pfl egeeinrichtungen des Kreises Plön gGmbH
Personalwesen | Am Krankenhaus 5 | 24211 Preetz | www.klinik-preetz.de

Stellenanzeigen
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Die Klinik Preetz ist Teil der allgemeinnützig anerkannten Gesundheits- und Pfl egeeinrichtun-
gen des Kreises Plön. Wir bieten eine professionelle Gesundheitsversorgung für den gesamten 
Kreis Plön, die ganze Familie, das ganze Leben und das an 365 Tagen im Jahr, rund um die 
Uhr. Familiäres und menschliches Miteinander, ein professioneller Anspruch über das übliche 
Maß hinaus, verbunden mit einer soliden, bodenständigen Grundhaltung, zeichnen uns aus. 
Moderne Medizin mit Herz und Wärme – das ist unser Selbstverständnis!

Wir suchen für unsere Anästhesieabteilung zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/n

Facharzt für Anästhesiologie (m/w)
in Vollzeit (Aufteilung in Teilzeitarbeitsplätze möglich).

   Ihre Aufgaben

  •   Einsatz im klinischen Bereich
  •  Abteilungen: Visceralchirugie, Unfallchirugie, Gynäkologie / Geburtshilfe und Urologie)
  •  Teilnahme am Bereitschaftsdienst

   Unser Angebot 

  •   Einbindung in ein motiviertes Ärzteteam mit fl achen Hierarchien
  •   Modern ausgestattete Arbeitsplätze im OP und Aufwachraum (inkl. Sono, Videolaryngos-

kop und Bronchoskop)
  •   Abwechslungsreiches Arbeiten mit dem Einsatz aller gängigen Allgemein- und Regional-

anästhesieverfahren mit einem Leistungsumfang von rd. 3.500 Anästhesien pro Jahr
  •   Möglichkeit zur Teilnahme an umfangreichen Fort- und Weiterbildungen inklusive fi nanzi-

eller Förderung
  •   Individuelle Vereinbarung der möglichen/gewünschten Arbeitszeit
  •   Vergütung nach dem TV-Ärzte/VKA einschl. Zusatzversorgung

Sie können uns auch unverbindlich kennenlernen: Gerne bieten wir Ihnen Gelegenheit, einen 
Tag zu hospitieren. Für erste Informationen stehen Ihnen die ltd. Ärzte Frau Dr. Landmann 
(Tel.: 04342 801-1047) und Herr Dr. Biallas (04342 801-270) gerne zur Verfügung.

Wir freuen uns auf Ihre Online-Bewerbung!

Sie können uns Ihre Bewerbung auch per E-Mail zukommen lassen an:
personalabteilung@klinik-preetz.de
Sollten Sie sich schriftlich bewerben möchten, richten Sie Ihre Bewerbung bitte an:

Gesundheits- und Pfl egeeinrichtungen des Kreises Plön gGmbH
Personalwesen | Am Krankenhaus 5 | 24211 Preetz | www.klinik-preetz.de

Kinderarzt (m/w) gesucht
Wir suchen für eine nette,

lebhafte Gemeinschaftspraxis
in Kiel einen Kinderarzt (m/w)

zur Mitarbeit.
Chiffre: 2505/10194

Das Hausärztliche Zentrum
am Alten Markt in Kiel sucht
Weiterbildungsassistent/in
(Voll- oder Teilzeit), gute

Bezahlung, flexible
Arbeitszeiten können

vereinbart werden, Infos
unter: www.hausaerzte-
altermarkt.de, E-Mail:
drleybold@t-online.de

Hinweis:
Alle Anzeigen beruhen 
auf Angaben der Anzei-
genkunden und werden 
nicht von der Redaktion 
geprüft. Verlag, Herausge-
ber und Redaktion kön-
nen keine Gewähr dafür 
übernehmen, dass die 
Angaben – auch zu den 
Weiterbildungsbefugnis-
sen – korrekt sind. Unter 
www.aeksh.de finden Sie 
die aktuellen Listen der 
weiterbildungsbefugten 
Ärztinnen und Ärzte in 
Schleswig-Holstein. Ent-
sprechende Beschwer-
den über unrichtige An-
gaben, insbesondere zu 
falschen Aussagen hin-
sichtlich der Weiterbil-
dungsbefugnis, können 
nach den berufsrechtli-
chen Vorschriften ver-
folgt werden. Auf even-
tuelle zivilrechtliche Fol- 
gen, wie Schadensersat-
zansprüche, wird hinge-
wiesen. Gewerbliche An-
zeigen stellen keine re- 
daktionellen Beiträge dar. 

Die Redaktion

JETZTONLINEZUSTIFTEN!



Anzeigen 47

Stellenanzeigen

Ärztinnen und Ärzte
zum nächstmöglichen Zeitpunkt für den Einsatz als Honorarkraft gesucht.
Die Aufgaben sind vielfältig und umfassen insbesondere Begutachtungen von Kindern im 
Vorschulalter bei Maßnahmen der Eingliederungshilfe, sowie Untersuchungen von Kindern 
und Jugendlichen im Auftrag der Schulen.
 
Die durchschnittliche Arbeitszeit kann ab 10 Wochenstunden flexibel vereinbart werden.
Eine ärztliche Approbation ist erforderlich. Berufliche Erfahrungen im Umgang mit Kindern, 
Jugendlichen und Familien wären hilfreich, die erforderliche Qualifikation wird bei der Ein- 
arbeitung vermittelt.
 
Bitte bewerben Sie sich bis zum 28.01.2019 formlos postalisch unter Hansestadt 
Lübeck, Bereich Gesundheitsamt, Herrn Dr. Zenkl, Sophienstr. 2-8, 23560 Lübeck oder 
elektronisch unter gesundheitsamt@luebeck.de.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung und bieten eine interessante Tätigkeit in einem ange-
nehmen Betriebsklima.
Für fachbezogene Fragen steht Ihnen Herr Dr. Zenkl (Tel.: 0451 122-5331) zur Verfügung, 
bei Fragen zur Vertragsgestaltung Herr Schultz (Tel.: 0451 122-5311).

Zur Verstärkung des Kinder- und Jugendärztlichen Dienstes des Gesundheitsamtes 
Lübeck werden

Das Malteser Krankenhaus St. Franziskus‐Hospital in Flensburg sucht einen
Oberarzt (w/m) der Klinik für Geriatrie und Frührehabilitation
Leben & Arbeiten im schönsten Segelrevier Deutschlands
Interesse: www.malteser‐franziskus.de oder 0461 816‐2515

 

Wir suchen für die private Fastenklinik Schloss Warnsdorf eine / n FA / FÄ für Innere oder Allgemeinmedizin 
mit Kenntnissen in Naturheilverfahren, Komplementärmedizin und / oder Psychotherapie für eine Drei- 
viertel- oder Vollzeitstelle. Ihre Bewerbung richten Sie bitte an Schloss Warnsdorf Klinik Dr. Scheele GmbH,  
Heike Mohr, Schlossstraße 10, 23626 Warnsdorf, E-Mail: hmohr@schloss-warnsdorf.de  
(Vorabinfo unter Telefon: 04502 840-100)W SCH LOSS

ARNSDORF

P R I VAT K L I N I K

Gastroenterologische  
Praxis Ostholstein

 Wir suchen eine(n) 
gastroenterologische(n) 

Kollegin(en) für die 
Übernahme des Facharzt-
sitzes 2019 oder später in 
einer modernen  fachärzt-

lichen / hausärztlichen 
Praxisgemeinschaft.     

Die Praxisräume befin-
den sich zukunftssicher 
in einem Ärztehaus mit 

Anbindung an das örtliche 
Krankenhaus. 

Wir freuen uns auf Ihre 
Bewerbung.

Bitte beachten Sie auch 
unsere Website  www.
internisten-oldenburg- 

holstein.de

 Info bitte an 
ostholsteinendo2019@

gmail.com 
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Das Klinikum Itzehoe ist eines der größten Krankenhäuser in 
Schleswig-Holstein und Lehrkrankenhaus der Universitäten Kiel, 
Lübeck und Hamburg. Wirtschaftlicher Erfolg bestätigt unsere 
Arbeit.

Das Klinikum Itzehoe und das Medizinische Versorgungszentrum 
Steinburg gGmbH (ein 100-prozentiges Tochterunternehmen 
des Klinikums Itzehoe) suchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
eine/einen

» Fachärztin/Facharzt 
 Neurochirurgie

in Voll- oder Teilzeit
Wir bieten Ihnen eine Tätigkeit in beiden Unternehmen oder 
alternativ in nur einem Bereich. Im Klinikum Itzehoe sind Sie in 
der Sektion Wirbelsäulenchirurgie der Klinik für Unfallchirurgie 
und Orthopädie tätig.

Ihre Aufgaben im Klinikum Itzehoe:
 - Operative und konservative Behandlung traumatischer und 

nichttraumatischer Wirbelsäulenerkrankungen (Schwerpunkt: 
mikrochirurgische Versorgung degenerativer Erkrankungen)

 - Versorgung neurochirurgischer Notfälle

In unserem MVZ versorgen wir fachübergreifend jährlich ca. 
14.000 Patienten und führen 150 ambulante Operationen durch. 
Zum MVZ gehören Praxen für Chirurgie, Diabetologie, Anästhesio-
logie, Neurochirurgie, Psychotherapie sowie Gynäkologie. 

Ihre Aufgaben im MVZ:
 - Ambulante Tätigkeit im MVZ
 - Selbstständige Betreuung von Patienten mit Wirbelsäulen-

erkrankungen

Wir wünschen uns von Ihnen:
 - Kommunikative Fähigkeiten und gute soziale Kompetenz
 - Freude an der Arbeit im Team
 - Flexibilität, überdurchschnittliches Engagement und Einsatz-

bereitschaft
 - Hohes Maß an Eigenständigkeit

Wir bieten Ihnen:
 - Qualitativ hochwertige radiologische Ausstattung und 

Versorgung
 - Abwechslungsreicher, innovativer und wachsender Arbeitsbereich
 - Freundliches, motiviertes Team und sehr gutes Arbeitsklima

Für erste Fragen steht Ihnen 
Frau Dittmer unter der Telefon-
nummer 04821 772-3200 gerne 
zur Verfügung. Schwer behinderte 
Bewerberinnen und Bewerber 
werden bei gleicher Qualifikation 
vorrangig berücksichtigt. 
Bewerben Sie sich gerne online 
über unser Bewerberportal.

Klinikum Itzehoe 
Personalmanagement
Robert-Koch-Str. 2
25524 Itzehoe

Referenznummer 149-18 

Weitere Informationen  
finden Sie unter:  
www.klinikum-itzehoe.de/karriere

Keine Lust mehr auf Nachtdienste
und Wochenendarbeit?

Wir suchen einen Facharzt/Fachärztin für Innere oder
Allgemeinmedizin (in Vollzeit oder Teilzeit) als Verstärkung für unsere

hausärztliche Gemeinschaftspraxis in Neumünster.
Wir bieten eine modern ausgestattete Praxis, nettes Patientenklientel,
familienfreundliche Arbeitszeiten und eine übertarifliche Bezahlung.

Gemeinschaftspraxis Gadeland
Segeberger Str. 56 a
24539 Neumünster
Tel.: 04321-97750

eMail: kontakt@praxis-gadeland.de

Stellenanzeigen

Fortbildungen

 

60. Seminar für ärztliche Fort- und Weiterbildung
Sylt-Westerland vom 2. – 7. Juni 2019
Zertifiziert durch die ÄK Schleswig Holstein sowie DMP-Anerk.
Leitung: Prof. Dr. H. Hamm, Hamburg, Prof. Dr. J. Braun,  
Großhansdorf, Prof. Dr. J. vom Dahl, Mönchengladbach,  
Prof. Dr. M. Kentsch, Itzehoe, Prof. Dr. M. Klouche, Bremen,  
H. Theede, Flensburg.
Info/Anmeldung: www.westerland-seminar.de
info@westerland-seminar.de
Ansprechpartner: Barbara Fikau, Tegelring 19 a, 25899 Niebüll
Tel. 04661 675555; Fax 04661 6058417

Nordwestdeutsche Gesellschaft für
ärztliche Fortbildung e. V.

Ausbildungsinstitut für Psychotherapie (TP und VT) und Psychoanalyse
unter ärztlicher Leitung.

Durch die Ärztekammer Schleswig-Holstein anerkannte Weiterbildung
in allen P-Fächern – Theorie – Selbsterfahrung – Supervision – Balint –
Entspannungsverfahren
Patienten-Behandlungen werden über die KV abgerechnet und die Kandidaten 
werden an den Einnahmen (derzeit ca. 61,– € pro Behandlungs-Std.) beteiligt, 
darüber finanziert sich die Weiterbildung selbst.

Bereiche und Gebiete:
Facharzt – Psychiatrie-Psychotherapie (TP und VT)
Facharzt – Psychosomatische Medizin (TP und VT)
Facharzt – Kinder- u. Jugendlichen-Psychiatrie und Psychotherapie (TP)
Zusatzbezeichnung Psychoanalyse
Zusatzbezeichnung Psychotherapie fachgebunden (TP und VT)
Gruppentherapiefachkunde
EMDR-Fachkunde

Die Theorieausbildung findet am Institut in Lübeck statt, alles andere dezentral.

Für weitere Informationen und Anfragen:
ZAP-Nord-GmbH · Fackenburger-Allee 1 · 23554 – Lübeck
Tel.: 0451 48660700 · sekretariat@zap-nord.de

Lehrinstitut Lübeck
Zentrum Ausbildung Psychotherapie · ZAP Nord

Integrative ärztliche Weiterbildung  
in allen P-Fächern in Lübeck

 www.aeksh.de
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Fachberater

Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren.

DELTA Steuerberatung
Bad Segeberg  |  Heide  |  Hamburg

Die Berater für Ärzte 
seit über 50 Jahren

Hindenburgstraße 1 · 23795 Bad Segeberg
Tel. 0 45 51 - 8 80 80 · www.kanzleidelta.de

Steuerberatungsgesellschaft mbH
Bad Segeberg  Heide  Hamburg

Hindenburgstraße 1  23795 Bad Segeberg
Tel.: 04551/8808-0

Zweigstelle Heide  Tel.: 0481/5133
Zweigstelle Hamburg  Tel.: 040/61185017

 mail@kanzleidelta.de
www.kanzleidelta.de

Wirtschafts- und Steuerberatung 
für Heilberufl er

AMT Abken Medizintechnik GmbH  ·  Langenharmer Weg 219  ·  22844 Norderstedt

Wir wünschen Ihnen …

... einen guten und erfolgreichen 
Start in das neue Jahr 2019! 
Auch im kommenden Jahr steht Ihnen das
AMT-Team gerne mit Rat und Tat zur Seite!

www.amt-abken.de

Tel. 040 - 180 10 282  ·  info@amt-abken.de  ·  www.amt-abken.de

Praxisabgabe / Praxisgesuch Verschiedenes  

Fachberater

 
 
 
 
 
 
 
    

    Ihre Spezialisten für alle Rechtsfragen 
 im Gesundheitswesen! 
 

 

 Insbesondere Beratung für   - Ärzte | Zahnärzte 
  - Apotheken 
  - Krankenhausträger 
  - Berufsverbände 
  - Sonstige Unternehmen im Gesundheitswesen 
 

 Vom Arbeitsrecht bis zur Zulassung – unsere Kanzlei steht für persönliche, 
individuelle und zielgerichtete Rechtsberatung und Vertretung. Erfahren Sie mehr über 
unser umfassendes Leistungsportfolio unter 

  Praxisrecht.de 
 oder vereinbaren Sie einen persönlichen Termin. 
  Kanzlei Hamburg 

 Rechtsanwälte & Fachanwälte für 
Medizinrecht | Steuerrecht 

Lokstedter Steindamm 35  22529 Hamburg 
fon      +49 (0) 40 – 2390876-0 
e-mail  hamburg@praxisrecht.de 

 

Suche 1/2 KV-Sitz Gyn., Großraum Kiel, 
Radius ca. 50 km. Ab 1.1.20 oder später

Tel. 0171-3693557

GP für Pränataldiagnostik 
Etablierte, erfolgreiche GP im 

Norden sucht Nachfolger! 
01712344231, Dr. Krüger, MLP

Hausärztlicher KV Sitz oder Einzelpraxis zeitnah 
zum Kauf im MB Kiel gesucht.

Ablösesumme über Marktwert realisierbar.
hausarztsitz-kiel@web.de

NEUE BALINTGRUPPE LÜBECK                        
Dr. V. Engelmann, Tel. 0451 36402

Ihre Spende hilft

www.senioren-bethel.de
pflegebedürftigen alten Menschen!

Hinweis:
Herausgeber und Redaktion können keine Gewähr dafür 
übernehmen, dass die ausgeschriebenen Praxen im Sinne der 
Bedarfsplanung bedarfsgerecht sind. Interessenten werden 
gebeten, sich mit der Kassenärztlichen Vereinigung Schleswig- 
Holstein in Verbindung zu setzen.
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AKIS
Der Service Ihrer 
Ärztekammer  
online:

Das Ärztekammer-
Informations-System 
(„AKIS“) ist eine On-
line-Kommunika-
tions- und Service-
Plattform der Ärzte-
kammer Schleswig-
Holstein, über die Sie 
einfach und sicher 
Kontakt zu Ihrer Ärz-
tekammer aufnehmen 
können.  
Den Zugang finden 
Sie auf der Homepage 
der Ärztekammer 
www.aeksh.de un-
ter Login. Bei Fragen 
wenden Sie sich gern 
telefonisch an das 
Mitgliederverzeich-
nis/Ärzteverzeichnis 
oder per Mail an mit-
glied@aeksh.de



Fachberater

Impressum
bitte ersetzen

Stingl • Scheinpflug • Bernert
vereidigte Buchprüfer und Steuerberater
Partnerschaftsgesellschaft
Spezialisierte Beratung für Ärzte

• Finanz- und Lohnbuchhaltung

•  Quartals-Auswertung Chef-Info sowie  
betriebswirtschaftliche Beratung 
Liquiditäts-, Rentabilitäts- und Steuerberechnung

•  Steuerliche Konzeption, Gestaltung und 
Betreuung von (neuen) Kooperationsformen:  
MVZ, BAG, Ärztenetze

•  Existenzgründung

Ihre fachlich kompetenten Ansprechpartner
Anette Hoffmann-Poeppel – Steuerberaterin
FACHBERATERIN für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

FACHBERATER für das Gesundheitswesen (DStV e.V.)

Am Dörpsdiek 2 • 24109 Kiel / Melsdorf
Tel. 04340-40700 • info@stingl-scheinpflug.de
www.stingl-scheinpflug.de

Partnerscha� sgesellscha�  mbB, 
Wirtscha� sprüfungsgesellscha� , Steuerberatungsgesellscha� 

Fachspezi
 sche Steuerberatung für Heilberufe
Betriebswirtscha� liche Beratung / Liquiditätsanalyse und -planung / 

 Unterstützende Begleitung von Existenzgründung / Finanz- und Lohnbuchführung
Rohwer & Gut unterstützt mit Standorten in Lübeck und Kiel nieder   gelassene Ärzte seit über 60 Jahren dabei, 

ihren Handlungs spielraum  e�  zient  auszuschöpfen und die Praxis  betriebswirtscha� lich voranzubringen. 
Richard-Wagner-Straße 6, 23556 Lübeck, Tel. (0451) 48414-0, Fax (0451) 48414-44/ 

Holtenauer Straße 94, 24105 Kiel, Tel. (0431) 5644-30, Fax (0431) 5644-31
info@rohwer-gut.de,  www.rohwer-gut.de

Rechtsanwältin

Bei allen rechtlichen Fragen rund um Ihre Arztpraxis, z. B. Praxisgründung, 
Kooperationen (PraxisG, BAG, MVZ), Abgabe oder Kauf von Arztpraxen, 
Honorar, Berufsrecht, Arbeitsrecht, Forderungsmanagement:
Sprechen Sie uns gerne an!



SCHLESWIG-HOLSTEINS 
BESTER STELLENMARKT 
FÜR ÄRZTE 

LIEBE LESERINNEN UND LESER DES SCHLESWIG-HOLSTEINISCHEN ÄRZTEBLATTES,

mit der Ausgabe 01/2019 endet die Zusammenarbeit der atlas Verlag GmbH und der  
Ärztekammer Schleswig-Holstein. Das gesamte atlas Verlag-Team bedankt sich bei den  
treuen Anzeigen-Kunden und allen Beteiligten der Ärztekammer Schleswig-Holstein  
für die erfolgreiche und reibungslose Zusammenarbeit.
Wir wünschen Ihnen einen tollen Start in ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2019!

HERZLICHST, IHR ATLAS-TEAM

w w w . p v s - s e . d e / c o n n e c t

PVSconnect - die Finanzdiagnose für Ihr PVS Konto
Rechnungen, Zahlungseingänge und offene Posten. Alle Dokumente & individuelle  
Auswertungen sofort im Zugriff - geräteunabhängig, sicher und schnell. 
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